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124. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 25. September 1996 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung weise ich darauf 
hin, daß, abweichend von der Ihnen vorliegenden 
Tagesordnung, die Fraktion der SPD nur einen Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundeswahl-
gesetzes auf Drucksache 13/5582 eingebracht hat. 
Interfraktionell ist vereinbart worden, bei den unter 
Tagesordnungspunkt 2 stehenden Vorlagen von der 
Frist für den Beginn der Beratung abzuweichen. Sind 
Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ver-
fahren wir so. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß die von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangte Aktuelle 
Stunde zur Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlin-
gen nach Bosnien-Herzegowina erst im Anschluß an 
die Fragestunde gegen 16.15 Uhr stattfinden wird. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Themen der heutigen 
Kabinettssitzung mitgeteilt: Aufbau Ost - Chancen 
und Risiken für Deutschland und Europa, Gesetz 
zum Schutz des Bodens und Gesetz über den Ama-
teurfunk. 

Das Wort  für den einleitenden fünfminütigen Be-
richt hat der Bundesminister für Wirtschaft, 
Dr. Günter Rexrodt. Bitte, Herr Minister. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wi rtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir ha-
ben heute, kurz vor dem sechsten Jahrestag der Ver-
einigung, den 2. Bericht über den Aufbau Ost vorge-
legt und ihn mit vielen namhaften Persönlichkeiten 
aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft abgestimmt, 
die besonderen Einblick in die Situation der neuen 
Bundesländer haben. Der Be richt - das ist ein Spie-
gel der Situation - weist eine Menge Licht, aber auch 
Schatten auf. 

Ich habe auf der Aktivseite unserer Zwischenbi-
lanz festzuhalten, daß die Produktivität von 1991 bis 
1995 von 31 Prozent auf 55 Prozent und die Brutto-
einkommen von 47 auf 72,4 Prozent des Westniveaus  

gestiegen sind, daß wir hohe nominale Anlageinve-
stitionen haben und daß Enormes bei der Verbesse-
rung der Infrastruktur - Telefonanschlüsse, Bundes-
fernstraßen und Schienenstrecken - geschaffen wor-
den ist. 3,6 Millionen Wohnungen wurden mit Bun-
desmitteln saniert und modernisiert. Die Privatisie-
rung ist alles in allem - trotz vieler Fehler und Unzu-
länglichkeiten - gut vorangekommen, und es gibt 
mittlerweile mehr als 500 000 mittelständische Unter-
nehmen in den neuen Ländern, die 3,4 Millionen 
Menschen beschäftigen. Das ist ein Ergebnis großer 
solidarischer Anstrengungen, von Reformbereitschaft 
im Osten und großer finanzieller Transferleistungen, 
die sich auf dreistellige Milliardenbeträge im Jahr 
belaufen. 

Es gibt aber auch eine Passivseite, und diese will 
ich nicht verschweigen. Sie lädt uns nämlich ein und 
fordert  uns auf, nach wie vor große Anstrengungen 
auf die Entwicklung der neuen Bundesländer zu ver-
wenden. Die Passivseite weist eine geringe Eigenlei-
stungsfähigkeit der ostdeutschen Wirtschaft aus, die 
weniger als zwei Drittel beträgt. Produktivität und 
Lohnentwicklung klaffen auseinander. Wir haben 
eine hohe Unterbeschäftigung - wenn wir die Men-
schen berücksichtigen, die in verschiedenen staatli-
chen Maßnahmen beschäftigt sind, liegt sie bei 
25 Prozent - und eine geschmälerte indust rielle Ba-
sis, was sich bei der Bruttowertschöpfung und beim 
Exportanteil niederschlägt. Es muß noch viel getan 
werden. Auch die insgesamt verschlechterte Kon-
junktur hat zu Schwierigkeiten geführt. 

Wir werden aber das Ziel nicht aus den Augen ver-
lieren, in Ostdeutschland eine wettbewerbsfähige 
Wirtschaft aufzubauen, die nicht mehr auf Transfers 
angewiesen ist. Um das sicherzustellen, müssen die 
Tarifparteien Veränderungen vornehmen. Denn die 
hohen Lohnstückkosten, die Differenz von Produkti-
vität und Lohnniveau, ist eine der maßgeblichen Ur-
sachen dafür, daß die ostdeutsche Wi rtschaft nicht 
wettbewerbsfähig ist. 

Wir dürfen aber auch nicht nachlassen in der Ver-
besserung der strukturellen Defizite, also der Er-
trags- und Eigenkapitalsituation der Unternehmen, 
in der Beseitigung von Liquiditäts- und Manage-
mentproblemen. 
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Bundesminister Dr. Günter Rexrodt 

Deshalb kann ich sagen, daß bei allen Maßnah-
men, die wir heute haben, die gestrafft und verän-
dert werden müssen, die Notwendigkeit gesehen 
wird, die Förderung über das Auslaufdatum von 
Ende 1997 hinaus fortzusetzen. Wir werden 1997 
über die Neustrukturierung der Förderung der ost-
deutschen Wirtschaft, überhaupt der neuen Bundes-
länder, zu befinden haben. 

Da ist der Bund gefordert. Da sind aber auch die 
Länder und die Kommunen gefordert. Nur wenn wir 
mit den Tarifpartnern gemeinsame Anstrengungen 
unternehmen, wird es gelingen, diese wichtige Auf-
gabe zu lösen. 

Wir brauchen auch den Rückhalt aus der Europäi-
schen Union. Sie wissen alle, meine Damen und Her-
ren, wir stehen in der Diskussion mit der Europäi-
schen Union über die Anwendung des Art . 92 Abs. 2 
Buchstabe c, und ich hoffe sehr, daß wir bis Ende die-
ses Jahres mit der Europäischen Union eine außerge-
richtliche Einigung darüber herbeiführen können, 
wie in Zukunft in den neuen Bundesländern geför-
dert werden kann. Dabei müssen einerseits die be-
sondere, unvergleichbare Situation der neuen Bun-
desländer, andererseits die sicherlich legitimen Inter-
essen der Europäischen Kommission berücksichtigt 
werden, die verlangen, daß über die Ostförderung 
keine Subventionsanarchie, kein Wildwuchs bei den 
Subventionen entsteht. Das ist eine Quadratur des 
Kreises; wir versuchen aber unser Bestes - auch und 
gerade im Interesse der neuen Länder. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Vielen Dank, Herr 
Minister. 

Erster Fragesteller ist unser Kollege Rolf Schwa-
nitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Minister, ich habe ver-
sucht, in Ihren Ausführungen das Neue zu finden. 
Wir haben ja in diesem Jahr eine Situation, die von 
katastrophalen Konjunktureinbrüchen gekennzeich-
net ist: im ersten Quartal minus 1,4 Prozent Wachs-
tum, wenn man von dem Begriff überhaupt noch 
sprechen kann, gegenüber dem gleichen Quartal des 
Vorjahres. Auch die Prognosen für die Konjunktur in 
Ostdeutschland in den nächsten Jahren sind kata-
strophal. Man kann von einer Angleichung oder von 
einem Aufholen kaum noch sprechen. 

Ich möchte Sie fragen, welche Konsequenzen im 
Kabinett für die aktuelle Politik der Bundesregierung 
beraten worden sind, Konsequenzen für die Haus-
haltsberatung oder für andere Vorlagen, die Sie mo-
mentan eingebracht haben, damit das einmal in et-
was konkretere Bahnen kommt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Bundesmi-
nister, bitte. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Herr Kollege, die konjunkturelle 
Entwicklung können wir nicht im Kabinett beschlie-
ßen, 

(Lachen bei der SPD) 

sondern wir können allenfalls etwas dazu beitragen, 
daß es in diese oder jene Richtung geht. 

(Peter Conradi [SPD]: Also in der kommen-
den Woche!) 

- Hoffentlich. - Wir gehen davon aus, daß im näch-
sten Jahr die konjunkturelle Entwicklung für Ge-
samtdeutschland kräftig anziehen wird, daß zwi-
schen 2 Prozent und 2,5 Prozent Wachstum erzielbar 
sind, was in den neuen Ländern zu einem Wachstum 
in der Größenordnung von 4 bis 5 Prozent führen 
könnte. Der Abwärtstrend wird also mit absoluter Si-
cherheit aufgehalten, wenn wir auch nicht mehr - da 
geben wir uns keinen Illusionen hin - die Wachs-
tumsraten der Jahre 1994 und 1995 erreichen wer-
den, die bei 8 Prozent bzw. bei 9 Prozent lagen. 

Was wir tun können - ich habe hier nur fünf Minu-
ten, könnte darüber aber auch drei Stunden reden -, 
habe ich gesagt. Wir müssen die Förderung der 
neuen Länder mit Bundesmitteln, aber auch mit Län-
dermitteln und europäischen Mitteln auf hohem Ni-
veau fortsetzen. 

Ich bin froh, sagen zu können, daß sowohl die Mit-
tel für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Infrastruktur Ost" wie auch die Gewerbe-
förderungsmaßnahmen, die Sonderabschreibungen 
und die Investitionszulage zunächst bis Ende des 
nächsten Jahres fortdauern und daß wir darüber be-
finden werden, wie wir diese Förderung auch über 
1998 hinaus fortsetzen werden. 

Die Tarifparteien sind gefordert. Wenn ich eine 
niedrige Produktivität habe, die nicht einmal 
60 Prozent der westdeutschen Produktivität aus-
macht, aber mit den Löhnen sehr schnell an das 
Westniveau herankomme, dann ist es ganz klar - das 
ist volkswirtschaftlich erstes Semester -, daß die ost-
deutschen Unternehmen einen Wettbewerbsnachteil 
haben. Diesen Wettbewerbsnachteil dürfen wir nicht 
größer werden lassen. Er muß durch entsprechende 
Verhaltensweisen der Tarifparteien kleiner werden. 

Darüber hinaus müssen wir natürlich unsere Infra-
strukturmaßnahmen - in diesem Zusammenhang un-
sere Transferzahlungen - auf hohem Niveau fortset-
zen. Dafür werde und wi ll  ich mich im Bundeskabi-
nett und innerhalb der Koalition einsetzen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ihre Zusatzfrage. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Minister, ich will doch 
einmal konkreter fragen: Hat denn die Beratung 
über die Risiken, vor denen wir jetzt stehen, heute im 
Kabinett beispielsweise dazu geführt, daß die Bun-
desregierung vom Abbau der ABM in Ostdeutsch-
land Abstand nehmen wi ll? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wi rtschaft: 
Wir haben heute im Kabinett ausführlich über die 
ABM gesprochen. Erst einmal müssen wir feststellen, 
daß die Zahl der ABM-Stellen und der über ABM-
Mittel finanzierten Projekte kontinuierlich zurück-
geht. Daß dieser Prozeß so stattfindet, liegt nicht nur 
am Interesse vieler Leute im Westen, die - was ich 
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nachvollziehen kann - das hohe Niveau von 800 000 
ABM und sonstigen Maßnahmen nicht wünschen, 
sondern auch an der Betrachtungsweise vieler neuer 
mittelständischer Unternehmen im Osten, die mei-
nen, daß ihnen durch bestimmte ABM die Möglich-
keit zum Einholen von Aufträgen genommen wird. 

Wir wollen die ABM weiter zurückführen. Aber ich 
sage ausdrücklich - das ist meine volle Überzeu-
gung -: Das kann man nicht blindlings tun, sondern 
das muß man mit Augenmaß, mit regionaler Differen-
zierung und mit Differenzierung nach den einzelnen 
Maßnahmen machen. Dabei kann auch in Betracht 
gezogen werden, den Lohn für eine ABM-Stelle zu 
senken, und zwar unter das Niveau des Lohnes, der 
in der freien Wirtschaft gezahlt wird. Wenn Sie sich 
mit diesen Dingen befaßt haben, dann werden Sie 
festgestellt haben, daß die ABM-Entlohnung teil-
weise über dem liegt, was man in einem normalen 
Arbeitsverhältnis bekommt. Das kann nicht sein. Ich 
sage deshalb: Wir werden mit Augenmaß, langsam 
und mit großer Differenzierung ABM zurückfahren - 
immer unter Berücksichtigung der jeweiligen Situa-
tion in der jeweiligen Region. Darüber haben wir im 
Kabinett ausführlich diskutiert. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Frage-
steller der Kollege Christian Müller, Zittau. 

Christian Müller (Zittau) (SPD): Herr Minister, Sie 
haben vor der EU im Frühjahr dieses Jahres in Ihrem 
Memorandum sehr stark dafür geworben, die Son-
derförderung Ostdeutschlands in Anbetracht der 
Entwicklung, die Sie in Ihrem heutigen Eingangsvor-
trag angerissen haben, fortzusetzen, weil es dafür in-
zwischen recht gute Gründe gebe. Inzwischen haben 
wir eine Situation erreicht, in der infolge des char-
manten Vorgehens des Ministerpräsidenten Bieden-
kopf ein Beihilfefall vom Europäischen Gerichtshof 
entschieden werden soll. 

Teilen Sie denn die Auffassung des Ministerpräsi-
denten, daß die EU in diesem Falle überhaupt kein 
Mitspracherecht gehabt habe? Wie wollen Sie denn 
vor diesem Hintergrund in der EU dafür werben, daß 
es - neben der Fortsetzung der Sonderförderung in 
Ostdeutschland - auch in Zukunft Förderfälle nach 
Art . 92 Abs. 2 Buchstabe c, die für unsere Situation 
sehr wichtig wären, gibt? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Kollege Müller, ich habe immer folgendes ge-
sagt: Wir als Bundesregierung sind der Auffassung, 
daß die Fördermittel, die VW beansprucht, berechtigt 
sind und daß diese Mittel VW zur Verfügung gestellt 
werden sollten - im Interesse der Arbeitsplätze und 
der Projekte in Chemnitz bzw. in Mosel. Wir haben 
aber auch immer gesagt, daß das Verfahren, das ge-
wählt worden ist - nämlich diese Mittel ohne Geneh-
migung der EU auszuzahlen -, von uns nicht gutge-
heißen werden kann. 

Wir können uns über die Unterstützung der Förde-
rung durch die Europäische Union nicht beklagen 
und auch nicht über einen ganz bestimmten Kommis-
sar, Herrn van Mie rt . Diese Förderung lief nie über  

den Art . 92 Abs. 2 Buchstabe c, sondern immer über 
den Art . 92 Abs. 3. Es gibt nur zwei Fälle des A rt . 92 
Abs. 2 Buchstabe c in unmittelbarer geographischer 
Nachbarschaft der ehemaligen Grenze zur DDR. 

Dadurch, daß Sachsen diesen Fall aufgeworfen 
hat, stehen wir nunmehr vor der Notwendigkeit, den 
Art . 92 Abs. 2 Buchstabe c zu interpretieren. 

In dieser Richtung ist von Sachsen selbst, von uns 
und von VW geklagt worden. Ich lege aber großen 
Wert darauf und unternehme alle Anstrengungen - 
ich habe das in meinem Einführungsbeitrag gesagt -, 
daß wir möglichst außergerichtlich eine Klärung zur 
Anwendung des Art . 92 Abs. 2 Buchstabe c herbei-
führen, die sicherstellt, daß a) die besondere Situa-
tion der neuen Länder berücksichtigt wird und b) wir 
die Kommission nicht völlig außen vor lassen. Wenn 
letzteres der Fall wäre, wäre das eine Einladung zur 
Subventionsanarchie im Binnenmarkt. Letztlich 
würde damit der Binnenmarkt in Europa gefährdet. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage? 

Christian Müller (Zittau) (SPD): Ja. - Herr Minister, 
Sie erwähnten vorhin die Gemeinschaftsaufgabe zur 
Verbesserung der regionalen Wi rtschaftsstrukturen. 
Wir haben bekanntlich die Situation, daß seit Juli der 
Kompromißvorschlag des Bund-Länder-Planungs-
ausschusses vorliegt. Dieser ist inzwischen in Brüssel 
zur Genehmigung anhängig. Welche Fortschritte 
macht denn diese Genehmigung der Neuabgren-
zung, die mit dem 1. Januar 1997 in Kraft treten soll, 
und gehen Sie davon aus, daß wir zum 1. Januar 
1997 ein genehmigtes neues Fördergebiet für Ge-
samtdeutschland vorliegen haben werden? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Kollege Müller, das ist eine schwierige Angele-
genheit; das gebe ich ohne weiteres zu. Mit Blick auf 
die neuen Länder ist sie jedoch gar nicht einmal so 
schwierig. Da haben wir eine Differenzierung einge-
führt, daß die Fördermaßnahmen in unmittelbarer 
Nähe zu Westdeutschland abgesenkt werden, eine 
Differenzierung auch entsprechend der Wirtschafts-
kraft in Ostdeutschland, wo es große Unterschiede 
gibt. Ich sehe keine großen Probleme, das in Europa 
über die Bühne zu bekommen. 

Wir haben einerseits ein Problem mit der Einbezie-
hung West-Berlins in die Gesamtostförderung, und 
wir haben andererseits ein paar Probleme, die die 
Prozentsätze der Bevölkerung in Westdeutschland 
betreffen, die in ein förderfähiges Gebiet fällt. Die 
Kommission ist in Richtung Absenkung dieses Pro-
zentsatzes tätig. Derzeit sind es, glaube ich - aber le-
gen Sie mich nicht fest -, 22 Prozent. Wir werden also 
noch intensive Gespräche und Verhandlungen zu 
führen haben. 

Ich bin aber fest davon überzeugt - das sage ich 
nicht, um Sie oder das Haus zu beruhigen -, daß die 
effektive Förderung in Ost oder West nicht auf Grund 
der noch offenen lösbaren Fragen irgendwelchen 
Schaden nimmt. 
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Ich habe noch fünf Wortmeldungen zu diesem 
Komplex und bitte beide Seiten, sich kurz zu fassen, 
weil wir sonst nicht rechtzeitig zum Thema Boden-
schutz kommen. 

Als nächster Dr. Hermann Pohler. 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Hen Minister, 
wir wissen, daß wir im Osten eine sehr dünne Eigen-
kapitaldecke haben und die Bet riebe daran oft kran-
ken. Im letzten Jahr haben wir den Beteiligungs-
fonds Ost eingerichtet, und er spielt auch heute noch 
eine Rolle. Auch der Konsolidierungsfonds von sei-
ten der BvS ist von Bedeutung. Meine Frage: Inwie-
weit ist zu überblicken, wie die Fonds gewirkt haben 
- soweit ich informiert bin, ist zumindest der Beteili-
gungsfonds gut abgerufen worden -, und wie stehen 
die Chancen, daß sie fortgeführt werden? In meinen 
Augen wären beide Fonds für die Zukunft der Be-
triebe äußerst wichtig. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Herr Kollege Pohler, Sie haben ein 
Stück Antwort schon gegeben. Es hat besonderer 
Anstrengungen bedurft, diese Fonds aufzulegen, 
den Beteiligungsfonds nach dem Vorbild der Berlin-
förderung und den Konsolidierungsfonds für be-
stehende Unternehmen, die in Schwierigkeiten gera-
ten sind oder die expandieren wollen. Beide Fonds 
werden exzellent angenommen und abgerufen. Aus 
dem Beteiligungsfonds, der 500 Millionen DM aus-
macht, sind mittlerweile 300 Millionen DM bewilligt 
worden. Auch der Rest wird ohne jeden Zweifel weg-
gehen. Ähnliches gilt für den Konsolidierungsfonds. 
Ich gehe davon aus, daß wir bei Ausschöpfung eine 
Fortsetzung, das heißt eine Aufstockung dieses 
Fonds - es ist ja ein Revolvieren des Systems -, bei 
Bedarf herbeiführen können. 

Insgesamt macht uns die Eigenkapitalsituation im 
Osten natürlich Sorgen. Aber wir werden die EKH- 
Finanzierung und die ERP-Finanzierung fortführen. 

Ich glaube, daß Existenzgründungen und wichtige 
Erweiterungen von Unternehmen nicht am Mangel 
oder der Nichtausstattung staatlicher Förderpro-
gramme scheitern werden. Das wird im übrigen auch 
in Ostdeutschland so gesehen. Es geht hier nicht pri-
mär um Mittel. Es stehen für diese Zwecke ausrei-
chend Mittel zur Verfügung. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage? 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Ja, ich habe noch 
eine kurze Zusatzfrage. Wenn wir diese Anstrengung 
zur Stärkung des Eigenkapitals der Bet riebe unter-
nehmen, dann frage ich Sie: Welche Chancen sehen 
Sie, die Gewerbekapitalsteuer wirklich vom Tisch zu 
bekommen? Denn sie wäre ja in dieser Hinsicht di-
rekt kontraproduktiv und würde einiges zerstören. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich teile da Ihre Auffassung. Wir dürfen die Gewer-
bekapitalsteuer gar nicht erst einführen. Damit kom-

men wir in die Sphäre der großen Politik. Dabei geht 
es um das Jahressteuergesetz 1997. Wir müssen ei-
nen Kompromiß finden, der dafür Sorge trägt, daß 
die Vermögensteuer und die Gewerbekapitalsteuer 
nicht in den neuen Bundesländern erhoben werden. 
Das wäre direkt kontraproduktiv, Herr Kollege, und 
würde das Investitionsklima zusätzlich belasten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege 
Schwanhold. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Minister, ich würde 
gerne eine Vorbemerkung machen. Mich würde ein-
mal interessieren, wie viele Unternehmen in Ost-
deutschland nach dem gegenwärtigen Stand der Be-
rechnungen Gewerbekapitalsteuer zahlen müssen. 

Nun komme ich zu meiner Frage. Ist im Rahmen 
der Kabinettsberatungen heute darüber nachgedacht 
und sind Schwerpunkte gesetzt worden, wie eine 
Verstetigung der Förderung - dies ist ja für Investo-
ren von besonderer Bedeutung - über den Zeitpunkt 
Ende 1997 hinaus angesetzt und wie die Treffsicher-
heit erhöht werden so ll? Ist darüber nachgedacht 
worden - denn es gibt ja zur Zeit in Ostdeutschland 
eine geringe Investitionsneigung -, welche Infra-
strukturmaßnahmen mit besonderer Vordringlichkeit 
noch über das hinaus, was bisher geplant worden ist, 
durchgeführt werden müssen, falls es do rt  Hemm-
nisse geben sollte? Ist darüber nachgedacht worden  - - 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das wären jetzt 
drei Fragen. Die Vorbemerkung war bereits eine. 

Ernst Schwanhold (SPD): Frau Präsidentin, ich er-
warte nicht, daß Herr Rexrodt auf meine Vorbemer-
kung eine Antwort gibt. Insofern war das wirklich 
nur eine Bemerkung. Ich habe ja aber die Möglich-
keit zu einer Nachfrage, so daß ich es bei den beiden 
bisherigen Fragen belassen will. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr  Minister. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Herr Kollege Schwanhold, zum 
Aspekt Verstetigung. Die Bundesregierung hat heute 
einen Bericht beschlossen, in dem expressis verbis 
steht - ich kann es jetzt nicht wörtlich zitieren -, daß 
die Bundesregierung der Auffassung ist, daß die För-
derung für die neuen Bundesländer über das Jahr 
1997 hinaus auf hohem Niveau fortgesetzt wird. Das 
ist heute beschlossen worden. Wir a lle, die wir uns 
mit diesen Dingen befassen, wissen, daß dies bedeu-
tet, daß wir in der Infrastruktur sowohl bei den So-
zialtransfers als auch bei der Wirtschaftsförderung 
bestimmte Maßnahmen verlängern oder neu zu-
schneiden müssen. 

Hinsichtlich Ihrer konkreten Frage zur Wirtschafts-
förderung möchte ich antworten: Hier besteht eben-
falls Einigkeit, daß die Wirtschaftsförderung auch 
nach 1997 primär auf das verarbeitende Gewerbe 
und die Förderung des Mittelstandes zugeschnitten 
sein muß. Wir werden darüber nachdenken müssen, 
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ob wir die Sonderabschreibungen noch halten kön-
nen. Denn wenn wir eine Steuerreform durchführen, 
die die Sonderabschreibungen für die gesamte Bun-
desrepublik verändert, dann entsteht die Frage, ob 
die Sonderabschreibungen für die neuen Bundeslän-
der erhalten bleiben können. Wenn das nicht der Fall 
sein sollte - ich spreche im Konjunktiv; keiner weiß 
das objektiv -, dann muß man sich überlegen, ob der 
Ausfall der Sonderabschreibungen durch eine ent-
sprechende Aufstockung bei den Investitionszulagen 
ersetzt werden kann. 

Was nun die Infrastrukturmaßnahmen angeht, 
sage ich Ihnen, Herr Kollege Schwanhold: Wenn wir 
das, was wir uns bei der Infrastruktur - sowohl bei 
den Verkehrsprojekten als auch bei den kommuna-
len Infrastrukturprojekten - vorgenommen haben, 
durchziehen können, dann können wir zufrieden 
sein. Jeder Mensch, der mit offenen Augen und eini-
germaßen objektiven Betrachtungsweisen durch die 
neuen Bundesländer fährt, wird sehen, daß sich die 
Infrastruktur ungemein verbessert hat: in der Tele-
kommunikation, beim Schienenverkehr, bei den 
Bundesfernstraßen, bei den kommunalen Einrichtun-
gen. Ich gehe davon aus, daß wir das hohe Niveau, 
das die Finanzplanung vorsieht, halten können und 
daß wir, was diesen Bereich angeht, in den neuen 
Bundesländern planmäßig eine Annäherung an die 
Situation in den alten Bundesländern herbeiführen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Ernst Schwanhold (SPD): Ich beginne wiederum 
mit einer Vorbemerkung. Ich hätte mir gewünscht, 
daß Sie bei den Infrastrukturen auch die Wissen-
schaftsinfrastruktur angesprochen hätten. Hier sehe 
ich die größeren Hemmnisse. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich habe das vergessen. Ich bin voll Ihrer Meinung, 
Herr Schwanhold. 

Ernst Schwanhold (SPD): Ich möchte gerne von Ih-
nen dazu eine Aussage darüber hören, Herr Minister, 
ob Sie in der Lage waren, dem Kabinett einen Be richt 
durch Inaugenscheinnahme zum Beispiel von Be-
schäftigungsgesellschaften wie der BUL in Sachsen 
oder in Brandenburg vorzulegen, aus dem hervor-
geht, daß die Arbeitslosigkeit do rt  nur mühsam unter 
30 Prozent zu drücken ist und Restrukturierungsmaß-
nahmen in der Braunkohle anders gar nicht zu be-
wältigen sind. Hat dies hinsichtlich der Fortführung 
der AB-Maßnahmen eine besondere Würdigung im 
Kabinett gefunden? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wi rtschaft: 
Herr Kollege Schwanhold, ich habe zu den AB-Maß-
nahmen, wie ich meine, das Wichtigste gesagt. Es 
gibt die sogenannten Mega-ABMs, die bei Großpro-
jekten sein müssen. Ich selbst habe das x-mal gese-
hen, und zwar nicht nur bei der Braunkohle, sondern 
auch im Stahlbereich sowie bei ehemals großen Ma-
schinenbaufirmen und anderen mehr, wo ganz wich-
tige Maßnahmen über Mega-ABMs gemacht wer-

den. Das soll auch weitergeführt werden. Aber 
Mega-ABMs können nicht Einrichtungen für alle Zu-
kunft sein. Sie müssen dann, wenn die Projekte aus-
gelaufen sind - das werden sie bei der Braunkohle 
noch lange, vielleicht über ein Jahrzehnt oder noch 
länger, nicht sein -, aufrechterhalten werden kön-
nen. Sie können nur nicht Selbstzweck unserer Ar-
beitsmarktpolitik sein, sondern - das habe ich vorhin 
gesagt - sie müssen und können do rt  stattfinden, wo 
sie hingehören, aber sie dürfen nicht auf Dauer und 
nicht unter Beeinträchtigung der Arbeitsplätze im er-
sten Arbeitsmarkt bestehen bleiben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. - Ich muß 
jetzt die Fragestellung zum ersten Komplex abbre-
chen und dem zweiten Komplex wenigstens eine 
Chance geben. Zunächst herzlichen Dank, Herr Mi-
nister. 

Falls wir gleich noch ein paar Minuten Zeit haben, 
rufe ich die weiteren Komplexe auf. 

Zum Bodenschutz die Kollegin Christa Reichard. 

Christa Reichard (Dresden) (CDU/CSU): Frau Mi-
nisterin, es gibt bereits in den Ländern Bodenschutz-
regelungen. Meine Frage ist: Wie wird sich das Bun-
desbodenschutzgesetz auf die bisher bestehenden 
landesrechtlichen Regelungen auswirken? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Es ist richtig, daß 
es in Sachsen, in Berlin und in Baden-Württemberg 
bereits solche landesrechtlichen Regelungen gibt. 
Das Gesetz des Bundes ist auf der Basis der konkur-
rierenden Gesetzgebung aufgebaut. Der Vollzug 
wird bei den Ländern liegen. Wir werden insbeson-
dere bei dem untergesetzlichen Regelwerk, das zu 
diesem Gesetz auszuarbeiten ist, darauf achten, daß 
Kompatibilität zwischen den landesrechtlichen und 
den bundesrechtlichen Regelungen besteht. Wir ha-
ben auch jetzt bei der Erstellung des Gesetzes bereits 
so viel Spielräume für den Vollzug gelassen, daß die 
landesrechtlichen Regelungen weiterhin gelten kön-
nen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Haben Sie noch 
eine Zusatzfrage? 

Christa Reichard (Dresden) (CDU/CSU): Ja, ich 
würde gerne noch eine Zusatzfrage stellen. Welche 
Auswirkungen wird das Bundesbodenschutzgesetz 
auf die Aufgaben der Altlastensanierung in den 
neuen Ländern bzw. in der gesamten Bundesrepu-
blik haben? Es gibt ja auch in den alten Ländern Alt-
lasten, die zu sanieren sind. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Das ist richtig. 
Einer der wesentlichen Zwecke dieses Gesetzes be-
steht darin, gerade Altlastenverdachtsflächen ein-
heitlich zu bewerten. Wir haben 180 000 Altlasten-
verdachtsflächen in der Bundesrepublik Deutsch-
land, davon ungefähr die Hälfte in den neuen Bun- 
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desländern. Gerade bei der Altlastensanierung in 
den neuen Bundesländern, wofür der Bund zusam-
men mit den Ländern erhebliche finanzielle Mittel 
zur Verfügung stellt, ist heute die Frage: Wie sind 
diese Grundstücke zu bewe rten, und was müssen 
der Sanierungszweck und -gegenstand und das Sa-
nierungsniveau sein? Da ist zur Zeit leider zwangs-
läufig an manchen Stellen eine ziemlich eifrige Gut-
achtertätigkeit im Gange: Wieviel muß man sanie-
ren? Wir werden durch das Bundesbodenschutzge-
setz zweckabhängig zu bestimmten Werten kom-
men, die dann eine einheitliche Betrachtungs- und 
Behandlungsweise über die gesamte Bundesrepu-
blik ermöglichen. Das ist außerordentlich wichtig, 
damit Investoren aus Baden-Württemberg oder Hes-
sen überall in der Bundesrepublik die gleichen Be-
dingungen dafür vorfinden, wann sie beginnen kön-
nen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. - Als näch-
stes die Kollegin Dr. Angelica Schwall-Düren. 

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): Frau Ministe-
rin, nachdem nun nach zehnjähriger Leidensge-
schichte dieses Gesetz endlich durch das Kabinett 
gegangen ist, aber, wie wir beobachten mußten, von 
Entwurf zu Entwurf eine weitere Verwässerung statt-
gefunden hat, möchte ich Sie fragen: Wie kann die-
ses Gesetz gewährleisten, daß das auch von Ihnen 
vertretene Prinzip der Nachhaltigkeit wirklich umge-
setzt wird, daß dieses Gesetz seinen Namen verdient 
- „zum Schutz des Bodens" -, daß der Vorsorgege-
danke tatsächlich umgesetzt wird und es nicht nur 
ein Altlastensanierungsgesetz bleibt? 

Wie kann die Umsetzung gewährleistet sein, wenn 
Sie selbst eben gesagt haben, daß das untergesetzli-
che Regelungswerk noch nicht vorhanden ist, und 
auch die Finanzierungsfragen nach wie vor unge-
klärt im Raum stehen? 

Wie kann es überhaupt zu einer breiten - - 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Sie haben gleich 
noch die Möglichkeit zu einer Zusatzfrage. Der Kom-
plex muß beantwortbar bleiben. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ich wi ll  als erstes 
darauf hinweisen, daß es außer den Niederlanden 
weltweit kein einziges Land gibt, in dem es ein Bo-
denschutzgesetz gibt. Das heißt, die Bundesrepublik 
ist wirklich führend mit dem Ansatz, nicht nur die 
Luft und das Wasser zu schützen, sondern auch den 
Boden. Daß das völlig neue Fragestellungen aufwirft, 
erklärt die Tatsache, daß die Erarbeitung eines sol-
chen Gesetzentwurfs eine gewisse Zeit benötigt. 

Es ist des weiteren völlig unüblich, daß man so-
gleich alle Verordnungsermächtigungen eines Ge-
setzes ausfüllt. Das hat es beim Bundes-Immissions-
schutzgesetz nicht gegeben; das hat es beim Wasser-
haushaltsgesetz nicht gegeben. Es ist natürlich wich-
tig, daß man erst einmal das Gesetz beschließt, bevor 
man alles, was auf - dem Gesetz aufbaut, festlegt. 

Aber wir wissen, daß ein breites Interesse daran be-
steht, zu sehen, was die Kernpunkte des untergesetz-
lichen Regelwerks sind. Darüber wird schon sehr de-
tailliert mit den Betroffenen verhandelt. 

Ich glaube, daß dieses Gesetz ein wichtiger Schritt 
ist, der nicht etwa nur aus dem Altlastensanierungs-
gedanken besteht, sondern sehr wohl Vorsorge-
pflichten enthält. Es sind auch Verordnungsermäch-
tigungen zur Konkretisierung dieser Vorsorgepflicht 
geregelt. Deshalb muß man sagen, daß dies ein gro-
ßer Fortschritt ist. Auf der Internationalen Konferenz 
zum Schutz des Bodens, der ISCO-Konferenz, die 
hier vor kurzem stattgefunden hat, wurde Deutsch-
land international dafür geachtet, wie weit es mit sei-
nen Überlegungen in diesem Bereich ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): Frau Ministe-
rin, wie können Sie das aber damit vereinbaren, daß 
in dem Gesetz offensichtlich zahlreiche Ausnahme-
tatbestände verankert sind, so daß die Anwendung 
des Gesetzes sehr eingeschränkt wird, und das zum 
Beispiel auch im Bereich von Verkehrsflächen und 
im Bereich des Bundesverteidigungsministeriums? 
Da scheint mir doch ein großer Konflikt zu dem Vor-
sorgegedanken vorzuliegen. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Man weiß, daß 
bei sehr vielen Flächen aus dem Bereich des Bundes-
verteidigungsministeriums Altlastensanierung be-
trieben wird. Ich glaube, jeder, der sich das vor Ort 
anschaut, wird das bestätigen. Nichtsdestotrotz hat 
in der Tat der Bundesverteidigungsminister die Mög-
lichkeit, für die Landesverteidigung notwendige Flä-
chen sozusagen ausnahmsweise in Beschlag zu neh-
men und diese aus dem Geltungsbereich dieses Ge-
setzes herauszunehmen. 

Das gleiche gilt für die Verkehrsflächen. Aber Sie 
müssen sehen, daß von der Fläche der Bundesrepu-
blik Deutschland ungefähr 12 Prozent Siedlungs- 
und Verkehrsflächen sind, und davon fällt wiederum 
nur ein sehr kleiner Anteil heraus. Das heißt, das Ge-
setz gilt in seinem Vorsorgeteil und in seinem Sanie-
rungsteil für den überwältigenden Teil unseres Bo-
dens. Da kann man, glaube ich, wirklich nicht sagen, 
daß das Gesetz nur aus Ausnahmetatbeständen be-
steht. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die letzte Frage, 
die ich zulassen kann - dann ist die Zeit abgelaufen -, 
vom Kollegen Steffen Kampeter. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Frau Minister, in 
Form einer Vorbemerkung möchte ich erst einmal 
nachhaltig begrüßen, daß das Bundeskabinett den 
Entwurf zu einem Bundes-Bodenschutzgesetz verab-
schiedet hat. 

In der etwas längeren Vordiskussion, die wir hat-
ten, ist immer wieder die Frage nach der generellen 
Notwendigkeit eines solchen Gesetzes thematisiert 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. September 1996 	11125 

Steffen Kampeter 

worden. Man muß diese Frage vor dem Hintergrund 
der Diskussion über den Standort Deutschland - 
brauchen wir überhaupt zusätzliche Regulierungen 
im Umweltrecht? - ernst nehmen. 

Mich würde interessieren, wie Sie in dem Gesetz-
entwurf die Frage nach seiner Notwendigkeit behan-
delt haben. Bestand überhaupt ein so großes Rege-
lungsdefizit? Wie versuchen Sie in Ihrem Entwurf, 
der notwendigen und möglichst engen Verzahnung 
mit dem bereits bestehenden landesrechtlichen In-
strumentarium und der Landesverwaltung Rechnung 
zu tragen? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: In der Tat kann 
man die Frage stellen. Ich glaube, daß es aus um-
weltpolitischen Gesichtspunkten natürlich konse-
quent und logisch ist, daß man nicht nur die Luft und 
das Wasser schützt, sondern auch den Boden. 

Es gibt aber auch aus dem Bereich der Wirtschaft 
ein sehr starkes Interesse an bundeseinheitlichen Re-
gelungen zum Umgang mit Altlasten. Es gibt vor al-
len Dingen auch die Notwendigkeit, Altlastenflächen 
nicht brachliegen zu lassen - auch das ist umweltpo-
litisch nicht sinnvoll -, sondern die Flächen, die 
schon mal für Zivilisationszwecke benötigt wurden, 
weiterzuverwenden und nicht immer wieder auf der 
grünen Wiese zu bauen. Genau diesem Punkt wird 
das Gesetz Rechnung tragen. Das wird auch von der 
Wirtschaft begrüßt. 

Von der Landwirtschaft wird begrüßt, daß das Ver-
ursacherprinzip angewendet wird, das heißt, daß 
diejenigen, die Schäden am Boden, der in landwirt-
schaftlicher Nutzung ist, verursachen, in Zukunft zur 
Verantwortung gezogen werden können. Wir wissen, 
daß durch Industrieanlagen, aber auch durch den 
Verkehr durchaus Schäden bei diesen Böden auftre-
ten können. Aus diesem Grunde ist es wichtig, daß 
das, was heute bereits im Polizei- und Ordnungs-
recht möglich ist, ganz bewußt auf eine umweltpoliti-
sche Grundlage gestellt wird. 

Wir haben bürokratisch alles versucht, um durch 
Konzentrationswirkungen und Vorschriften, die eine 
unbürokratische Handhabung ermöglichen, den bü-
rokratischen Aufwand klein zu halten. Es werden 
keine neuen Verwaltungseinheiten gebraucht. Die 
Länder haben die Möglichkeit, im Zuge bestehender 
Verfahrensordnungen diesen Gesetzesvollzug zu ga-
rantieren, so daß ich keine zusätzliche Bürokratie, 
aber mehr Umweltschutz sehe. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage? 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Eine kurze Zusatz-
frage, Frau Minister. Von Betroffenen wird immer 
wieder die Sorge geäußert, unter dem Deckmantel 
werde eine Maximalsanierung durchgeführt, unab-
hängig von den sich auf die Bodenfolgenutzung an-
schließenden Erfordernissen. Können Sie sagen, wel-
ches nutzungsabhängige oder nutzungsunabhän-
gige Sanierungskonzept dieser Regierungsentwurf 
verfolgt und was dies für die Betroffenen bedeutet? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Genau das ist der 
Unterschied zum Beispiel zu dem Gesetzentwurf der 
Grünen. Die Bundesregierung hat ein nutzungsab-
hängiges Sanierungskonzept. Das heißt, nicht jede 
Fläche, die als Gewerbegebiet genutzt wird, muß so 
saniert werden, als wenn sie für den Bau eines Kinder-
gartens genutzt werden sollte. Das ist sinnvoll, ver-
nünftig und entspricht den realen Lebensumständen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Merkel. 

Ich schließe die Regierungsbefragung und rufe die 
Tagesordnungspunkte 2 a und 2 b sowie 2 d und 2 e 
auf: 

2. a) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des 
Bundeswahlgesetzes 

- Drucksache 13/5583 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 

b) Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Dreizehnten 
Gesetzes zur Änderung des Bundeswahlge-
setzes 

- Drucksache 13/5582 -  
Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 

d) Erste Beratung des von den Abgeordneten Ge-
rald Häfner, Kerstin Müller (Köln), Christa Nik-
kels, weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Kompensation 
von Überhangmandaten 

- Drucksache 13/5575 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 

e) Beratung des Ergänzenden Berichts der Re-
formkommission zur Größe des Deutschen 
Bundestages zu dem Zwischenbericht 

Empfehlungen für die Wahl zum 14. Deut-
schen Bundestag und zu den wesentlichen Re-
gelungen für die Verkleinerung des Deut-
schen Bundestages 

hier: Empfehlungen zu den wesentlichen Re-
gelungen für die Verkleinerung des 
Deutschen Bundestages ab der 
15. Wahlperiode 

- Drucksachen 13/4560, 13/4860 -  
Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - 
Dazu höre ich keinen Widerspruch. Wir verfahren 
entsprechend. 

Als erster spricht der Kollege Andreas Schmidt. 

Andreas Schmidt (Mülheim) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir debattieren heute in erster Lesung drei Ge-
setzentwürfe zur Reform des Bundeswahlgesetzes. 
Ich will  zu diesem Thema zunächst eine Vorbemer-
kung machen und für meine Fraktion ausdrücklich 
erklären, daß wir der Auffassung sind, daß das 
Thema Wahlrecht kein geeignetes Feld für eine poli-
tische Auseinandersetzung ist. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Dann 
handeln Sie entsprechend!) 

Das Wahlrecht gehört zu den Spielregeln der De-
mokratie. Ich finde, Herr Kollege Schmidt, es ist ein 
Gebot der politischen Klugheit, daß man sich in einer 
Demokratie nicht über die Spielregeln streitet, son

-

dern diese vielmehr als Grundlage benutzt, um sich 
darauf sachlich zu streiten. Die Spielregeln sollten 
also nicht in den Streit geraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es war bisher so: Das Wahlrecht war zwischen den 
großen Parteien und der F.D.P. immer im Konsens. Es 
war auch ein Stück Stabilität für unsere parlamenta-
rische Demokratie, daß wir diesen Konsens in der 
Vergangenheit immer wieder herstellen konnten. 

Wir haben, um diesen Konsens auch weiterhin ge-
währleisten zu können, eine interfraktionelle Re-
formkommission gebildet. Ich finde, diese Reform-
kommission, in der ja auch viele Sachverständige, 
die von den Fraktionen benannt worden sind, sitzen, 
hat-unter dem Vorsitz, Herr Schmidt, Ihres Fraktions-
kollegen Hans-Ulrich Klose hervorragende Arbeit 
geleistet. Ich möchte mich im Namen meiner Frak-
tion für die Arbeit an dieser Stelle noch einmal aus-
drücklich bedanken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Die Reformkommission hatte drei grundsätzliche 
Ziele. Das erste Ziel war - das will ich hier noch ein-
mal unterstreichen -, daß wir den Konsens in der 
Wahlrechtsfrage aufrechterhalten. Das zweite Ziel 
war, daß wir die notwendigen Reformschritte für die 
Verkleinerung, die wir ja für das Jahr 2002 beschlos-
sen haben, machen. Das dritte Ziel war, daß wir in 
der Reformkommission Vorschläge erarbeiten, wel-
chen Zwischenschritt wir für das Jahr 1998 tun müs-
sen, damit auch diese Wahl verfassungsrechtlich in 
Ordnung sein wird. 

Das Ergebnis dieser Kommission liegt in Form ei-
ner Bundestagsdrucksache seit dem 8. Mai 1996 vor. 
Wir haben in der Reformkommission - auch dies will 
ich hier unterstreichen - einen Konsens erzielt. Ich 
will  diesen Konsens hier noch einmal ausdrücklich 
benennen. 

Wir haben uns in der Kommission mit der SPD und 
der F.D.P. darauf verständigt, daß wir im Jahre 2002 
den Bundestag auf 598 Mandate verkleinern und daß 
es für die Wahl dann in Deutschland 299 Wahlkreise 
geben wird. Ich finde, wir geben hiermit auch ein gu-
tes Beispiel für die Landtage in Deutschland, die sich 
auch in dieser Beziehung einmal ein Beispiel am 
Bundestag nehmen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben uns darauf geeinigt, die Toleranzgrenze 
von 33 1/3 Prozent - bisher dürfen Wahlkreise in ihrer 
Größe vom Durchschnitt nur um 33 1/3 Prozent nach 
oben oder unten abweichen - für die übernächste Pe-
riode auf 25 Prozent abzusenken. Auch dies ist im 
Konsens mit der SPD in der Reformkommission be-
schlossen worden. 

Wir haben uns mit der SPD und der F.D.P. darauf 
verständigt, daß wir für 1998 nur die Wahlkreise ver-
ändern, die eine Abweichung um 33 1/3 Prozent vom 
Durchschnittswert aufweisen. Auch das macht ja 
Sinn - deswegen konnten wir uns in dieser Bezie-
hung auch sehr schnell einigen -; denn es ist nicht 
sinnvoll, im Jahre 2002 alle Wahlkreise zu ändern 
und zusätzlich im Jahre 1998 größere Veränderun-
gen vorzunehmen. Es hat ja auch etwas Gutes, wenn 
die Beziehung zwischen dem Bürger und dem Abge-
ordneten transparent ist und nicht dauernd durch 
Wahlkreisverschiebungen beeinträchtigt wird. 

Wir haben - dies ist ein ganz wichtiger Punkt, Herr 
Kollege Schmidt -, in der Kommission in bezug auf 
eine Feststellung Konsens erzielt. Wir haben gemein-
sam festgestellt, daß Überhangmandate zulässig 
sind. Ich will  das zitieren; wir haben gemeinsam, mit 
Ihrer Zustimmung, folgendes festgestellt - es steht 
auf Seite 38 des Kommissionsberichts -: 

Die Reformkommission ... ist ... mit dem Bun-
desverfassungsgericht, den von ihr hinzugezoge-
nen Gutachtern und der Mehrheit der von ihr an-
gehörten Sachverständigen der Ansicht, daß die 
bestehenden Regelungen des Bundeswahlgeset-
zes, die zum Auftreten von Überhangmandaten 
führen können, verfassungsgemäß sind. 

Diese Feststellung ist in dem Be richt der Kommis-
sion enthalten. Sie hat Ihre Zustimmung gefunden. 
Das ist einvernehmlich beschlossen worden. Die Ent-
scheidung ist ja auch richtig. Wir haben ein janus-
köpfiges Wahlrecht; wir haben ein personalisiertes 
Verhältniswahlrecht. Damit nehmen wir in Kauf, daß 
es Überhangmandate gibt. Das entspricht unserem 
Wahlrecht. Ich sage noch einmal: Wir haben in der 
Kommission im Konsens mit der SPD festgestellt, daß 
dies rechtlich überhaupt nicht zu beanstanden ist. 

Wir haben in der Kommission Konsens darüber er-
zielt, daß wir keine Ausgleichsmandate für Über-
hangmandate wollen. Dies hat die SPD in der Kom-
mission ausdrücklich erklärt. Dies ist Konsens. Sie 
wissen, warum ich das hier dera rt  unterstreiche; ich 
komme gleich noch darauf zu sprechen. 

Wir haben weiter in der Kommission im Konsens 
mit der SPD festgestellt: Wir wollen keine Kompensa- 
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tion für Überhangmandate. Das ist der Vorschlag der 
Grünen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
stimmt nun wirklich nicht, endgültig nicht! 

Ich komme darauf zurück!) 

- Herr Kollege Schmidt, Sie können darauf zurück-
kommen. Ich weiß, daß Sie damals einen Antrag zur 
Abstimmung gestellt haben - ich will das ja nicht 
leugnen -, aber Fakt ist, daß Sie dem Kommissions-
bericht Ihre Zustimmung erteilt haben. Im Kommissi-
onsbericht steht eindeutig: Wir wollen keine Kom-
pensation, also Streichen von Mandaten auf Landes-
listen, und wir wollen keine Ausgleichsmandate für 
Überhangmandate. Diesem Kommissionsbericht und 
diesem Ergebnis haben Sie zugestimmt. Der Be richt 
ist mit 20 Ja-Stimmen gegen fünf Nein-Stimmen bei 
drei Enthaltungen angenommen worden. Sie werden 
hier nicht aus Ihrer Verantwortung entlassen, Sie ha-
ben dem in der Kommission zugestimmt. 

Unser Gesetzentwurf, den wir heute vorlegen, ent-
spricht exakt, vollinhaltlich dem Ergebnis der Re-
formkommission. Wir hatten, damals noch gemein-
sam mit den Sozialdemokraten, die Hoffnung, daß 
wir das Ergebnis der Reformkommission auch geset-
zestechnisch umsetzen könnten. Wir waren der Mei-
nung: Wir wollen einen gemeinsamen Gesetzesan-
trag machen. 

Zunächst sah es auch so aus, daß wir das Ergebnis 
der Reformkommission gemeinsam umsetzen woll-
ten. Dann hat Ihr Fraktionsvorsitzender den gefunde-
nen Konsens leider zerschlagen. Er hat Ihre Fraktion 
dazu gebracht, daß Sie jetzt Ausgleichsmandate für 
Überhangmandate fordern. Ich sage noch einmal: Sie 
haben sich in der Reformkommission eindeutig ge-
gen die Forderung, die Sie jetzt stellen, ausgespro-
chen. 

Ihr Verhalten ist bedauerlich, weil damit der Kon-
sens aufgekündigt worden ist; aber das können wir 
nicht ändern. Es geht jedoch nicht, daß Ihr Fraktions-
vorsitzender uns jetzt auffordert, zum Konsens zu-
rückzukehren. Das geht nun wirklich nicht. Mich er-
innert das an einen Ehemann, der plötzlich, ohne An-
kündigung und ohne Grund aus der ehelichen Woh-
nung auszieht und seiner Frau gleichzeitig vorwirft, 
sie würde die Ehe gefährden. 

Die Sozialdemokraten haben den Konsens aufge-
löst und sind sozusagen vom Konsensmodell zum 
Nonsensmodell abgedriftet. Es macht in der Tat kei-
nen Sinn, für das Jahr 2002 eine Verkleinerung des 
Parlaments zu beschließen und den Bundestag 1998 
durch Ausgleichsmandate zu vergrößern. Das ver-
steht der Bürger nicht, und es besteht für diese Ände-
rung des Bundeswahlgesetzes überhaupt keine Not-
wendigkeit. Deswegen wird sie unsere Zustimmung 
nicht finden. 

Auch der Vorschlag der Grünen, den ich noch kurz 
ansprechen will, macht unseres Erachtens keinen 
Sinn, weil er im Ergebnis die von Ihnen kritisierten 
Überhangmandate bestehen läßt, aber die von Ihnen 
nicht kritisierten normal erworbenen Mandate teil-
weise wegstreicht. Das macht keinen Sinn, und des-

halb kann dieser Vorschlag unsere Zustimmung 
nicht finden. 

Unser Gesetzesvorschlag entspricht voll dem Vor-
schlag der Reformkommission. Dieser Vorschlag hat 
damals Ihre Zustimmung gefunden. Um den Konsens 
in dieser wichtigen Frage wiederherzustellen, kann 
ich Sie nur auffordern, meine Damen und Herren von 
den Sozialdemokraten: Kommen Sie auf den Stand-
punkt zurück, den Sie in der Reformkommission ver-
treten haben. Schließen Sie sich unserem Gesetzes-
vorschlag an. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächstes 
spricht der Kollege Wilhelm Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Mit allem Respekt 
vor dem, was der Kollege Schmidt für die CDU/CSU-
Fraktion vorgetragen hat, muß ich sagen: Das kann 
von uns so nicht hingenommen werden. Wir haben in 
der Vergangenheit sehr viel ruhiger und technokrati-
scher die Wahlrechtsänderungen in diesem Hause 
diskutiert. Aber auch nach Ihrer Rede zeichnet es 
sich ab, daß das vorbei ist. 

Nun kann man das Aufgeben und Aufkündigen 
des bisher geübten Konsenses als Vorwurf hin- und 
herschieben, aber eindeutig ist, daß die Sozialdemo-
kraten zunächst einmal in der Reformkommission 
aktiv mitgearbeitet haben und wir do rt  all unsere 
Vorstellungen, die im Widerspruch zu dem stehen, 
was Sie hier vermittelt haben, zum Ausdruck ge-
bracht haben, das geht bis hin zu Gegenanträgen. 
Daß wir dann aber den Zwischenbericht der Reform-
kommission nicht gekippt haben, lag daran, daß wir 
den Gedankenprozeß und natürlich den Diskussions-
prozeß nicht aufhalten wollten und daß wir damals 
allen weiteren politischen Aussagen und Entwick-
lungen Raum geben wollten. 

Von daher, meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU, ist es ganz normal, daß man ein Zwi-
schenberichtsergebnis nicht als feststehendes, end-
gültiges Ergebnis der Verhandlungen aller Fraktio-
nen in diesem Haus abhaken kann. Das geht so 
nicht. Man kann sich doch auch in einer noch so gut 
besetzten Reformkommission nicht allen weiteren 
politischen Entwicklungen und Diskussionen sper-
ren. 

Von daher will  ich sehr nachdrücklich darauf hin-
weisen, daß der Konsens in der Reformkommission 
dem entspricht, was Sie als Gesetzentwurf jetzt vor-
gelegt haben. Aber von uns sind zusätzlich immer 
wieder Forderungen angemeldet worden, wodurch 
auch erkennbar war, daß wir nicht auf dem Niveau 
stehenbleiben wollten, sondern daß wir jetzt noch zu-
sätzlich diskutieren müssen. Es geht um die Frage: 
Muß es nicht doch eine Kompensation oder einen 
Ausgleich für Überhangmandate geben, noch dazu 
im Lichte auch von verfassungsrechtlichen Fragen, 
aber - was noch viel wichtiger ist -, auch von verfas-
sungspolitischen Fragen? 
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Ich will  dabei sehr deutlich daran erinnern, meine 
Damen und Herren von der Koalition insgesamt, daß 
das Wahlergebnis 1994 durch die Anzahl von Über-
hangmandaten unzulässig verfälscht worden ist. 
Nach der Rechnung, die Sie alle kennen, hatte die 
Koalition gegenüber dem Wahlergebnis 1990 
57 Mandate bzw. 57 Sitze verloren. Sie hatte rechne-
risch am Ende gegenüber den Fraktionen und Grup-
pen, die insgesamt die Opposition darstellen, nur 
noch einen Vorsprung von zwei Sitzen. Durch die 
zwölf Überhangmandate der CDU und die vier Über-
hangmandate der SPD war ein zusätzlicher Nettoge-
winn von acht Sitzen hinzugekommen. Das heißt, die 
jetzt relativ komfortable Vorsprungssituation der Ko-
alition von zehn Sitzen ist doch eine Verfälschung 
des Wählerergebnisses, das eigentlich nur eine 
Mehrheit von zwei Sitzen erbracht hat. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wenn man so will, ist dies die neue Form, auf die 
wir noch einmal hinweisen, auf die wir allerdings 
auch in den Beratungen der Reformkommission im-
mer wieder aufmerksam gemacht haben. Wir sind 
zutiefst davon überzeugt, daß der Bundestag verklei-
nert werden muß. 

(Abg. Andreas Schmidt [Mülheim] [CDU/ 
CSU] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

- Herr Schmidt, lassen Sie bitte im Augenblick die 
Zwischenfrage sein; ich möchte jetzt gerne im Zu-
sammenhang berichten. 

Wir werden dafür sorgen, daß die Verkleinerung in 
dem Sinne, wie wir sie gemeinsam in der Reform-
kommission erarbeitet haben, stattfinden wird. Wir 
werden deswegen diesen Teil der Gesetzesverände-
rungen, die wir heute einbringen und beraten, auch 
mittragen. Es gibt dahin gehend überhaupt kein Pro-
blem. Wir werden also die Verkleinerung auf 
598 Sitze, gleich 299 Wahlkreise, mittragen. Wir wer-
den die Veränderung der Toleranzgrenze mittragen, 
die deswegen mit Recht nach unten abgesenkt wird, 
weil wir nicht wieder alle gemeinsam einen solchen 
Reformstau erleben wollen, wie er schon jetzt zu ver-
zeichnen ist. 

Bei einer Abweichung von 33 1/3 Prozent nach oben 
oder nach unten gibt es zur Zeit die pikante Situa-
tion, daß der kleinste Wahlkreis in Deutschland halb 
so groß wie der größte Wahlkreis sein kann. Das darf 
nicht aufrechterhalten werden. Deswegen sind wir 
gemeinsam zu der Auffassung gelangt: Dies muß ge-
ändert werden. Darum sind wir mit der Änderung 
der Toleranzgrenzen - 15 Prozent Soll und 25 Prozent 
Pflicht - einverstanden. 

Wir sind ebenfalls der Meinung, daß ab 2002 der 
Ausgleich zwischen den Ländern und damit das Re-
geln der Zuweisung der Wahlkreise pflichtgemäß er-
folgen muß. Das, was wir 1998 noch nicht machen, 
nämlich acht Wahlkreise in Deutschland zwischen 
einzelnen Bundesländern hin- und herzuschieben, 
um die Gerechtigkeit auf der Länderebene wieder-
herzustellen, wird erst 2002 gemeinsam mit der gro-
ßen Reform in Angriff genommen. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Weil wir diese Regelun-
gen erst 2002 vollziehen wollen und können, auch 
aus gesetzestechnischen und vor allen Dingen aus 
wahlkreistechnischen Gründen, müssen wir jetzt 
ganz sorgfältig auf die Übergangslösung für 1998 
schauen. Ich appelliere sehr eindrücklich: Es reicht 
nach unserer Überzeugung nicht aus - das haben wir 
damals in der Reformkommission auch mit Gegenan-
trägen geäußert -, die 2002-Regelung jetzt ins Gesetz 
hineinzuschreiben. Das ist wichtig; das ist auch not-
wendig; dazu stehen wir. Aber es reicht nach unserer 
Überzeugung nicht aus, um die 1998er Übergangs-
lösung rechtsfest oder gar verfassungsrechtsfest zu 
machen. 

Das ist der eine Aspekt. Der andere Aspekt ist für 
unsere Begriffe mindestens genauso wichtig. Hier 
versucht die Koalition allein aus machtpolitischem 
Kalkül - ich will das sehr deutlich sagen -, 

(Andreas Schmidt [Mülheim] [CDU/CSU]: 
Umgekehrt!) 

die einmal gefundene Lösung, die in den vergange-
nen Jahren praktiziert wurde, nun auf einmal fortzu-
setzen. 

Ich sage Ihnen: Wenn Sie uns hier im Hause über-
stimmen sollten, dann werden Sie erleben, daß diese 
Dinge vom Bundesverfassungsgericht auf jeden Fall 
revidiert werden. Denn es sind für die Bundestags-
wahl 1994 mehrere Klagen anhängig, und zwar nicht 
nur das Normenkontrollverfahren, angestrengt 
durch das Land Niedersachsen, das darauf abzielt, 
die Regelung mit Ausgleichsmandaten als eine Kom-
pensation der Überhangmandate auf den Weg zu 
bringen; vielmehr sind pikanterweise auch aus den 
Reihen der CDU Klagen vor dem Bundesverfas-
sungsgericht anhängig, angestrengt von Justitiaren 
von Landesverbänden der Jungen Union, die sich da-
gegen wehren, daß ein Kollege der CDU/CSU, der 
ein Überhangmandat errungen hat, infolge seines Li-
stenplatzes in den Bundestag gekommen ist. Wir 
sind sehr gespannt, wie das auch in Ihren eigenen 
Reihen verkraftet wird. Ich glaube, wir sind da schon 
sehr nahe beieinander; Sie wollen unseren Vorschlag 
unter den eben genannten machtpolitischen Ge-
sichtspunkten aber nicht mittragen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - B rigitte 
Baumeister [CDU/CSU]: Nie im Leben!) 

- Nun versuchen Sie doch nicht, die Öffentlichkeit 
irrezuführen. Die Sache wird doch jetzt nur aufge-
bauscht. 

Auch in unserer Anhörung ist immer wieder zum 
Ausdruck gekommen, daß zwischen schlechten und 
guten Überhangmandaten unterschieden wird. Von 
den 16 Überhangmandaten waren zwölf schlecht. 
Das heißt, der überwiegende Teil der Überhangman-
date ist dadurch entstanden, daß der Bundestag ei-
nen Reformstau in bezug auf Wahlrechtsmaßnahmen 
vor sich hergeschoben hat. Daher sind wir dringend 
genötigt, den Teil der Überhangmandate, der daraus 
resultiert, zu beseitigen. 

Ich sage einmal sehr deutlich: Wenn wir gemein-
sam der Auffassung sind, daß dies 1998 noch nicht 
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gemacht werden kann, weil uns zum Beispiel die 
Wahlkreiskommission vorgeschlagen hat, dies nicht 
zu tun - das hätte eine Veränderung zumindest der 
Hälfte der Wahlkreise in Deutschland bedeutet; 
diese große Reform vor der weiteren großen Reform 
2002 wollten wir uns nicht zumuten -, dann müssen 
wir wenigstens alle gemeinsam dafür sorgen, daß die 
zahlreichen schlechten Überhangmandate, die wir 
als Gesetzgeber eigentlich vermeiden könnten, aus-
geglichen werden. Diese Frage wird bei der rechtli-
chen und insbesondere verfassungsrechtlichen Beur-
teilung eine entscheidende Rolle spielen. 

Nun sage ich noch etwas zum Kompensationsmo-
dell, das uns die Grünen in ihrem Gesetzentwurf vor-
stellen. Auch wir hatten das ursprünglich ins Ge-
spräch gebracht. Dies läßt sich allerdings - hier be-
steht Übereinstimmung zwischen den großen Frak-
tionen - nicht weiterverfolgen; denn es ist uns, nach-
dem auch wir dieses Modell zunächst favorisiert hat-
ten, entgegengehalten worden, daß das Wegrechnen 
von entstandenen Überhangmandaten zu Lasten von 
Landeslisten anderer Länder politisch nicht durch-
setzbar ist. Das ist auf Ihrer Seite so, und das ist auf 
unserer Seite genauso; machen wir uns da nichts vor. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans Klein) 

Da wir dies wissen, aber trotzdem der Überzeu-
gung sind, es muß 1998 eine Kompensation von 
schlechten, von falsch entstandenen Überhangman-
daten erfolgen, wollen wir für eine Legislaturperiode, 
nämlich bis wir wieder alles ordentlich geregelt ha-
ben, die Regelung mit Ausgleichsmandaten fest-
schreiben. Dies werden wir mit allem Nachdruck in 
den weiteren Beratungen verfolgen. 

Wir haben dazu einen Gesetzentwurf auf den Tisch 
gelegt, übrigens mit einer Regelung, die sogar noch 
die niedersächsische Regelung mit der do rt  vorgese-
henen Deckelung von Ausgleichsmandaten unter-
schreitet, und dies zu unseren eigenen Lasten; denn 
nach unserem Gesetzentwurf würden die entstande-
nen Überhangmandate einer Partei auf die ihr zuste-
hende Zahl von Ausgleichsmandaten angerechnet. 
Das würde, legt man einmal das Wahlergebnis von 
1994 zugrunde, praktisch bedeuten, daß die SPD 
nicht acht Ausgleichsmandate - so viele Überhang-
mandate hat die SPD erhalten - bekommen würde, 
sondern nur vier. Das zeigt, daß wir damit sehr ehr-
lich umgehen; ich will das einmal sehr deutlich sa-
gen. 

Deswegen fordere ich Sie im Namen der Sozialde-
mokratischen Partei hier im Hause auf, sich noch ein-
mal sehr, sehr nachdrücklich zu fragen, ob die 
machtpolitische Seite, die Sie hier durchzuziehen 
versuchen, nicht durch ein Entgegenkommen berei-
nigt werden kann und ob Sie unserem Vorschlag 
nicht doch folgen können. Denn ich glaube, es wird 
draußen im Lande niemand verstehen, wenn Sie dies 
auf die Spitze treiben. Sehen Sie zu, daß Sie in den 
anstehenden Ausschußberatungen auf diese Weise 
reagieren! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Gerald 
Häfner, Sie haben das Wo rt . 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir können uns hier im Hause über politische Fragen 
aller Art  trefflich streiten - so kontrovers wie nötig. 
Aber, und da möchte ich an das anknüpfen, was Sie, 
Herr Schmidt, am Anfang gesagt haben: Es gibt ei-
nen Bereich, über den wir nach Möglichkeit nicht 
streiten sollten, nämlich über diejenigen Fragen, die 
die Spielregeln für unsere Demokratie und damit 
auch für das Zustandekommen des Parlamentes be-
treffen. 

Sie haben es selbst gesagt: Wahlrechtsfragen soll-
ten im Konsens aller Fraktionen entschieden werden. 
Aber Sie haben sich, aus unserer Sicht, nicht daran 
gehalten. 

(Beifall des Abg. Wilhelm Schmidt [Salzgit-
ter] [SPD] - Zuruf von der CDU/CSU) 

- Das müssen Sie sich schon sagen lassen. Das sage 
übrigens nicht nur ich. Sie haben doch auch den Be-
richt der Wahlkreiskommission gelesen, über den wir 
heute beraten. Sie hat festgestellt, die Verteilung der 
Wahlkreise auf die Länder sei nicht mehr verfas-
sungsgemäß. Und es sei notwendig, hier gesetzgebe-
risch tätig zu werden bzw. einen Ausgleich zu schaf-
fen. Wir haben hierfür verschiedene Vorschläge ge-
macht. Herr Schmidt, ich glaube, über die unter-
schiedlichen Modelle - Ausgleichsmandate, Kom-
pensationsregelungen - können wir im Zuge der 
Ausschußberatungen noch ausreichend reden. Das 
will ich hier nicht vertiefen. 

Aber Tatsache ist doch: Überhangmandate in die-
sem Ausmaß verfälschen das Wahlergebnis in erheb-
lichem Maße. Ich möchte gerne einmal wissen, was 
Sie sagen werden, wenn nach der Bundestagswahl 
1998 die Ergebnisse über die Bildschirme flimmern , 
wenn die Bürger dort  anhand der Zahlen und Grafi-
ken erfahren, daß es wie 1994 eine Mehrheit von 
zwei Stimmen für eine CDU/CSU-F.D.P.-Koalition 
gibt, aber am nächsten Tag dann gemeldet wird: Das 
stimmt. Aber wegen einiger Überhangmandate gibt 
es trotzdem eine Mehrheit für Rot-Grün! 

(Zuruf des Abg. Dr. Theodor Waigel [CDU/ 
CSU]) 

- Ich sehe, wie Sie vor Schmerz das Gesicht verzie-
hen. Es ist jederzeit möglich, daß die Überhangman-
date die von den Bürgern gewünschten Wahlergeb-
nisse verfälschen - so wie jetzt, wo eine hauchdünne 
Kanzlermehrheit von zwei Stimmen durch Über-
hangmandate auf zehn Stimmen aufgeblasen wird. 
Es ist aber theoretisch eben genauso möglich, daß 
sich durch die Überhangmandate sogar eine gänzlich 
andere Mehrheit im Parlament ergibt als von der 
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger mit der Ab-
gabe ihrer Wahlstimme gewollt. 

Und Sie wissen auch: Das Bundesverfassungsge-
richt hat 1988 gesagt, daß ein Überhangmandat ver-
fassungsrechtlich gerade noch zulässig sei, soweit 
dadurch die engen Grenzen, in denen die Differen- 
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zierung des Stimmengewichts notwendigerweise zu-
lässig ist, nicht überschritten werden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat auch gesagt - 
das kennen Sie, es ist das oberste Prinzip des Wahl-
rechts überhaupt, das Prinzip der gleichen Wahl -, 
daß alle Wähler mit den Stimmen, die sie abgeben, 
den gleichen Einfluß auf das Wahlergebnis haben 
sollen. Das Bundesverfassungsgericht hat hierzu aus-
geführt: Das Prinzip der Wahlgleichheit erfordert 
beim Verhältniswahlsystem, daß jeder Stimme auch 
der gleiche Erfolgswert zukommen muß. 

Sie wissen, daß dieses Prinzip gegenwärtig verletzt 
ist. Bei der letzten Bundestagswahl etwa benötigten 
Bündnis 90/Die Grünen für die Erlangung eines Sit-
zes im Bundestag 69 859 Stimmen, während für ei-
nen Sitz der Union lediglich 65 941 Stimmen erfor-
derlich waren. 

(Zuruf von der SPD: Ist halt billiger!) 

Dies alles verletzt die Grundsätze unseres Wahl-
rechts. Und es ist auch den Bürgerinnen und Bürgern 
nicht vermittelbar. 

Aber es ist nicht unvermeidbar. Es gibt zwei Mög-
lichkeiten der Abhilfe. Die eine Möglichkeit ist: Wir 
ändern jetzt noch die Wahlkreiseinteilung sowohl in-
nerhalb der Länder als auch zwischen den Ländern 
so, daß die Wahlkreise wieder - den verfassungs-
rechtlichen Vorgaben entsprechend - annähernd 
gleich groß sind. Dann werden automatisch weniger 
Überhangmandate anfallen. Zu Ihrer Information: 
Von 1965 bis 1980 gab es bei den Bundestagswahlen 
überhaupt keine Überhangmandate; in der Zeit von 
1980 bis 1990 im Schnitt eineinhalb; erst 1990 ist ihre 
Zahl mit sechs und 1994 mit 16 extrem in die Höhe 
geschnellt. Dies liegt an der ungleichen Verteilung 
von Wahlkreisen innerhalb der Länder und zwischen 
den Ländern. 

Entweder also wir ändern diese Verteilung - das 
haben Sie abgelehnt -, oder aber - das ist die zweite 
Möglichkeit - wir müssen in das Wahlgesetz eine 
Kompensationsregelung für diese Überhangmandate 
aufnehmen. Ich halte das sogar für verfassungsrecht-
lich geboten. 

Ich war und bin immer noch der Hoffnung, daß 
dies im Konsens aller demokratischen Parteien so be-
schlossen werden kann, daß wir nicht das Risiko ein-
gehen, daß nach der nächsten Bundestagswahl die 
Zusammensetzung des Bundestages nicht mehr vom 
Wähler und auch nicht mehr von uns, sondern vom 
Bundesverfassungsgericht bestimmt werden muß. 
Übrigens haben Sie vorhin, als Sie den Konsens der 
Parteien genannt haben, in Ihrer Aufzählung immer 
Bündnis 90/Die Grünen vergessen. Ich hoffe, daß das 
ein Versehen war, denn sonst wäre es ein eigenarti-
ger Begriff von Konsens. Mir aber ist an diesem Kon-
sens gelegen. Wir sollten jetzt unsere Hausaufgaben 
als Gesetzgeber machen und nicht warten, bis uns 
Karlsruhe dann einen Strich durch die von Ihnen so 
miserabel aufgestellte Rechnung machen muß. 

Danke sehr. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Jörg van Essen. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir sprechen heute über einen 
weiteren wichtigen Schritt im Rahmen der umfassen-
den Parlamentsreform, die wir in diesem Hause Mitte 
des letzten Jahres begonnen haben. Nunmehr geht 
es um die Verkleinerung des Parlaments und um das 
Wahlrecht. 

Die Reformkommission hat ihre Ergebnisse vorge-
legt, und ich kann für die F.D.P. feststellen, daß wir 
die darin gemachten Vorschläge in vollem Umfang 
unterstützen. Sie stellen einen vernünftigen Weg für 
die notwendigen Änderungen dar. 

Der Vorschlag einer Verkleinerung des Bundesta-
ges auf 598 Abgeordnete ab der 15. Wahlperiode be-
rücksichtigt gleichermaßen die Erfordernisse einer 
Verschlankung, die wir ja auch in anderen Bereichen 
anstreben, wie die einer höchstmöglichen Arbeitsef-
fektivität. Diese substantielle Verringerung der Ab-
geordnetenzahl steht im Einklang mit der von uns Li-
beralen immer geforderten Veränderung mit Augen-
maß. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aha!) 

Eine Verringerung der Zahl der Mandate unter 
diese Grenze in Verbindung mit der Vergrößerung 
der Wahlkreise würde dagegen zu einer nicht mehr 
hinnehmbaren schlechteren Vertretung der Bürger 
durch den Wahlkreisabgeordneten führen. Das gilt 
insbesondere für die jetzt schon besonders flächen-
großen Wahlkreise in den neuen Ländern; ich denke 
etwa an Mecklenburg-Vorpommern. Wir alle wissen, 
wie wichtig besonders in einer Zeit zunehmender 
Politikverdrossenheit intensive Wahlkreisarbeit ist. 
Gerade darum möchte ich für den hier vorgelegten 
Kompromiß einer maßvollen Verringerung der  Abge-
ordnetenzahl werben. 

Außerdem muß sichergestellt sein, daß eine Partei, 
die die Fünfprozentmarke übersprungen hat, auch 
flächendeckend im Bundesgebiet, das heißt, mög-
lichst in allen Bundesländern, präsent ist. Dies wäre 
bei einer deutlicheren Reduzierung nicht mehr ge-
währleistet. 

Für uns war darüber hinaus wichtig, daß es keine 
grundsätzlichen Änderungen am Wahlrecht geben 
wird. Das Bundeswahlrecht folgt nicht dem reinen 
Verhältniswahlrecht, sondern dem System der perso-
nalisierten Verhältniswahl. Dieses System hat sich in 
der Bundesrepublik bewährt, und viele andere Län-
der haben es, weil es sich besonders bewährt hat, 
übernommen. 

Die durch Überhangmandate verursachte Abwei-
chung von dem Erfordernis des gleichen Erfolgswer-
tes jeder Stimme ist nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts notwendige Folge 
dieses personalisierten Verhältniswahlrechts und da-
mit zulässig, solange die Wahlkreise im Rahmen des 
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Möglichen annähernd gleich groß sind und keine 
vermeidbaren Überhangmandate auftreten. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Und? Ist diese Bedingung erfüllt?) 

Diesem Erfordernis wird durch die von uns ange-
strebten Reformen, Herr Häfner, nun nachgekom-
men. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
-

NEN]: Eben nicht!) 

Ich habe deshalb Verständnis für eine Argumenta-
tion, die eine wie auch immer gea rtete Kompensa-
tionsregelung für unnötig hält. Alle Kompensations-
modelle sind ohne gravierende Eingriffe in das be-
stehende Wahlsystem nicht durchführbar und wer-
den daher von uns aus grundsätzlichen Überlegun-
gen abgelehnt. Eine parteiinterne, länderübergrei-
fende Kompensation von Überhangmandaten, wie 
sie die Grünen fordern, würde den Erfolgswert der 
Stimmen für die einzelnen Landeslisten mißachten 
und faktisch zu einer Bundesliste führen, 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Jawohl! So ist 
es!) 

die im Wahlgesetz aber gerade nicht vorgesehen ist. 
Die Mehrheit der Reformkommission zur Größe des 
Bundestages sah in einem solchen Modell dann auch 
einen massiven Eingriff in das bestehende Wahlsy-
stem. Die föderale Organisationsstruktur der Wahlen 
und damit das Wahlrecht würden substantiell verän-
dert. Wir lehnen einen solchen Vorschlag deshalb 
klar ab. 

Neben dieser Kompensationsregelung wird nun 
auch die Möglichkeit einer Einführung von Aus-
gleichsmandaten diskutiert, wie sie zum Beispiel im 
niedersächsischen Wahlgesetz vorgesehen ist; Herr 
Kollege Schmidt ist darauf eingegangen. Die Reform-
kommission hat die Einführung einer solchen Rege-
lung auf Bundesebene abgelehnt; auch wir tun dies. 
Unser Schwerpunkt ist es, Ausgleichsmandate für 
die Zukunft generell zu verhindern. Eine Regelung 
für eine Periode halten wir für unnötig. 

Darüber hinaus möchte ich fragen, wie es denn 
wohl den Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes zu 
vermitteln sein soll, einerseits den Bundestag verklei-
nern zu wollen, ihn im gleichen Atemzug aber durch 
Ausgleichsmandate wieder zu vergrößern. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Bei aller Sympathie, die ich grundsätzlich für alle 
Überlegungen hinsichtlich einer Eindämmung der 
Auswirkungen der Überhangmandatsregelung habe, 
muß festgestellt werden, daß das Ausgleichsmandat 
und sonstige Kompensationsregelungen nicht die an-
gemessene Lösung darstellen. Niemand sollte sich 
hier von kurzfristigen Erwägungen leiten lassen. Wir 
werden mit Interesse sehen, wie das Bundesverfas-
sungsgericht entscheiden wird. Aber nicht das Ge-
richt, wir sind der Gesetzgeber und müssen deshalb 
entscheiden. 

Was die Grundmandatsklausel anbetrifft, sind wir 
Liberalen nach wie vor der Auffassung, daß sie in ih-
rer bisherigen Form erhalten bleiben soll. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Schade 
ist das! Müssen wir ändern!) 

Wir wollen keine Lex PDS. 

(Beifall bei der PDS - Eduard Oswald 
[CDU/CSU]: Das war Beifall von der fal-
schen Seite! - Dr. Dagmar Enkelmann 

[PDS]: Das sind Demokraten!) 

Jede Änderung bei der Grundmandatsklausel aber 
würde eben genauso verstanden werden. Die Aus-
einandersetzung mit der PDS muß - das ist für einen 
Liberalen selbstverständlich - politisch geführt wer-
den. Das Wahlrecht sollten wir dafür nicht bemühen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin 
Dr. Dagmar Enkelmann, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Da zeigt sich mal wieder, 
daß es in diesem Parlament noch Demokraten gibt. - 
Die  Abgeordneten des Deutschen Bundestages sol-
len nach dem Willen der Regierungskoalition mit 
dem vorliegenden Entwurf sowohl auf eine grund-
sätzliche Neuaufteilung der Wahlkreise bereits für 
die nächste Bundestagswahl als auch auf eine Kom-
pensation von Überhangmandaten verzichten und le-
diglich einer Übergangsregelung für die nächste 
Bundestagswahl zustimmen. Begründet wird dies 
insbesondere damit, daß zwei grundsätzliche Neuzu-
schnitte von Wahlkreisen innerhalb von vier Jahren 
verhindert werden sollen. 

Dem kann ich zunächst auch folgen. Jedoch trifft 
diese Argumentation auf die Überhangmandate nur 
bedingt zu. Überhangmandate bedeuten meines Er-
achtens immer einen Eingriff in die formale Wahl-
rechtsgleichheit. Sie sind irregulär, weil jedes Über-
hangmandat bedeutet, daß eine bestimmte Anzahl 
von Wählerinnen und Wählern quasi doppeltes 
Stimmrecht gehabt hat. Darüber hinaus sind Über-
hangmandate gerade auch deshalb irregulär, weil 
durch sie Parteien einen parlamentarisch und außer-
parlamentarisch überproportionalen Einfluß gewin-
nen, den sie nach dem geltenden Wahlrecht gerade 
nicht haben sollen. 

Der Verhältnisausgleich soll die formale Wahl-
rechtsgleichheit sichern und darüber hinaus sicher-
stellen, daß eine Pa rtei nicht mehr parlamentarischen 
Einfluß gewinnt, als ihr nach dem prozentual gemes-
senen Wählervotum zusteht. Es ist bereits davon ge-
sprochen worden, daß hier eindeutig eine Verfäl-
schung des Wählervotums vorgenommen wird. 

Man stelle sich nur einmal die Situation der jetzi-
gen Bundesregierung in der Öffentlichkeit und im 
Parlament bei der Abstimmung zum sogenannten 
Sparpaket vor, wenn ihre Überhangmandate kom-
pensiert worden wären und sie es nicht geschafft 
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hätte, ihre kranken Abgeordneten transportfähig zu 
machen. Nebenbei bemerkt halte ich diese A rt  von 
Umgang mit Abgeordneten auch für unmenschlich. 

(Beifall bei der PDS - Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Das Wort  „unmenschlich" 

müssen Sie gerade sagen!)  

- Schwerkranke Abgeordnete nur für eine Abstim-
mung heranzuholen, das ist unmenschlich. 

Nun hat Dr. Schäuble in der Öffentlichkeit die mit 
der Grundmandatsklausel gewonnenen Mandate 
der PDS als Vorteil der Opposition gegenüber den 
Überhangmandaten der Regierungskoalition be-
zeichnet. Meines Erachtens verfälscht er damit die 
Tatsachen. Denn während der Verhältnisausgleich 
gerade zeigt, daß Überhangmandate nicht der Ver-
hältniswahl entsprechen, entspricht die Grundman-
datsklausel durchaus dem Verhältnisausgleich. Ich 
verweise Sie nur auf die Ergebnisse der Anhörung 
der Reformkommission. Die PDS hat entsprechend 
der Zahl ihrer Zweitstimmen Sitze in diesem Bundes-
tag - wie ich denke, völlig zu Recht. 

Soweit Herr Dr. Schäuble mit seinen Äußerungen 
zur Grundmandatsklausel nun auch noch behaupten 
will, daß die Mandate der PDS und die Zahl der 
Überhangmandate zusammenhängen würden, so ist 
dazu zu sagen, daß diese Behauptung ebenfalls die 
Tatsachen verfälscht. Überhangmandate können sich 
nämlich durchaus auch dann ergeben, wenn kleinere 
Parteien regional viele Zweitstimmen erhalten. Das 
könnte nicht nur auf die PDS zutreffen, das wäre 
durchaus auch bei der F.D.P. oder beim Bündnis 90/ 
Die Grünen möglich. Wir halten es für dringend not-
wendig, daß Überhangmandate bereits bei der näch-
sten Wahl vermieden und auch vollständig kompen-
siert werden. 

Noch ein paar Bemerkungen zur Verkleinerung 
des Parlaments. Wir lehnen sie ab. Angesichts von 
Transrapid und immensen Kosten für den Umzug 
nach Berlin ist der Spareffekt eigentlich eine zu ver-
nachlässigende Größe. Der Effekt an Demokratieab-
bau, an Verlust von Nähe zu den Wählerinnen und 
Wählern und von Bindung der Abgeordneten an ihre 
Wahlkreise ist wesentlich größer. Insofern tritt hier 
ein deutlicher Demokratieverlust ein, der unbedingt 
diskutiert werden muß. 

Hinzu kommt, daß von der Verkleinerung des Par-
laments vor allen Dingen die kleineren Parteien be-
troffen sind. Die Verkleinerung begünstigt eben die 
größeren Parteien gegenüber den Minderheiten und 
schränkt damit demokratische Beteiligungsmöglich-
keiten ein. Ich denke, wer mehr Demokratie und 
neue Formen der Bürgerbeteiligung in diesem Parla-
ment will  - darüber haben wir ja auch schon disku-
tiert -, der muß dafür eintreten, daß die Abgeordne-
ten in ihren Wahlkreisen stärker verankert und damit 
den Bürgerinnen und Bürgern stärker verbunden 
sind. Das schließt im übrigen eine mögliche Abwahl 
von Abgeordneten innerhalb einer Legislaturperiode 
durchaus ein. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, Sie ha-
ben schon einen bedeutenden zeitlichen Überhang. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Sind Sie damit einverstanden? - Dies ist offen-
sichtlich der Fall. Dann sind die Überweisungen der 
Vorlagen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/5565 - 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Wirtschaft. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns der Parlamentarische Staatsse-
kretär Dr. Norbe rt  Lammert  zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Kollegen Dr. Rainer Jork 
auf: 

Welche Strompreise für die Stahlerzeuger sind gegenwärtig - 
absolut und relativ - in den neuen Bundesländern und den alten 
Bundesländern vereinbart und wirksam? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich bitte um 
Beantwortung. 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Herr Kollege Jork, die 
Bundesregierung besitzt keine repräsentativen Infor-
mationen über die Strompreise für die Stahlerzeu-
ger. Sie wissen, daß die Strompreise für Stahlerzeu-
ger ebenso wie für alle anderen industriellen Strom-
kunden zwischen Stromerzeugern und -verbrau-
chern individuell ausgehandelt werden und deswe-
gen in der Regel nur den Vertragspartnern bekannt 
sind. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Jork, wol-
len Sie eine Zusatzfrage stellen? 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Ja, das möchte 
ich gern. - Ich möchte Sie fragen, Herr Staatssekre-
tär, ob der Bundesregierung bekannt ist, daß zum 
Beispiel für Freital Strompreise mit einem Unter-
schied von 65 Prozent gegenüber denen im Sauer-
land angegeben werden und daß durch regionale 
Verträge die Mitarbeiter in den Bet rieben gezwun-
gen sind, zu absolut ungewöhnlichen Zeiten zu ar-
beiten. 

Ist diese Aussage aus Ihrer Sicht realistisch? Was 
könnte man dagegen tun? 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Jork, ich 
kann die vorgetragene Strompreisdifferenz im kon-
kreten Fall jetzt natürlich nicht nachprüfen und inso-
fern  weder bestätigen noch ausdrücklich zurückwei-
sen. 
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Richtig ist, daß wir Strompreisniveauunterschiede 
sowohl im allgemeinen zwischen Westdeutschland 
und Ostdeutschland als auch zwischen konkreten 
Standorten in dem einen wie in dem anderen Teil un-
seres Landes haben. Insofern kann man - unabhän-
gig von dem konkreten Fall, den Sie sicher im Auge 
haben - nicht sagen, daß es eine generelle Strom-
preisverzerrung zu Lasten konkreter Unternehmen 
in den neuen Ländern gäbe. Das ist in unterschiedli-
chen Fällen zum Teil ganz unterschiedlich gelagert. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Die aus meiner 
Sicht doch deutlich höheren Strompreise für die 
Stahlwerke in den neuen Bundesländern, vor allem 
auch in Sachsen, werden in erster Linie damit be-
gründet, daß höhere Investitionskosten bei den 
Stromerzeugern gegeben sind. Sehen Sie - wie ich - 
darin einen erheblichen Standortnachteil für die 
Stahlindustrie in den neuen Bundesländern? Wie 
könnte man dies beseitigen? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Zunächst sind die ho-
hen Investitionen und die sich damit ergebenden Ab-
schreibungseffekte ohne jeden Zweifel ein Grund für 
das im ganzen höhere Energiepreisniveau in den 
neuen Ländern im Vergleich zu Westdeutschland. 

Davon unbeschadet besteht aber die Möglichkeit, 
in individuellen Vertragsverhandlungen konkrete 
Strompreisvereinbarungen zu treffen. Von diesen 
Möglichkeiten wird ja auch völlig zu Recht intensiv 
Gebrauch gemacht mit dem Ergebnis, daß es in vie-
len konkreten Fällen gelungen ist, Vereinbarungen 
abzuschließen, bei denen die Preise deutlich unter 
dem allgemeinen Strompreisniveau in den betroffe-
nen Regionen liegen. 

Im übrigen will  ich mir den Hinweis erlauben, daß 
der Strompreis einer von vielen Faktoren ist, die über 
die Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit von 
Standorten im Vergleich miteinander entscheiden. 

Gelegentlich habe ich auch den Eindruck, als wür-
den sich Unternehmen besonders gern in diesem Be-
reich auf tatsächliche oder vermeintliche Standort-
probleme beziehen, deren Lösung sie von staatlichen 
Eingriffen erwarten, während sie bei Kosten, auf die 
sie selber einen unmittelbaren Einfluß haben, die 
Frage der Wettbewerbsfähigkeit nicht mit der glei-
chen Gründlichkeit betrachten. 

Das gilt beispielsweise auch für die Tarifentwick-
lung an den Standorten in den neuen Ländern, bei 
denen, wie inzwischen mehrfach von Instituten aus 
den neuen Ländern selbst vorgetragen worden ist, 
längst eine Entwicklung stattgefunden hat, die sich 
so weit von der Produktivität entfernt hat, daß dies 
ohne jeden Zweifel ein Standortproblem und damit 
ein Problem für die Beschäftigung geworden ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Brecht, 
Ihre Zusatzfrage bitte. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß das Argu-
ment, das von den Stromunternehmen im Osten vor-
getragen wird, nämlich daß die höheren Stromkosten 
durch höhere Investitionskosten bedingt seien, nach-
vollziehbar ist? 

Dr. Norbert Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Grundsätzlich ist die-
ses Argument sicher nachvollziehbar, weil es offen-
sichtliche Unterschiede zwischen der westdeutschen 
und der ostdeutschen Situation gibt. Es taugt aber 
nicht als Generalrechtfertigung für jedes beliebige 
Strompreisniveau. Darauf hat die Bundesregierung 
bei verschiedenen Gelegenheiten immer wieder auf-
merksam gemacht. Im übrigen ist das einer der Hin-
tergründe für die Vereinbarung, die Anfang dieses 
Jahres zwischen den betroffenen Unternehmen auf 
der einen Seite und den Repräsentanten der öffentli-
chen Hand - sowohl der Länder wie auch der Bun-
desregierung - auf der anderen Seite getroffen 
wurde. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden zu dieser Frage 
weitere Zusatzfragen gestellt? - Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 2, ebenfalls vom Abgeord-
neten Jork gestellt, auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Strom-
preise für Stahlerzeuger in den neuen Bundesländern auf dem 
Niveau der alten Bundesländer zu gestalten und zu vereinba-
ren? 

Bitte sehr, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Dr. Norbe rt  Lamme rt , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Jork, die 
Bundesregierung kann und will  nicht in die Vertrags-
freiheit für die Aushandlung individueller Strom-
preise eingreifen. Sie unterstützt allerdings die politi-
schen Anstrengungen insbesondere der neuen Län-
der selbst für vergleichbare Strompreisniveaus in 
Ost und West. So ist es Anfang dieses Jahres in Erfu rt 

 gelungen, den Energiekonsens Ost herbeizuführen, 
bei dem die Wirtschaftsminister der neuen Länder 
und Vertreter des Bundeswirtschaftsministers ge-
meinsam mit Vertretern der ostdeutschen Stromwirt-
schaft aller Versorgungsstufen sowie der Braunkoh-
lewirtschaft und deren Gesellschaftern eine Überein-
kunft erzielt haben, die eine wettbewerbsfähige 
Stromversorgung der neuen Länder längerfristig si-
cherstellen soll. 

Die Umsetzung dieser Übereinkunft ist unter maß-
geblicher Beteiligung der Wirtschaftsministerien in 
vollem Gange. Ich gehe davon aus, daß davon auch 
die Stahlerzeuger profitieren werden. Ich weiß, daß 
es unter Hinweis auf diese Vereinbarung in einigen 
Fällen bereits zu einer Veränderung der Ausgangs-
lage gekommen ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Angesichts eines 
Artikels, der am 11. September 1996 in der „Welt" er- 
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schienen ist, möchte ich Sie, Herr Staatssekretär, fra-
gen, ob Sie es für eine gangbare Alte rnative halten, 
daß man erwägt, billigen sogenannten Industrie-
strom aus den Anrainerstaaten Tschechien und Polen 
zu importieren. 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Grundsätzlich muß in 
diesem wie auch in anderen Zusammenhängen die 
Möglichkeit bestehen, die günstigste Belieferung mit 
den Rohstoffen, mit den Materialien oder - wie in 
diesem Fall  - mit der Energie zu sichern, die für die 
Leistungsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit des je-
weiligen Unternehmens am Ort erforderlich sind. 

Diese Frage steht aber über den konkreten Zusam-
menhang, den Sie gerade angesprochen haben, hin-
aus in dem weiteren Kontext einer von der Bundesre-
gierung für notwendig erklärten und vorbereiteten 
Novelle des Energierechtsrahmens, die nicht zuletzt 
das Ziel hat, auch im Energiebereich - als dem letz-
ten großen noch in Monopolstrukturen verbliebenen 
Wirtschaftsbereich - sicherzustellen, daß Angebot 
und Nachfrage sich unter Wettbewerbsbedingungen 
vollziehen und nicht mit abgegrenzten Lieferbezie-
hungen monopolartig strukturiert bleiben. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Würde die Bun-
desregierung, fa lls die genannten Diskrepanzen aus-
schlaggebend und relevant sind, die Bemühungen 
für den Import  von ausländischem Strom stützen wol-
len? 

Dr. Norbe rt  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Die Bundesregierung 
hat keinen Ehrgeiz, auf die Organisation der Ener-
gielieferungen bei einzelnen Unternehmen aktiv Ein-
fluß zu nehmen - weder im abwehrenden noch im 
fördernden Sinne. Aber die Bundesregierung ist 
durchaus in einer Reihe von Fä llen in den neuen 
Bundesländern - nicht nur, aber auch im Bereich der 
stahlproduzierenden Indust rie - bei dem Bemühen 
behilflich gewesen, mit den jewei ligen Energiever-
sorgungsunternehmen konkrete Unternehmensver-
einbarungen herbeizuführen, die einen Strompreis 
für den betroffenen Hersteller ermöglichen, der hilft, 
die Wettbewerbsfähigkeit am Standort zu sichern. 

Vizepräsident Hans Klein: Wird aus dem Kreis der 
Kolleginnen und Kollegen dazu eine weitere Zusatz-
frage gestellt? - Das ist nicht der Fa ll. Vielen Dank, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär, für die Beant-
wortung. 

Die Frage 3, die der Kollege Dr. Weng zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung gestellt hat, möge bitte schriftlich be-
antwortet werden. Das gleiche gilt für die Frage 4 
des Kollegen Manfred Such zum Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der Verteidigung. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Gesundheit auf. Die Fragen wird uns die 
Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Sabine Berg-
mann-Pohl beantworten. 

Ich rufe die Frage 5 auf, die der Kollege Hans Bütt-
ner gestellt hat: 

Welche gesundheitspolitischen Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um der von der Deutschen 
Gesellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheil-
kunde festgestellten „drastischen Steigerung der Anzahl von 
Suchterkrankten", darunter rd. 10 Millionen Alkoholkranke, rd. 
1 Million Medikamentenkranke und 50 000 Drogenabhängige, 
wirkungsvoll zu begegnen? 

Ich bitte die Frau Parlamentarische Staatssekretä-
rin um Beantwortung. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Büttner, die von der Deutschen Gesellschaft für 
Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheilkunde 
geschätzte „drastische Steigerung der Anzahl von 
Suchtkranken" kann nach den vorliegenden Schätz-
zahlen der Deutschen Hauptstelle gegen die Sucht-
gefahren von der Bundesregierung nicht bestätigt 
werden. So wird zum Beispiel die Zahl der behand-
lungsbedürftigen Alkoholkranken von der DHS für 
die alten und die neuen Länder seit 1993 auf zirka 
2,5 Millionen Personen geschätzt. 

Unabhängig davon ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß alle Möglichkeiten genutzt werden 
sollten, dem Problem sowohl illegaler als auch lega-
ler Suchtmittel noch gezielter zu begegnen. Für die 
Bundesregierung gelten nach wie vor die Ziele und 
Grundsätze, die 1990 im Nationalen Rauschgiftbe-
kämpfungsplan von der Bundesregierung, den Län-
dern, den Kommunen und den gesellschaftlichen 
Gruppen verabschiedet worden sind. Zu Recht 
wurde dabei der Prävention, die zuallererst Aufgabe 
der Länder und Kommunen ist, höchste Priorität ein-
geräumt. Sie ist das wirkungsvollste Mittel zur Redu-
zierung der Nachfrage nach i llegalen und legalen 
Suchtmitteln. 

Neben der Prävention stellen Therapie und Reha-
bilitation ebenfalls ein wirksames Mittel zur Hilfe für 
die Betroffenen und zur Reduzierung der Nachfrage 
nach Suchtmitteln dar. Im Rahmen seiner verf as-
sungsrechtlichen Möglichkeiten hat der Bund in Ver-
gangenheit und Gegenwart das Beratungs- und Be-
handlungsangebot der Länder und Kommunen für 
Gefährdete und Abhängige sowie deren Angehörige 
durch Modellprogramme maßgeblich gefördert. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatz, Herr Kollege 
Büttner. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Auf welche Höhe 
schätzt die Bundesregierung den Anteil Jugendlicher 
unter den in Frage 5 genannten Suchtkranken durch 
Alkohol, Medikamente und Drogen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Büttner, das ist natürlich eine spekulative Zahl, die 
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mir zur Zeit auch nicht gegenwärtig ist. Ich werde 
gerne versuchen, das über die Deutsche Hauptstelle 
für Suchtgefahren herauszubekommen, und Ihnen 
das dann schriftlich geben. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Welche gesetzli-
chen Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unter-
nehmen, um die Abgabe von Alkohol, Medikamen-
ten und Drogen an Suchtkranke einzuschränken? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Da gibt es 
schon eine Menge von gesetzlichen Bestimmungen. 
Ich denke nur an das Arzneimittelgesetz, das unter 
anderem die Abgabe von Medikamenten regelt. Wir 
glauben aber, daß Gesetze allein keine wirkungsvol-
len Maßnahmen gegen Suchtgefahren darstellen, 
sondern daß die Aufklärung höchste Priorität haben 
muß. 

Vizepräsident Hans Klein: Wollen weitere Kolle-
ginnen und Kollegen dazu Zusatzfragen stellen? - 
Bitte, Frau Kollegin Fuchs. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Wenn Sie sagen, Aufklä-
rung werde dazu führen, daß die Zahl der Drogen-
kranken sinkt, frage ich Sie: Was tut die Bundesre-
gierung, um so aufzuklären, daß die Anzahl der Dro-
genkranken abnimmt, und welche Einschätzung ha-
ben Sie, wie die Reduzierung in den nächsten Jahren 
voranschreiten wird? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin 
Fuchs, wir müssen davon ausgehen, daß die präven-
tiven Maßnahmen, die wir - übrigens gemeinsam- 
im Nationalen Rauschgiftbekämpfungsplan be-
schlossen haben, auch gegriffen haben; denn Gott 
sei Dank ist ja nur eine Minderheit der Bevölkerung 
bereit, regelmäßig legale bzw. illegale Suchtmittel zu 
nehmen. Insofern denke ich, daß die Prävention 
greift. Das hängt natürlich aber auch von der indivi-
duellen Einstellung jedes einzelnen ab, wie er diesen 
Suchtmitteln gegenübersteht. Insofern kann die Prä-
vention immer nur ein Anreiz sein, die individuelle 
Einstellung zu diesen Suchtmitteln in positivem 
Sinne zu fördern. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden zu dieser Frage nicht gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 6, die ebenfalls Kollege 
Büttner gestellt hat, auf: 

Welche Kosten verursachen die in Frage 5 genannten Suchter-
krankungen jährlich bei den gesetzlichen Krankenkassen und 
den übrigen Trägern gesundheitlicher Leistungen? 

Ich bitte Frau Parlamentarische Staatssekretärin 
um Beantwortung. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 

Büttner, der Bundesregierung liegen dazu keine ver-
läßlichen Kostenanalysen vor. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Ist die Bundesre-
gierung dann wenigstens in der Lage, zu erkunden, 
wie hoch der wirtschaftliche Wert alkoholhaltiger 
Produkte und Medikamente ist, die an Suchtkranke 
abgegeben werden? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Büttner, ich sehe jetzt keinen unmittelbaren Zusam-
menhang mit Ihrer gestellten Frage. Sie haben nach 
den Kosten gefragt, die Alkoholkranke oder Kranke, 
die andere Suchtmittel nehmen, bei den Krankenkas-
sen verursachen. Diese Kosten sind ganz schwer 
bezifferbar, weil eine Behandlung nicht unter der 
Diagnose „Alkoholabängigkeit", sondern zum Bei-
spiel unter den Diagnosen „Magenulkus", „Leber-
zirrhose" oder - bei einem Raucher - unter den Dia-
gnosen „chronische Bronchitis" bzw. „Bronchialkar-
zinom" durchgeführt wird. Die Suchtkrankheit finden 
Sie also immer in anderen Diagnosen versteckt. Des-
wegen wären alle Kostenanalysen spekulativer A rt . 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Parlamentarische 
Staatssekretärin, erlauben Sie mir eine Bemerkung: 
Es besteht natürlich schon ein Zusammenhang mit 
der gestellten Frage. Aber Sie haben ja dazu geant-
wortet. 

Kollege Büttner hat jetzt noch eine Zusatzfrage. 
Bitte. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Hält es die Bun-
desregierung nicht für angebracht, angesichts der 
sehr hohen Zahl von Alkohol- und Medikamenten-
süchtigen konkrete Erfassungsmerkmale festzule-
gen, um eine Prävention überhaupt sinnvoll gestal-
ten zu können? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Büttner, ich habe gesagt, daß sich die Krankheit 
Sucht in anderen Diagnosen versteckt. 

Ich wage zu bezweifeln - selbst wenn wir die ge-
nauen Kosten kennen würden -, ob die Kosten einen 
Einfluß auf die Präventionsziele haben würden bzw. 
in unmittelbarem Zusammenhang damit stehen. 
Denn die Prävention soll zur Folge haben, daß es erst 
gar nicht zur Sucht kommt. Sie verfolgt ein ganz an-
deres Ziel. Insofern sehe ich den Zusammenhang 
nicht ganz. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Fuchs. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Hat sich erle-
digt!) 

Vielleicht ist noch eine Frage suggerierbar? - Das 
ist nicht der Fall. Dann bedanke ich mich für die Be-
antwortung, Frau Parlamentarische Staatssekretärin. 
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Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit auf. 

Die Frage 7, die unsere Kollegin Dr. Elke Leonhard 
gestellt hat, soll bitte schriftlich beantwortet werden. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Post und Telekommunikation auf. Zur 
Beantwortung steht uns der Parlamentarische Staats-
sekretär Dr. Paul Laufs zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 8, gestellt vom Kollegen Klaus 
Barthel, auf: 

Aus welchen Gründen setzt sich die Bundesregierung im EU-
Ministerrat für eine beschleunigte Liberalisierung des Postmark-
tes, insbesondere der Infopost, und eine Herabsetzung der ho-
hen Anforderungen des Richtlinienentwurfes der Europäischen 
Kommission über „Gemeinsame Vorschriften für die Entwick-
lung der Postdienste und die Verbesserung der Dienstqualität in 
der Gemeinschaft" an den Universaldienst ein und setzt sich da-
mit in Widerspruch zu Beschlüssen des Europäischen Parlamen-
tes, das der Richtlinie zustimmen muß? 

Ich bitte den Parlamentarischen Staatssekretär um 
Beantwortung. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Präsi-
dent, Herr Kollege Ba rthel, die Bundesregierung 
folgt dem Verfassungsauftrag des Art. 87f Grundge-
setz, nach dem die Dienstleistungen im Bereich des 
Postwesens als privatwirtschaftliche Tätigkeiten 
durch die Deutsche Post AG und andere p rivate An-
bieter erbracht werden sollen. Sie hat daher auf na-
tionaler Ebene bereits die Öffnung des Bereichs der 
Massensendungen in die Wege geleitet. 

Sie verfolgt diese Zielsetzung im Einklang mit dem 
europäischen Recht auch bei den Verhandlungen über 
den Richtlinienvorschlag in den Gremien des Europäi-
schen Rates. Diese Verhandlungen sind derzeit noch im 
Gange. Der Rat wird sich in seiner Sitzung am 
27. September 1996 insbesondere auch mit diesen Fra-
gen der Liberalisierung befassen. Dem Rat ist die Hal-
tung des Europäischen Parlaments zu dem Richtlinien-
vorschlag bekannt. Dies schließt nicht aus, daß der Rat 
dazu eine eigenständige Auffassung entwickelt. Diese 
müßte gegebenenfalls im weiteren Verlauf des Ent-
scheidungsverfahrens nach A rt . 189b EG-Vertrag mit 
den Auffassungen des Europäischen Parlaments und 
der EU-Kommission in Einklang gebracht werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Barthel. 

Klaus Barthel (SPD): Trifft denn dann die Einschät-
zung zu, die sich aus Ihrer Antwort ergibt, daß die 
Bundesregierung im Europäischen Rat die Liberali-
sierung des Postmarktes einseitig vorantreibt - und 
auch weiterhin vorantreiben wi ll  - und damit gegen 
die Auffassung anderer Staaten und vor allen Dingen 
des Europäischen Parlaments vorgeht, die einen um-
fassenden, qualitativ hohen und bezahlbaren Univer-
saldienst und dessen Finanzierung durch einen re-
servierten Bereich für möglich und für erforderlich 
halten? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, in der Tat sind die Vorstellungen der 
Mitgliedstaaten, was die Festlegung eines reservier-
baren Bereiches betrifft, unterschiedlich. Darüber ist 
in den Gremien sehr ausgiebig diskutiert worden. 
Die irische Präsidentschaft hat zu streitig gebliebe-
nen Positionen einen Kompromißvorschlag gemacht, 
dem die Bundesregierung grundsätzlich zustimmen 
kann. Wir werden sehen, ob am 27. September Einig-
keit herbeigeführt werden kann. Wenn dem so ist, 
werden auf der nächsten Sitzung des Rates am 
28. November die Entscheidungen über den gemein-
samen Standpunkt zu dem Richtlinienvorschlag ge-
troffen werden können. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Klaus Barthel (SPD): Um die nächste Frage stellen 
zu können, muß ich zunächst Herrn Minister Bötsch 
zitieren. Er hat im November 1995 erklärt - ich zitiere 
ihn wörtlich -: 

Die im Grünbuch Post vorgelegten Leitlinien für 
die Entwicklung der Postmärkte in Europa finden 
unsere volle Unterstützung. 

Und er fährt fo rt : 

Liberalisierungsschritte finden do rt  ihre Grenze, 
wo sie sich mit dem Ziel einer flächendeckenden 
Grundversorgung nicht vereinbaren lassen. 
Wettbewerb ist kein Selbstzweck. 

Und er hat an anderer Stelle erklärt: 

Ich denke, daß die Qualitätsvorgaben der zum 
1. Januar 1996 in Kraft getretenen Postkunden-
schutzverordnung einen Anhaltspunkt für die ge-
nannte Rechtsverordnung bilden können. 

Daraus ergibt sich meine Frage: Steht das Vorge-
hen der Bundesregierung, den Europäischen Rat in 
eine andere Richtung zu bewegen, nicht im Wider-
spruch zu den hier mehrfach dargestellten Positionen 
des Ministers und der Bundesregierung, ein hohes 
Niveau des Universaldienstes in der Bundesrepublik, 
haben, angelehnt an den Monopol- und Pflichtbe-
reich, aufrechtzuerhalten? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, diesen Widerspruch sehe ich nicht, ins-
besondere auch deshalb nicht, weil der überarbeitete 
Richtlinienentwurf eine Definition des Universaldien-
stes enthält, die im Rat auf eine breite Zustimmung - 
wir erwarten sogar Einstimmigkeit - stößt und selbst-
verständlich auch die Unterstützung der Bundesre-
gierung finden wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Büttner. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, sieht die Bundesregierung nicht einen Wider-
spruch zwischen ihrem Drängen im EU-Ministerrat 
auf beschleunigte Liberalisierung, auf forcierten Ab-
bau des reservierten Bereiches durch eine schnelle 
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Hans Büttner (Ingolstadt) 

I Öffnung für den Wettbewerb bei Massensendungen 
und dem grundgesetzlich festgelegten Infrastruktur-
auftrag und der Sicherung der Finanzierung eines 
Universaldienstes? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Büttner, das Grundgesetz verpflichtet den Bund, 
zu gewährleisten, daß flächendeckend angemessene 
und ausreichende Postdienstleistungen angeboten 
werden; das ist die eine Seite. Die andere Seite ist, 
daß der deutsche Gesetzgeber durch das 1994 - auch 
mit Unterstützung Ihrer Fraktion - geänderte Grund-
gesetz in Art . 87 f und 143b verpflichtet wird, Aufga-
ben zu privatisieren und auch im Postbereich Wett-
bewerb einzuführen. Dies muß kein Widerspruch in 
sich sein. Sie können eine flächendeckend ausrei-
chende und angemessene Versorgung mit Post-
dienstleistungen selbstverständlich auch im Wettbe-
werb sicherstellen. Dafür gibt es die staatliche Regu-
lierung mit Instrumenten, die dafür sorgen, daß wir 
dies im Interesse der Bürger erreichen. 

Vizepräsident Hans Klein: Im Moment sind drei 
Mini-Konferenzen im Gange. Vielleicht können wir 
uns wieder auf die Fragestunde konzentrieren. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
doch alles sehr friedlich, Herr Präsident!) 

Werden zu dieser Frage weitere Zusatzfragen ge-
stellt? - Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 9 auf, die ebenfalls der 
Kollege Barthel gestellt hat: 

Welche Auswirkungen auf den Postsektor in Deutschland er-
wartet die Bundesregierung, wenn die EU-Kommission ihren 
Richtlinienentwurf zurückzieht, weil dessen Verabschiedung 
durch die vorrangig auf Liberalisierung des Postmarktes ausge-
richtete Politik der Bundesregierung blockiert wird, und von 
ihrer „Bekanntmachung über die Anwendung der Wettbe-
werbsregeln auf den Postsektor" Gebrauch macht? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, die Bundesregierung ist der Auffas-
sung, daß eine Richtlinie zur Herstellung des Binnen-
marktes für Postdienste angebracht und erforder-
lich ist und daß die Kompromißmöglichkeiten bei 
den gegenwärtig laufenden Verhandlungen keines-
wegs ausgeschöpft sind. Sie geht davon aus, daß der 
Rat und das Europäische Parlament sich in dem be-
reits erwähnten Entscheidungsverfahren nach 
Art . 189b EG-Vertrag auf eine gemeinsame Haltung 
zum Vorschlag für eine Richtlinie über „Gemeinsame 
Vorschriften für die Entwicklung der Postdienste und 
die Verbesserung der Dienstequalität in der Gemein-
schaft" einigen werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Klaus Barthel (SPD): Eine Delegation des Aus-
schusses für Post und Telekommunikation war An-
fang dieser Woche in Brüssel. Das Stimmungsbild, 
das uns dort  vermittelt worden ist, ist diametral zu 
dem, was die Bundesregierung jetzt hier erklärt. Des-

wegen meine Frage: Stützt sich die optimistische Ein-
schätzung der Bundesregierung auf die Bereitschaft 
der Bundesregierung, im Rat zu dem bisherigen Kon-
sens, nämlich dem Konsens des Grünbuches, des 
Richtlinienentwurfs, zu der Position des Europäi-
schen Parlaments zurückzukehren? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol-
lege Barthel, alle Mitgliedstaaten der EU haben den 
Wunsch, den Binnenmarkt für Postdienste durch eine 
Richtlinie gemeinschaftlich zu ordnen. Ich bin sicher, 
daß wir den Konsens bzw. die qualifizierte Mehrheit 
dafür im Rat finden. Ich habe Ihnen schon angedeu-
tet, daß die irische Präsidentschaft Kompromisse vor-
geschlagen hat, die wir als Bundesregierung unter-
stützen können. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage zwei. 

Klaus Barthel (SPD): Im Zusammenhang damit 
steht immer die Drohung im Raum, daß die Kommis-
sion von sich aus handeln muß, wenn keine Einigung 
zustande kommt. Deswegen meine Frage: Benutzt die 
Bundesregierung nicht den Umstand, daß die Kom-
mission für den Fall eines Scheiterns dieser Verhand-
lungen, wenn also kein Konsens zustande kommt, mit 
der Inkraftsetzung ihrer „Bekanntmachung über die 
Anwendung der Wettbewerbsregeln auf dem Post-
sektor" droht, als Druckmittel gegen diejenigen Staa-
ten und auch gegen das Europäische Parlament, die 
die Art  und das Tempo der Liberalisierung, wie es die 
Bundesregierung wünscht, ablehnen? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Post und Telekommunikation: Kollege 
Barthel, zunächst möchte ich etwas richtigstellen. 
Der Eindruck, daß allein die Bundesregierung Libe-
ralisierungen durchsetzen will, trifft nicht zu. Das 
Meinungsbild im Rat ist sehr differenziert. Es gibt ne-
ben der Bundesregierung, die einen Verfassungsauf-
trag umzusetzen hat, viele andere Länder, die ähn-
lich denken und die Liberalisierung in Europa mit 
Augenmaß erreichen wollen. 

Zur Bekanntmachung der Kommission möchte ich 
sagen: Dadurch sind die Entscheidungskompetenzen 
des Europäischen Parlaments und des Rates nicht ge-
schmälert worden. Ich selbst halte es für unwahr-
scheinlich, daß die Kommission hierzu eine Initiative 
nach dem Verfahren des A rt . 90 Abs. 3 EG-Vertrag 
zur Liberalisierung des Postmarktes entwickeln wird. 
Ich bin sehr zuversichtlich, daß der Rat in diesen 
wichtigen Fragen einen Konsens finden wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden zu der Frage 9 
weitere Zusatzfragen gestellt? - Dies ist nicht der Fa ll . 
Vielen Dank für die Beantwortung, Herr Kollege Laufs. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums des Innern auf. 

Die Fragen 10, 11, 12, 13 und 14 mögen bitte 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 
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Vizepräsident Hans Klein 
Für die mündliche Beantwortung der folgenden 

Fragen steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Eduard Lintner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 15, gestellt von dem Kollegen 
Siegfried Vergin, auf: 

Wie konnte es passieren, daß ca. 30 deutsche Fans, die mit 
dem Zug zum Fußball-Länderspiel Polen-Deutschland am 
4. September 1996 nach Zabrze anreisten, Presseberichten zu-
folge („Frankfurter Rundschau" vom 5. September 1996) ohne 
gültige Reisepässe die polnische Grenze überschritten haben, 
und welcher Art  waren die Informationsdefizite, die zu der un-
erlaubten Einreise dieses Personenkreises nach Polen führten? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Vergin, Erkennt-
nisse zu zirka 30 deutschen Fans, die im Rahmen der 
Anreise mit dem Zug zum Fußballänderspiel ohne 
gültige Reisepässe die Grenze überschritten haben 
sollen, liegen dem Bundesgrenzschutz nicht vor. 

Der Bundesgrenzschutz hat die Ausreisekontrolle an 
 der Schengener Außengrenze entsprechend den Rege-

lungen des Schengener Durchführungsübereinkom-
mens vorgenommen und dabei verfahrenstechnisch 
die Möglichkeit der Sichtvermerksvereinbarung mit 
der Republik Polen vom 4. April 1991 einzelfallbezogen 
berücksichtigt. In diesem Zusammenhang wurde vier 
Personen die Ausreise wegen ungültiger Grenzüber-
trittdokumente untersagt; elf Personen wurden Reise-
ausweise als Paßersatz zusätzlich zum vorliegenden 
Personalausweis ausgestellt. In diesem Personenkreis 
befanden sich aber keine sogenannten Hooligans. In-
formationsdefizite lagen also nicht vor. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage? 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatssekretär, auf 
Grund Ihrer Antwort frage ich mich, wie die Journali-
sten, die dieses Faktum - bei den Zahlenangaben 
schwankend - als solches mitgeteilt haben, zu diesen 
Erkenntnissen gekommen sind. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Vergin, es handelt 
sich offenbar um ein Gerücht, das seinerzeit schon 
während des Fußballspiels bekannt war. Deshalb ha-
ben sowohl der Vertreter des DFB als auch unsere 
Polizeibeamten versucht, aufzuklären, ob es in der 
Tat zu einer solchen Einreise von 30 Personen ge-
kommen ist. Aber auch vor Ort konnten dafür keine 
Belege gefunden werden. Möglicherweise handelt es 
sich um eine Verwechslung mit den von mir geschil-
derten Fällen. Ich kann es letztlich nicht entscheiden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage? 

Siegfried Vergin (SPD): Meine zweite Frage dazu: 
Wie würden Sie nachträglich die Zusammenarbeit 
mit Polen in diesem Bereich beurteilen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Zusammenarbeit war an  

sich gut. Sie wird von allen als relativ reibungslos ge-
schildert. Sie kann praktisch nicht intensiviert wer-
den, weil alle vorliegenden Erkenntnisse sehr zeit-
nah weitergegeben worden sind: zunächst an unse-
ren Rauschgiftverbindungsbeamten an der Botschaft 
in Warschau und dann weiter zur Woiwodschaftspoli-
zei. 

Was möglicherweise eine Rolle gespielt hat, war 
die Tatsache, daß sich die polnische Seite mehr auf 
2 000 Hooligans aus dem polnischen Bereich, die an-
gekündigt waren, konzentriert hat und daß sie ge-
meint hat, daß diese die Hauptschwierigkeit darstel-
len würden, weniger die avisierten 300 bis 350 deut-
schen Hooligans. Das hat sich dann leider als Irrtum 
erwiesen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu? - Sie werden nicht gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 16 des Kollegen Siegf ried 
Vergin auf: 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Europäischen Par-
laments (Entschließung zum Problem des Hooliganismus und 
der Freizügigkeit der Fußballfans), daß „die polizeiliche Auf-
sicht von örtlichen Polizeibeamten geführt werden muß, die bei 
internationalen Begegnungen nach der notwendigen Konsultie-
rung und Absprache mit den zuständigen Behörden von Polizei-
beamten unterstützt werden, die aus dem gleichen Ort stammen 
wie die auswärtsspielende(n) Mannschaft(en)''? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Vergin, die Bun-
desregierung teilt diese Ansicht. Auf Veranlassung 
der Zentralen Informationsstelle für Sporteinsätze 
beim Landeskriminalamt Düsseldorf waren vier Be-
amte der Polizeien der Länder als Kontaktbeamte zur 
örtlichen Polizeiführung in Zabrze entsandt worden. 

Da die gewalttätigen Zuschauergruppen aus zahl-
reichen Städten Deutschlands angereist waren, 
konnten orts- und szenekundige Beamte lediglich 
aus den Hauptanreiseregionen eingesetzt werden. 
Der Entsendung sind die notwendigen Konsultatio-
nen mit den polnischen Behörden vorausgegangen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Siegfried Vergin (SPD): Vor dem Hintergrund eines 
Kommentars einer Berliner Zeitung, in dem es hieß, 
daß nach den Ereignissen in England und jetzt in Po-
len das Problem der Gewalt in den Fußballstadien, 
das europaübergreifend ist, für den Bundestag Anlaß 
sein sollte, eine Aktuelle Stunde zu dem Thema 
durchzuführen, frage ich folgendes. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Sie sind 
aber weit weg von Ihrer ursprünglichen Frage. 

Siegfried Vergin (SPD): Nein, nein. 

Vizepräsident Hans Klein: Doch, doch. 
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Siegfried Vergin (SPD): Herr Präsident, ich werde 
gleich ganz dicht an die Frage herankommen. 

Vor diesem Hintergrund also frage ich, welche 
Vorsichtsmaßnahmen in bezug auf die Zusammenar-
beit zwischen den einzelnen Nationen ergriffen wer-
den müssen, um solche Dinge besser in den Griff zu 
bekommen, als das bisher der Fall war. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Vergin, das über-
steigt fast die Möglichkeiten einer kurzen Antwort, 
weil es sehr ins Detail geht. 

Ich möchte Ihnen beispielhaft ein Problem nennen, 
das wir auf Grund der Nachbesprechung als drän-
gend bezeichnen müssen. Es besteht da rin, daß für 
die Kontrollen bei der Ausreise solcher Fans Doku-
mentationen, also Namen und Bilder, von Gewalttä-
tern  den jeweiligen Grenzorganen sehr schnell über-
mittelt werden müssen. So war ja der BGS bei der 
Rückreise dieser Leute leider nicht in der Lage, sie zu 
identifizieren, einfach deshalb, weil entweder von 
der polnischen Polizei vor Ort - ich weiß es nicht - 
eventuell keine Bildaufzeichnungen angefertigt wor-
den sind oder sie den BGS-Beamten nicht rechtzeitig 
vorgelegt worden sind. Die Beamten hatten auch 
keine Listen mit Namen. Sie haben zwar kontrolliert 
und haben sich teilweise Namen aufgeschrieben, 
aber letztlich konnte keine Verhaftung vorgenom-
men werden, weil der Beweis nicht geführt werden 
konnte, daß es sich bei einer konkreten Person um 
einen Täter handelt. Das ist also ein wichtiger 
Aspekt. 

Ansonsten möchte ich darauf hinweisen, daß in be-
zug auf die Organisation und die gegenseitige Infor-
mation sich die Dinge auf Grund der Erfahrungen, 
die wir durch die Ereignisse in der Vergangenheit 
gewonnen haben, sehr verbessert haben und daß es 
normalerweise kein Informationsdefizit gab. Mögli-
cherweise werden vor Ort manchmal die Lagen nicht 
zutreffend eingeschätzt. Dann kann es eben vor Ort 
zu unkontrollierbaren Ereignissen kommen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben jetzt insbesondere den Bereich der Nachberei-
tung thematisiert, den auch ich gemeint habe. Sie ha-
ben mir ja vor vier Monaten zu den Ereignissen in 
Großbritannien mitgeteilt, daß in den EU-Gremien 
Überlegungen angestellt werden, wie man zu einer 
besseren Abstimmung untereinander gelangen 
kann. Ich frage Sie: Welche Möglichkeiten gibt es 
denn jetzt in bezug auf die osteuropäischen Staaten? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Es gibt im Grunde genommen 
alle bilateralen Drähte, die eben zur Verfügung ste-
hen. Es gibt im Einzelfall sogar Regierungsabkom-
men, die die konkrete Zusammenarbeit an der 
Grenze regeln, die auch entsprechende Gremien ge-
schaffen haben. Ich nenne auch noch die Tatsache, 
daß wir beispielsweise in Warschau, aber auch in den  

meisten anderen osteuropäischen Hauptstädten 
Rauschgiftverbindungsbeamte stationiert haben. Das 
trägt sehr dazu bei, daß es bei der Informationsüber-
mittlung keinerlei Zeitverlust gibt. Es steht dann vor 
Ort ein fachkundiger Berater aus dem Nachbarland, 
aus dem die Information stammt, zur Verfügung. 

Ich darf noch auf etwas hinweisen, was ich in mei-
ner Antwort auch schon zu erkennen gegeben habe: 
Auch Länderpolizeibeamte sind - ich glaube - zwei 
Tage oder einen Tag vor dem Fußballspiel do rt  hinge-
fahren und haben der dortigen Polizei als Hilfskräfte 
oder als Berater, wenn Sie so wollen, zur Verfügung 
gestanden. Ein deutscher Beamter hat dann während 
des Fußballspiels auf Bitten der polnischen Polizei 
oder auf eigene Initiative hin sich in deutscher Spra-
che an die deutschen Fans gewendet. Sie sehen, daß 
eigentlich die Voraussetzungen für ein optimales Zu-
sammenwirken gegeben waren. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden dazu weitere 
Zusatzfragen gestellt? - Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe die Frage 17 auf, die der Kollege Hans-Pe-
ter Kemper gestellt hat: 

Welche Erkenntnisse gab es im Vorfeld des Fußball-Länder-
spiels Polen-Deutschland in Zabrze am 4. September 1996 hin-
sichtlich der Zusammensetzung der mitreisenden Fußballfans? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, die Ant-
wort  lautet: Im Vorfeld des Länderspiels Polen-
Deutschland sind den beteiligten Polizei- und Bun-
desgrenzschutzbehörden von der Zentralen Informa-
tionsstelle für Sporteinsätze beim Landeskriminalamt 
Nordrhein-Westfalen Hinweise auf die beabsichtigte 
Anreise von Zuschauergruppierungen mitgeteilt 
worden, die entweder als „gelegentlich gewaltbe-
reit " oder als „zur Gewalt entschlossen" bundesein-
heitlich kategorisiert werden. - Gemeint sind die 
Gruppen B und C, wie Sie wissen. - Die Mitteilung 
erstreckte sich auf die voraussichtlich zu erwartende 
Zahl der jeweiligen Personen sowie auf die voraus-
sichtlich benutzten Regelzüge der Deutschen Bahn 
AG. Das Verfahren resultiert aus dem nationalen 
Konzept „Sport  und Sicherheit", das die Bekämp-
fung der Gewalt von Zuschauern bei Sportveranstal-
tungen zum Ziel hat. 

Die Erkenntnismitteilungen beruhen insbesondere 
auf Informationen, die von szenekundigen Polizeibe-
amten der Länder in den Städten mit Fußballverei-
nen beider Bundesligen sowie der Regiona lligen je-
weils anlaßbezogen erhoben werden. Darüber hin-
aus hat die ZIS über unbestätigte und nicht näher zu 
verifizierende Hinweise aus dem Bereich der östli-
chen Bundesländer unterrichtet, wonach rechtsge-
richtete Gruppen ebenfalls zum Fußballänderspiel 
anzureisen beabsichtigten. Konkrete Personalien 
wurden in keinem Fall übermittelt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
der Bundesregierung bekannt, daß bereits am 
2. August, also etwa vier Wochen vor dem Spiel, 
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nach einer gezielten fernschriftlichen Anfrage der 
ZIS Hinweise aus elf Fußballstandorten eingegangen 
sind, auf deren Grundlage ein Lagebild erarbeitet 
wurde, wonach sich zwischen 150 und 200 gewaltbe-
reite Hooligans auf den Weg machen würden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, die Nach-
richt datiert vom 26. August. Da lagen entsprechende 
Hinweise bei der ZIS vor. Diese Hinweise sind, wie 
ich es vorhin bereits geschildert habe, über unseren 
RGVB unmittelbar an die polnischen Stellen bis hin 
zur Woiwodschaftsebene weitergereicht worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Sind auch konkrete 
Maßnahmen auf deutschem Gebiet durch deutsche 
Behörden auf Grund der Hinweise der ZIS ergriffen 
worden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ja, es hat einen Kontakt der 
deutschen Zentralstelle mit den polnischen Polizei-
behörden gegeben. Es hat also, wenn Sie so wollen, 
Beratung stattgefunden. Am 30. August gab es einen 
zusätzlichen Kontakt des DFB mit dem polnischen 
Fußballverband mit dem Hinweis, daß die Zahl der 
zu erwartenden Hooligans mittlerweile auf etwa 300 
angewachsen sei. 

Auch dort  ist noch einmal die Bitte geäußert wor-
den, mit der Kontaktstelle ZIS in Düsseldorf in Ver-
bindung zu treten. Im übrigen - wenn ich das ergän-
zen darf - sind in einem Zug, der dafür in Betracht 
kam, BGS-Beamte und Bahnpolizisten mitgereist. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es eine weitere Zu-
satzfrage? - Herr Beucher, bitte. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatssekre-
tär, warum sind die zuständigen Sicherheitskräfte 
nicht angewiesen worden, noch im Geltungsbereich 
deutschen Rechts gegen die rechtsgerichteten Ran-
dalierer und gewaltbereiten Hooligans vorzugehen, 
zumal konkret mitgeteilt wurde, daß man unter dem 
Motto „Einmarsch in Polen" angereist ist, und es im 
Zug bereits zu antisemitischen Äußerungen, Schlä-
gereien und zu Kontakten - im negativen Sinne - mit 
den Polizeikräften gekommen ist? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Das kann ich nicht bestätigen. 
Im Zug waren die - später gewalttätig werdenden - 
Personen relativ unauffällig. Es hat für unsere Leute 
keine gesetzliche Grundlage zum Einschreiten gege-
ben. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Krüger. 

Thomas Krüger (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte gerne wissen, ob die im Zug mitgereisten 
Bundesgrenzschutzbeamten die Straftaten Sachbe-

schädigungen und Äußerungen, die sich mit Volks-
verhetzung und Rassenhaß in Verbindung bringen 
lassen, festgestellt haben. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Krüger, Sie gehen offenbar 
von der irrigen Annahme aus, daß dies auf deut-
schem Gebiet stattgefunden habe. Es hat nicht in 
Deutschland stattgefunden, sondern das, was Sie 
jetzt meinen, ist entweder erst im Fußballstadion in 
der polnischen Stadt geschehen oder auf der Rück-
reise. Dort  hat es beispielsweise eine Toilette gege-
ben, die angezündet worden ist. Das ist aber auf pol-
nischem Gebiet gewesen. 

Was Sie möglicherweise meinen könnten, waren 
zwei Betrunkene, die entfernt worden sind. Aber 
noch einmal: Auf deutscher Seite hat es die von Ih-
nen jetzt abgefragten Ereignisse nicht gegeben. 

Vizepräsident Hans Klein: Dazu weitere Zusatzfra-
gen? - Nein. 

Dann rufe ich die Frage 18 auf, die ebenfalls der 
Kollege Hans-Peter Kemper gestellt hat: 

Gab es im Vorfeld dieses Länderspiels direkte Kontakte von 
seiten des Bundesministeriums des Innern, des Bundeskriminal-
amtes und der Grenzschutzdirektion Koblenz zu Interpol War-
schau bzw. zur deutschen Botschaft in Polen, und wenn ja, wel-
che? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Bereits im Juli 1996 hat sich das 
Bundesministerium des Innern über die deutsche 
Botschaft in Warschau um Kontakte zu den polni-
schen Polizeibehörden bemüht. Anläßlich des Fuß-
balländerspiels Polen-Deutschland führt die Zen-
trale Informationsstelle für Sporteinsätze beim Lan-
deskriminalamt Düsseldorf die Konsultationen mit 
dem Interpol-Büro Warschau und der Kommandan-
tur der Woiwodschaft Kattowitz in Abstimmung mit 
dem BMI fort . 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage? 

Hans-Peter Kemper (SPD): Zunächst einmal die 
Frage: Wem oblag die Federführung während der 
Vorbereitung für den begleitenden Einsatz der Si-
cherheitskräfte? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die oblag der ZIS und der Bahn-
polizei, soweit es sie betrifft, sowie dem BGS und 
dem Innenministerium. Beide arbeiten aber eng zu-
sammen, wie Sie aus dem ganzen Ablauf ersehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Ich hätte dazu gerne 
noch einmal nachgefragt. Das waren mehrere Behör-
den, die dort  tätig waren. 
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Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, wenn ich 
Ihnen behilflich sein darf: Die besagten Züge, in de-
nen sich diese Hooligans eingefunden haben, sind ei-
nerseits von Polizeibahnbeamten, also Bundesbeam-
ten, andererseits von Sonderkräften des Bundes-
grenzschutzes begleitet worden. Aber es sind auch 
Länderpolizeibeamte dabei gewesen, weil wir auf 
szenekundige Beamte angewiesen sind. Diese kön-
nen eben nur von der Länderpolizei gestellt werden. 

Sie sehen also: Es hat sich alles zusammengetan. 
Alles hat zusammengearbeitet, was zusammenwir-
ken muß. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Das war meine Frage. 
Wer hat denn dabei die Federführung? 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Kemper, 
Sie haben schon zwei Fragen gestellt. Aber ich 
nehme an, daß der zweite Teil nur eine Erläuterung 
war. Bitte. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Herr Staatssekretär, hat 
es nach Ihrer Kenntnis daneben auf der fußballeri-
schen Ebene, sozusagen auf der kollegialen Ebene, 
Nachrichtenaustausch bzw. Ratschläge von der deut-
schen an die polnische Seite gegeben und somit 
auch Erkenntnismitteilung? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ich habe darauf hingewiesen, 
daß, soweit ich mich erinnere, am 30. August 1996 
ein Vertreter des DFB mit dem polnischen Fußball-
verband in Kontakt getreten ist und noch einmal auf 
die anrückenden Hooligans aufmerksam gemacht 
hat. Er hat dort  auch Ratschläge gegeben. Auch war 
er während des Spiels vor O rt . Also auch auf der 
sportlichen Seite hat es durchaus die Kontakte gege-
ben, nach denen Sie gefragt haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Jetzt Herr Kollege Ver-
gin. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Kollege Lintner, sind 
Ihnen Formen der sportlichen Zusammenarbeit be-
kannt, wie wir das von Deutschland her kennen, daß 
auch der Sport  selbst versucht, diese Gewalterschei-
nungen einzudämmen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Vergin, als Mit-
glied des Innenausschusses wissen Sie, daß wir soge-
nannte Fanberater beispielsweise beim Fußballbund 
und bei den einzelnen Vereinen haben, die aus dem 
Vereinsinnenleben heraus versuchen - - 

(Siegfried  Vergin [SPD]: Ich meine es jetzt 
europaweit!) 

- Ich bin jetzt überfragt, ob entsprechende Einrich-
tungen beispielsweise auch in Polen vorhanden sind. 
Das kann ich Ihnen nicht sagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Krüger. 

Thomas Krüger (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es 
bei der Bundesregierung Erkenntnisse darüber, wie 
sich diese Vorfälle auf das Ansehen der Bundesrepu-
blik im Ausland ausgewirkt haben? Welche Schluß-
folgerungen werden für weitere Sportveranstaltun-
gen, insbesondere Fußballspiele in der Zukunft gezo-
gen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Krüger, daß diese 
Vorfälle dem Ansehen der Bundesrepublik Deutsch-
land sicher nicht gutgetan haben, können Sie schon 
daraus entnehmen, daß sich der Bundesaußenmini-
ster in aller Form beim polnischen Volk entschuldigt 
hat. Auch der DFB hat das getan. Ich kenne keine 
Stimme aus dem Bereich der Bundesregierung, die 
sich nicht wirklich kritisch dazu geäußert hätte. 

Man kann nur sagen: Es gibt Nachbereitungen. 
Eine Runde hat schon stattgefunden; eine weitere 
Runde ist mit dem DFB und der Bahn AG für Mitte 
Oktober verabredet. Wir versuchen natürlich, ent-
sprechende Rückschlüsse daraus zu ziehen, um uns 
und andere in die Lage zu versetzen, solche Dinge 
zukünftig zu vermeiden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatssekre-
tär, könnten Sie sich vorstellen, daß es zwingend not-
wendig ist, daß eine öffentliche Aufarbeitung der 
ganzen Fragen, im Zusammenhang mit dem verab-
scheuungswürdigen Gepöbel, so wi ll  ich es nennen, 
und mit antisemitischen Äußerungen im Stadion zum 
Nachteil der Bundesrepublik Deutschland, zum 
Nachteil der betroffenen Menschen, aber auch zum 
Nachteil des Fußballs vorgenommen wird, unter Ein-
beziehung der ZIS, des DFB, der Fanprojekte und al-
ler Beteiligten, um Grundlagen dafür zu schaffen, 
daß so etwas nicht wieder vorkommt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, ich finde, es ist al-
les getan worden, was im Zusammenhang mit die-
sem Vorfall angeraten und auch notwendig war. Es 
ist nichts verheimlicht worden. Wir sprechen in aller 
Offenheit darüber, welche Maßnahmen ergriffen 
worden sind und wo möglicherweise Defizite waren. 
Auch der polnische Staatspräsident hat sich beim 
Bundeskanzler schon ausdrücklich für die Reaktion 
der Bundesregierung und des deutschen Volkes be-
dankt. Ich sehe angesichts unseres Fazits aus den be-
dauerlichen Ereignissen eigentlich keinen Anlaß, 
darüber jetzt noch sozusagen ad infinitum zu disku-
tieren. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen? - Solche werden nicht gestellt. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich be-
danke mich für die Beantwortung. Denn die Fragen 19 
des Abgeordneten Thomas Krüger, 20 des Abgeord- 
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neten Dr. Egon Jüttner, 21 und 22 der Abgeordneten 
Kerstin Müller und 23 der Abgeordneten Amke Die-
tert-Scheuer sollen schriftlich bzw. nach Nummer 2 
Abs. 2 der Richtlinien beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Justiz auf. Die Fragen wird uns der Parla-
mentarische Staatssekretär Rainer Funke beantwor-
ten. 

Herr Staatssekretär, die Fragen 24 und 25, gestellt 
vom Kollegen Michael Teiser, mögen schriftlich be-
antwortet werden. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Die Frage 26 hat die Kollegin Ulla Schmidt gestellt: 

Zu welchen Ergebnissen hat die in der Antwort des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs Rainer Funke auf meine Frage 29 in 
Drucksache 13/4596 angegebene Prüfung geführt, ob mittler-
weile ein Ermittlungsverfahren gegen den mit einem Lehrauf-
trag in Dresden arbeitenden Dr. L. eingeleitet wurde, und hat 
die Bundesregierung die schweizerischen Behörden in Zü rich 
auf die von dem auch do rt  wohnenden Dr. L. ausgehenden Ge-
fahren aufmerksam gemacht? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Frau Kollegin, das Bundesmini-
sterium der Justiz hat schon im Februar 1996 die In-
formationen über Verdachtsmomente hinsichtlich ei-
nes sexuellen Mißbrauchs von Kindern auf den Phi-
lippinen durch den deutschen Staatsangehörigen 
Dr. L. an die Landesjustizverwaltung Nordrhein-
Westfalen weitergeleitet. Eine mögliche Zuständig-
keit der Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfa-
len zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens er-
gab sich aus dem Umstand, daß der Verdächtige 
zwar seinen Hauptwohnsitz im Ausland hat, jedoch 
angeblich einen Arbeitsplatz in Bonn besitzt. 

Die über die Generalstaatsanwaltschaft Köln ein-
geschaltete Staatsanwaltschaft Bonn mußte jedoch 
feststellen, daß sich der Verdächtige nur gelegentlich 
in Bonn aufhält und keinen einen Gerichtsstand be-
gründenden Wohnsitz gemäß § 8 StPO im Landge-
richtsbezirk Bonn besitzt. 

Die Generalstaatsanwaltschaft Köln war in der Fol-
gezeit bemüht, unter Beteiligung des Landeskrimi-
nalamts Nordrhein-Westfalen und des Bundeskrimi-
nalamts, einen Wohnsitz des Verdächtigen im Bun-
desgebiet zu ermitteln. Diese Ermittlungen stellten 
sich als schwierig und langwierig heraus, da sich An-
gaben des Verdächtigen zu verschiedenen Wohnsit-
zen als unrichtig herausstellten. Es konnte jedoch er-
mittelt werden, daß der Verdächtige bis 1985 seinen 
letzten inländischen Wohnsitz im Landgerichtsbezirk 
Ulm hatte. Mit Schreiben vom 18. September 1996 
wurde der Vorgang daher von der Generalstaatsan-
waltschaft Köln an die Generalstaatsanwaltschaft 
Stuttgart  weitergeleitet, der die Akte am 20. Sep-
tember 1996 vorlag. 

Nach der Festnahme des Verdächtigen in Tsche-
chien Ende August 1996 wurde die seinerzeit mit der 
Sache noch befaßt gewesene Landesjustizverwal-
tung in Düsseldorf mit Schreiben des Bundesministe-

riums der Justiz vom 11. September 1996 über die 
neuen Verdachtsmomente unterrichtet. Mit Telefax 
vom 23. September 1996 wurden sicherheitshalber 
zusätzlich die zuständigen Stellen in Baden-Wü rt

-temberg von den neuen Vorwürfen gegen Dr. L. un-
terrichtet, und es wurde um Prüfung der Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens gegen Dr. L. gebeten. 

Ich will  einen weiteren Sachverhalt hinzufügen: 
Eine Unterrichtung der schweizerischen Behörden 
ist bereits am 28. März 1996 auf dem Interpolwege 
über das Bundeskriminalamt in Wiesbaden erfolgt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin. 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie die Langwierigkeit der Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens am 18. September 1996 
unter Berücksichtung der Tatsache, daß der Beschul-
digte im November 1995 auf den Philippinen verhaf-
tet, nach vier Wochen gegen Kaution freigelassen, 
ihm die Ausreise von den Philippinen nur ermöglicht 
wurde, weil die deutsche Botschaft ihm den Reisepaß 
aushändigte, der zuvor von den philippinischen Be-
hörden eingezogen worden war, er ungehindert in 
die Bundesrepublik ein- und ausreisen konnte, ob-
wohl schon auf den Philippinen klar war, daß sein 
Hauptwohnsitz Zürich ist? Jetzt konnte er diese 
Taten - direkte Handlungen sexueller Gewalt gegen-
über Kindern, nachdem er sie vorher durch Heroin 
gefügig gemacht haben soll - alle weiter ausüben. 
Was in der Schweiz passiert ist, weiß man noch nicht 
so genau. 

Im Hinblick auf das Vorgehen der Bundesregie-
rung sage ich: Das hat bis September gedauert, nach-
dem er in Tschechien verhaftet war, nachdem in der 
Schweiz ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde. 
Man war erst dann in der Lage, eine zuständige 
Staatsanwaltschaft zu ermitteln. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Wenn sich ein Bürger nicht ständig 
in der Bundesrepublik aufhält, muß natürlich sehr 
gründlich untersucht werden, wo der Gerichtsstand 
nach § 8 StPO gegeben ist. Ich kann hier kein Ver-
schulden der Bundesregierung erkennen, daß hier 
irgend etwas verzögert worden ist. Die Ermittlungen 
wurden zügig betrieben. Die Bundesregierung hat 
die Landesjustizverwaltungen, wie eben von mir ge-
schildert, informiert. Die Bundesregierung selbst ver-
fügt ja nicht über Staatsanwaltschaften, die von sich 
aus ermitteln. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Ulla Schmidt (Aachen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
halten Sie es denn angesichts dieser Tatsachen für 
vertretbar, daß dem Beschuldigten im Dezember 
1995 durch die deutsche Botschaft der Reisepaß 
ausgehändigt wurde, ohne dafür zu sorgen, daß er 
direkt den deutschen Strafverfolgungsbehörden 
zugeführt werden konnte, die dann darüber hätten 
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befinden können, was weiter mit ihm zu geschehen 
hat? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Auch wenn es außerhalb unseres 
Zuständigkeitsbereiches liegt: Das Ganze richtet sich 
nach dem Paßgesetz. Ich sehe keine Möglichkeit, 
daß die deutsche Botschaft beispielsweise in Manila 
einen Paß mit bestimmten Auflagen aushändigt. Die 
deutsche Botschaft kann zwar die deutschen Behör-
den von den Vorgängen informieren; aber das deut-
sche Paßrecht kennt keine Regel, daß man Pässe mit 
Auflagen vergibt. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin 
Dr. Däubler-Gmelin, bitte. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie meine Auffassung, daß dem Bundesju-
stizministerium - ich glaube über das Auswärtige 
Amt - ganz umfangreiche Akten in Sachen Dr. Le-
wicki vorlagen, aus denen sich ergab, daß die Be-
stimmung einer zuständigen Staatsanwaltschaft bzw. 
eines entsprechenden Gerichtes zur Strafverfolgung 
in Deutschland sehr kompliziert war? Teilen Sie 
meine Auffassung, daß wir Bestimmungen haben, 
nach denen der Bundesgerichtshof in solchen Fällen 
sehr wohl - und zwar sehr schnell - eine zuständige 
Gerichtsbarkeit bestimmen kann? Und warum hat 
das Bundesjustizministerium in diesen Fällen nicht 
einfach eine derartige Bestimmung beim Bundesge-
richtshof beantragt, obwohl es in seiner Macht gele-
gen hätte, oder bei dem Bundesverband Mittelstän-
discher Wirtschaft durch schlichten Telefonanruf ge-
klärt, daß Dr. Lewicki zwar in Manila als ehrenamtli-
cher Funktionär tätig war, daraus aber keineswegs 
ein Wohnsitz hätte abgeleitet werden können? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Das Bundesministerium der Justiz 
ist ja keine Ermittlungsbehörde, sondern es kann 
über die Landesjustizverwaltungen Ermittlungsbe-
hörden einschalten. Das ist in diesem Fall nach unse-
rer StPO die Generalstaatsanwaltschaft in Köln. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
teilen Sie meine Auffassung, daß die Auskünfte, die 
die Bundesregierung der Öffentlichkeit gibt, wahr 
und unzweideutig sein sollten? Wenn Sie dies tun, 
dann bitte ich Sie um Stellungnahme zu folgendem 
Vorgang: Vor zwei Wochen hat „Focus TV" bei der 
Bundesregierung nachgefragt, ob die deutsche Bot-
schaft Herrn Dr. Lewicki „einen neuen Paß ausge-
stellt" habe. Die Antwort war, davon sei der Bundes-
regierung nichts bekannt. Meinen Sie nicht auch, 
daß die Auskunft, davon sei der Bundesregierung 
nichts bekannt, zumindest irreführend ist, weil doch 
der tatsächliche Vorgang in der rechtlichen Wirkung 
völlig gleich war? Bekanntlich ist Herrn Dr. Lewicki 
der alte Paß ausgehändigt und ihm dadurch die 
Flucht nach Deutschland bzw. in die Schweiz ermög-

licht worden. Einfach zu antworten, davon sei nichts 
bekannt, ist doch wohl mindestens zweideutig und 
gibt nicht die ganze Wahrheit wieder. Teilen Sie 
diese Auffassung? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Irreführend ist das!) 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Mir ist dieser Vorgang so nicht 
bekannt. 

(Lachen bei der SPD) 

Er gehört auch nicht in unseren Zuständigkeitsbe-
reich; es wäre der Zuständigkeitsbereich des Aus-
wärtigen Amtes. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sie 
antworten doch als Bundesregierung und 

nicht als Bundesjustizministerium!) 

- Das weiß ich doch auch selber. Aber die Kollegen 
vom Auswärtigen Amt, die von dieser Frage ganz be-
sonders betroffen sein könnten, sind jetzt nicht hier. 
Da diese Frage nicht bei uns im Hause aufgelaufen 
ist und wir mit ihr nicht beschäftigt gewesen sind, 
kann ich sie Ihnen jetzt nicht beantworten. Ich werde 
Ihnen diese Frage gerne schriftlich beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Als nächste hatte sich 
Frau Kollegin Fograscher gemeldet. 

Gabriele Fograscher (SPD): Teilt die Bundesregie-
rung die Auffassung, daß nach § 7 des Paßgesetzes 
die deutsche Botschaft die uneingeschränkte Heraus-
gabe des Passes hätte versagen können, da die An-
nahme mehr als begründet war, daß sich Dr. Lewicki 
nicht nur der Strafverfolgung auf den Philippinen, 
sondern auch der Strafverfolgung in der Bundesrepu-
blik entziehen werde? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Ich gehe davon aus, daß die deut-
sche Botschaft in Manila genau geprüft hat, ob und 
in welchem Umfang ein Paß an Herrn Dr. Lewicki 
auszustellen ist. Die Prüfung dürfte so ausgefallen 
sein, wie es dann tatsächlich umgesetzt worden ist. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: So 
nach dem Motto: Sie hat geprüft und trotz-
dem ausgestellt? Unglaublich, wirklich 

unglaublich!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Wolf. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung Kontakt mit der Tschechi-
schen Republik aufgenommen, um darauf hinzuwei-
sen, um was für einen Gewalttäter es sich hier han-
delt? 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Da sitzt er 
gerade! Nur zu Ihrer Information!) 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Ich habe in meiner Antwort ja deut-
lich gemacht, daß die Bundesregierung, nachdem sie 
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Kenntnis davon bekommen hat, daß der Tatverdäch-
tige in Tschechien inhaftiert worden ist, dies den Ge-
neralstaatsanwaltschaften mitgeteilt hat. Die Gene-
ralstaatsanwaltschaften ihrerseits sind gehalten, sich 
dann mit den tschechischen Justizbehörden in Ver-
bindung zu setzen. Das werden sie auch tun oder 
schon getan haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Hanewin-
ckel. 

Christel Hanewinckel (SPD): Hat die Bundesregie-
rung Kenntnis davon gehabt, welche entsprechen-
den Erkenntnisse die schweizerischen Behörden 
über Herrn Dr. Lewicki gesammelt haben? Wenn ja, 
was haben Sie damit gemacht? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Wir haben - auch das habe ich in 
meiner Antwort deutlich gemacht - die schweizeri-
schen Behörden bereits am 28. März 1996 auf dem 
Wege über Interpol und das Bundeskriminalamt in 
Wiesbaden unterrichtet. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Vergin, 
wollen Sie eine Zusatzfrage stellen? 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
ich Revue passieren lasse, was für ein Frage-und- 
Antwort-Spiel eben abgelaufen ist, dann frage ich 
mich als Nichtjurist: Was muß denn eigentlich ein ge-
schundener Mensch - es ist ja ein Kind, um das es 
geht - unternehmen, damit der Täter endlich über 
die Abschottung der einzelnen Ministerien hinweg 
ausgeliefert und verurteilt wird? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege, hier liegt doch keine 
Abschottung durch die Ministerien vor. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Sie haben doch 
gesagt: Dafür sind wir nicht zuständig, 

dafür sind andere zuständig!) 

Es gibt nach unserer Verfassung bestimmte Zustän-
digkeiten, sowohl was die Exekutive, also in diesem 
Fall die Bundesregierung, als auch was die Ermitt-
lungsorgane, nämlich die Staatsanwaltschaft, an-
geht. Diese rechtstaatlichen Wege sind eingehalten 
worden. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
falsch!) 

Ermittelt wurde - wie in solchen Fällen allgemein üb-
lich - von den Generalstaatsanwaltschaften. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Dr. 
Niehuis. 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben ausgeführt, daß erst vier Monate, nachdem 
Dr. L. - wie Sie sagen - von den Philippinen ausge-
reist war, Kontakt mit den schweizerischen Behörden 
aufgenommen wurde. Das sind vier Monate, wo ein 

Mann wie Dr. L. weiterhin Kinder schänden kann. 
Welche Erklärung haben Sie dafür, daß Sie sich vier 
Monate Zeit lassen, um nach der Ausreise den wich-
tigen Kontakt zur Schweiz aufzunehmen? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Wir haben unmittelbar, nachdem 
wir vermutet haben, daß er hier in der Bundesrepu-
blik einen zweiten Wohnsitz hat - - 

(Ulla Schmidt [Aachen] [SPD]: Das wurde 
im November 1995 schriftlich der Botschaft 

mitgeteilt!) 

- Ich habe den Sachverhalt durch Ihren Zuruf jetzt 
nicht ganz verstanden. Lassen Sie mich zunächst ein-
mal fortfahren. 

Wir haben vermutet, daß er hier seinen zweiten 
Wohnsitz hat, und damit wäre auch ein Gerichts-
stand nach § 8 StPO gegeben. Die Generalstaatsan-
waltschaft hat dies überprüft. Das halte ich für ein 
völlig ordentliches und der Sache angemessenes 
Verfahren. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Staatsse-
kretär Funke, wir sind uns sicherlich einig, daß es 
sich hier urn einen skandalösen und schlimmen Vor-
gang handelt. Sind nicht auch Sie der Auffassung, 
daß das von Ihnen hier Berichtete in der Recherche 
und in der Beantwortung der Frage der Kollegin 
Schmidt und der Zusatzfragen völlig unzureichend 
war? Sind Sie deswegen nicht auch der Auffassung, 
daß Sie uns zumindest noch einen Be richt nachzulie-
fern  hätten, der uns das ganze Thema ressortüber-
greifend - das vermerke ich ausdrücklich - noch ein-
mal berichtet? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Ich habe Ihnen die Informationen 
gegeben, die ich hier habe. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
zuwenig!) 

Wenn Sie weitere Informationen benötigen, kann ich 
nur sagen, daß die Kollegin Schmidt schon vor ein bis 
zwei Monaten eine schriftliche Frage, wie ich glaube, 
an mich gerichtet hat, die ich dann beantwortet 
habe. 

(Ulla Schmidt [Aachen] [SPD]: Mehrere! - 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das hat 

zehn Monate gedauert!) 

Ich bin natürlich gerne bereit, die hier eben noch zu-
sätzlich aufgeworfenen Fragen schriftlich zu beant-
worten. 

Vizepräsident Hans Klein: Jetzt hat sich die Kolle-
gin Marx gemeldet. 
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Dorle Marx (SPD): Herr Staatssekretär, warum 
wurde, nachdem - schlimm genug - nach vier Mona-
ten endlich klar war, wo der Beschuldigte wohnt, 
kein Haftbefehl erlassen? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Ob die Voraussetzungen dafür vor-
liegen, einen Haftbefehl zu beantragen - dafür gilt 
§ 112 StPO -, liegt nicht in meinem Ermessen, son-
dern im Ermessen der jeweiligen Staatsanwaltschaft. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Wenn 
man eine hat!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Struck, 
bitte. 

Dr. Peter Struck (SPD): Ich möchte vorausschicken, 
daß der Straftäter, wenn er nicht in der Tschechei ge-
faßt worden wäre, möglicherweise jetzt immer noch 
frei herumlaufen würde und sein Unwesen treiben 
könnte. Mein Eindruck aus der Diskussion ist, Herr 
Staatssekretär, daß die Bundesregierung wirklich die 
Möglichkeit gehabt hätte, viel eher einzugreifen. 

Ich möchte den Chef des Bundeskanzleramtes, 
Herrn Bohl, fragen, ob er nicht mit mir der Auffas-
sung ist, daß es Aufgabe zur Not auch des Bundes-
kanzlers oder seine persönliche wäre, die Sache ko-
ordinierend in die Hand zu nehmen, dem Parlament 
möglichst kurzfristig einen umfassenden Be richt zur 
Verfügung zu stellen und auch eventuelle Versäum-
nisse der Bundesregierung darzulegen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Bundesminister, 
bitte. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich bin erst in den letzten zehn Minuten 
dabeigewesen, so daß ich den Sachverhalt nur parti-
ell habe wahrnehmen können. Ich bin aber gern be-
reit, für die Bundesregierung zu versichern, daß wir - 
erstens - zu diesem Sachverhalt einen umfassenden 
schriftlichen Bericht erstellen und daß - zweitens, 
und hier gibt es zwei Möglichkeiten, für beide Wege 
bin ich aufgeschlossen - die betroffenen Minister 
dem hier anwesenden Kreis von Kollegen in einer be-
sonderen Veranstaltung zur Verfügung stehen oder 
dies in einer gemeinsamen Sitzung des Rechtsaus-
schusses und des Auswärtigen Ausschusses ge-
schieht. Man kann darüber reden, welchen Weg man 
wählen möchte. 

Ich bin sehr daran interessiert, daß es eine umfas-
sende und deutliche Aufklärung gibt, gegebenen-
falls auch unter Beteiligung des betroffenen Bundes-
landes - ich weiß das im Moment nicht - oder mehre-
rer Bundesländer. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Iwersen, 
bitte. 

Gabriele Iwersen (SPD): Hält es die Bundesregie-
rung für möglich, daß vielleicht eine gewisse Geset-
zeslücke daran schuld ist, wenn man nicht rechtzei-
tig oder nicht früher hat tätig werden können? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Nein, Frau Kollegin. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Hage-
mann, bitte. 

Klaus Hagemann (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben vorhin das Zuständigkeitsgerangel innerhalb 
der Bundesregierung dargelegt, ich glaube, nicht im 
positiven, sondern im negativen Sinne. Hier muß 
man doch fragen: Ist das höherwertig als der Schutz 
der Kinder? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Nein. Wir haben hier überhaupt 
nicht von einem Zuständigkeitsgerangel auszuge-
hen, sondern ich habe dargelegt, daß die Paßangele-
genheit sicherlich eine Frage des Auswärtigen Am-
tes und daß das Paßrecht eine Angelegenheit auch 
des Innenministeriums ist. Aber sobald eine Einreise 
in die Bundesrepublik  Deutschland  erfolgt und straf-
rechtliche Ermittlungen notwendig sind, liegt dies im 
Bereich des Bundesministeriums der Justiz bzw. nach 
unserem föderalen Aufbau in der Bundesrepublik bei 
den Ländern bzw. deren Generalstaatsanwaltschaf-
ten. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Steen. 

Antje-Marie Steen (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
würde Sie gern fragen, ob ich richtig verstanden 
habe, daß Sie sagten: Die Prüfung, ob ein Paß im 
Ausland ausgestellt wird, wenn er als verloren oder 
eingezogen gilt, bezieht sich nicht auf die Ursache 
des Verlustes oder des Einzugs, sondern auf die Tat-
sache, ob es sich um einen deutschen Staatsbürger 
handelt. Gilt das auch für Leute, die einen Banküber-
fall  gemacht haben? Gilt das auch für Leute, die des 
Terrorismus verdächtig sind? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Die deutsche Botschaft hat zu unter-
suchen, ob es sich um einen deutschen Staatsange-
hörigen handelt und ob dieser deutsche Staatsange-
hörige Anspruch auf einen deutschen Paß hat. Wenn 
dies zu bejahen ist, hat er einen deutschen Paß zu be-
kommen. 

Das bedeutet aber nicht, daß die deutsche Bot-
schaft gehindert wäre, mit den philippinischen Be-
hörden zusammenzuarbeiten und darauf aufmerk-
sam zu machen, daß es sich hier zwar um einen deut-
schen Staatsangehörigen handelt, der aber, wenn er 
sich nach philippinischem Recht strafbar gemacht 
hat, natürlich auf den Philippinen zu bestrafen wäre. 
Wenn er in die Bundesrepublik Deutschland einrei-
sen will, kann und muß die deutsche Botschaft den 
deutschen Behörden in der Bundesrepublik Informa-
tionen über die ihr bekannten Sachverhalte geben. 
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Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, ich bedanke mich für die Beantwortung. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen, den ich hiermit aufrufe, steht uns der Par-
lamentarische Staatssekretär Hansgeorg Hauser zur 
Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Herr Staatssekretär, die Fragen 27, 28 und 29 sol-
len schriftlich beantwortet werden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe nun die Frage 30 des Kollegen Schily auf: 

In welcher Weise ist der an Rußland in diesem Jahr vergebene 
Kredit in Höhe von 4 Mrd. DM verwendet worden? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Herr Präsident! Verehrter 
Kollege Schily, Rußland benötigt für die nächsten 
Jahre eine Zahlungsbilanzhilfe. Das ist auch Sinn 
und Zweck des Beistandsabkommens mit dem IWF, 
das zwischen dem Ministerpräsidenten Tscherno-
myrdin und dem geschäftsführenden Direktor des 
IWF Camdessus am 22. Februar 1996 abschließend 
verhandelt wurde. Der IWF vergibt Kredite an Mit-
gliedstaaten in Zahlungsbilanzschwierigkeiten, das 
heißt an Länder, die nicht genügend Devisen aus 
Ausfuhrerlösen oder ausländischen Investitionen ein-
nehmen, mit denen Importe finanziert werden kön-
nen. 

Auf Grund des Transformationsprozesses hat Ruß-
land zur Zeit noch nicht solche Devisenerlöse im aus-
reichenden Umfang. Es verfügt auch noch nicht über 
genügend Devisenreserven. Damit besteht die Ge-
fahr des Kaufkrauftverlustes der Währung und der 
Verringerung der für den Reformprozeß benötigten 
Einfuhren. In dieser Situation gewährt der IWF durch 
sein Beistandsabkommen Hilfe, um die Währung zu 
stabilisieren, den Handel zu stärken und die Refor-
men zu stützen. 

Der Bankenkredit von insgesamt 4 Mil liarden DM, 
den die Bundesregierung garantiert, fügt sich in das 
Unterstützungsprogramm des IWF ein und ergänzt 
es. Die Bundesregierung hat in engem Kontakt und 
in enger Beratung mit dem IWF auf Anfrage Ruß-
lands die notwendigen Verhandlungen geführt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
russische Reformprozeß durch die inte rnationale 
Staatengemeinschaft nachhaltig unterstützt werden 
muß. Hinzu kommt das besondere deutsche Interesse 
an  einem Erfolg der politischen und wi rtschaftlichen 
Reformen der Russischen Föderation als dem mit Ab-
stand größten Partner in Osteuropa. Die Bundesre-
gierung hat daher der Regierung der Russischen Fö-
deration eine Bundesgarantie für einen Bankenkre-
dit von insgesamt 4 Milliarden DM in enger Abstim-
mung mit dem IWF zugesagt. 

Außerdem hat sie sich im Pa riser Club aktiv für das 
Umschuldungsabkommen vom 29. April 1996 einge-
setzt, das eine umfassende Regelung der russischen 
Altschulden im Volumen von insgesamt 40 Milliarden 
DM durch eine langfristige Streckung der Rückzah-
lungsfristen vorsieht. Neben diesen Maßnahmen  

sind darüber hinaus zur Schließung der russischen 
Zahlungsbilanzlücke weitere Kredite anderer Länder 
und natürlich eine Rückführung des russischen 
Fluchtkapitals erforderlich. 

Der von der Bundesregierung garantierte Gesamt-
kreditbetrag von 4 Milliarden DM setzt sich aus zwei 
Teilbeträgen zusammen, auf die die Bundesregie-
rung eine Bundesgarantie gewährt hat bzw. gewäh-
ren wird. Ein Teilbetrag von 3 Mil liarden DM ist im 
März 1996 durch ein Konsortium deutscher Banken 
an die Russische Föderation ausgezahlt worden. Er 
soll der unmittelbaren Unterstützung der Wirtschafts-
reformen dienen, die von der Regierung der Russi-
schen Föderation durchgeführt werden. Mit dersel-
ben Zielsetzung haben auch Frankreich und Japan 
ähnliche Kredite gewährt. 

Ein weiterer Teilbetrag von 1 Milliarde DM wird 
von der Kreditanstalt für Wiederaufbau zur Verfü-
gung gestellt, um längerfristige Projekte zu finanzie-
ren, die im gemeinsamen wi rtschaftlichen Interesse 
Rußlands und Deutschlands stehen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das war aber eine 
kurze Antwort, Herr Präsident!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das war ja auch eine 
lange Frage von drei Zeilen, Herr Kollege Struck. 

Herr Kollege Schily, Ihre Zusatzfrage. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, ich be-
danke mich für die ausführliche Antwort, die nur lei-
der meine Frage nicht trifft. Ich hatte nämlich nicht 
gefragt, unter welchen Voraussetzungen und Bedin-
gungen der Kredit vergeben worden ist, sondern 
meine Frage lautete, in welcher Weise der Kredit ver-
wendet worden ist. Ich könnte mir vorstellen, daß 
sich Gläubiger - die Bundesregierung ist nicht un-
mittelbar Gläubiger dieses Kredits, sondern sie ver-
bürgt den Kredit -, aber auch der Bürge dafür inter-
essieren könnten, wie dieser Kredit - das waren 
3 Milliarden DM ungebundener Kredit, wie Sie ge-
rade auch dargestellt haben - ausgegeben worden 
ist. Das war meine Frage, und vielleicht sind Sie so 
liebenswürdig, meine Frage jetzt zu beantworten. 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Finanzen: Herr Kollege Schily, ich 
habe Ihre Frage sehr wohl beantwortet. Diese garan-
tierten Kredite werden für den vorgesehenen Zweck, 
nämlich die Unterstützung der Wirtschaftsreformen, 
gewährt. Der IWF hat das in gleicher Form getan. 
Der IWF überwacht die Ausgaben, für die die mit un-
serer Garantie verbrauchten Kredite verwendet wer-
den, sehr streng - das wissen auch Sie - und berich-
tet darüber unter anderem der Bundesregierung. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, „Unter-
stützung der Wirtschaftsreformen" ist mir ein biß-
chen zu wolkig; das muß ich Ihnen schon sagen. Sie 
werden sich vielleicht erinnern, daß wir das Thema 
schon einmal in einer Fragestunde diskutiert haben. 
Deshalb meine Frage: Ist der Kredit in irgendeiner 
Weise in Ausgaben eingegangen, die das Militär- 
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engagement - wenn ich das sehr zurückhaltend so 
nennen darf - in Tschetschenien betreffen? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Finanzen: Herr Kollege Schily, ich 
habe vermutet, daß Ihre Frage in' diese Richtung zie-
len wird. 

Otto Schily (SPD): Deshalb bin ich gespannt auf 
Ihre Antwort. 

Vizepräsident Hans Klein: Die nächste Frage be-
sagt das expressis verbis. 

Otto Schily (SPD): Die nächste Frage ist ein biß-
chen anders, Herr Präsident. Darauf kommen wir 
gleich. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Die Richtung 
stimmt!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich wollte nur die Ver-
mutung des Herrn Staatssekretär stützen. 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Finanzen: Die russische Regierung 
hat der Bundesregierung versichert, daß sie die Mit-
tel - das habe ich bereits ausgeführt - in enger Ab-
stimmung mit dem IWF nur für diesen vorgesehenen 
Zweck - Unterstützung der Wirtschaftsreformen - 
ausgeben wird. Die russische Regierung wies auf 
Nachfrage auch auf ein Dekret von Präsident Jelzin 
hin, welches dies sicherstellt. Die Bundesregierung 
geht daher davon aus, daß die Mittel entsprechend 
dieser Zweckbestimmung verwendet werden. 

Otto Schily (SPD): Ich habe leider keine dritte Zu-
satzfrage. 

Vizepräsident Hans Klein: Da ich die erste Frage 
als Erläuterung betrachte, Herr Kollege Schily, haben 
Sie jetzt noch eine zweite Zusatzfrage. 

Otto Schily (SPD): Ich bedanke mich sehr, Herr 
Präsident. 

Herr Staatssekretär, haben Sie denn irgendwelche 
konkreten Informationen darüber bekommen, was 
die genauen Ausgabetitel waren, die unter dem 
Stichwort Wirtschaftsreformen laufen? Immerhin sind 
3 Milliarden DM keine kleine Summe. Ich könnte mir 
schon vorstellen, daß man, wenigstens in der Grö-
ßenordnung von Millionen, darauf sieht, was mit sol-
chen Mitteln, die eventuell aus Steuergeldern aufge-
bracht werden müssen, wenn die Bürgschaft wirk-
sam wird, geschieht. Sind möglicherweise doch an 
anderer Stelle - weil es ein ungebundener Kredit 
war, mit dem man Ausgaben bestritten hat - Mittel 
freigeworden, die man in Tschetschenien hat einset-
zen können? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Finanzen: Herr Kollege Schily, die  

letzte Frage kann ich Ihnen nicht beantworten, weil 
ich den russischen Haushalt und die russischen 
Finanzierungen nicht kenne. Jedenfalls verlassen wir 
uns auf die Zusicherung - wie gesagt, gibt es ein De-
kret von Präsident Jelzin -, daß die Mittel, die hier 
gegeben worden sind, für die Zwecke verwendet 
werden, die ich Ihnen beschrieben habe, und nicht 
für andere Zwecke. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte sehr. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatssekretär, 
wäre denn die Bundesregierung, was die Verwen-
dung eines solch hohen Betrages angeht, genauso 
sorglos, wenn dieser beispielsweise für die neuen 
Bundesländer eingesetzt werden sollte? Würden Sie 
sich nicht auflisten lassen, was unter dem wolkigen 
Begriff „Wiederaufbau der Infrastruktur" zu verste-
hen ist? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Herr Kollege, wenn eine 
Vereinbarung, wie sie hier mit dem IWF vollzogen 
worden ist, getroffen wird, und die Bundesregierung 
sowie andere Länder - zum Beispiel Frankreich und 
Japan, wie ich Ihnen dargestellt habe - diese Maß-
nahmen ebenfalls unterstützen, dann ist es durchaus 
international üblich, daß eine Kreditgarantie gege-
ben wird und keine ausdrückliche Zweckbindung 
mit einer Liste der Anschaffungen, wofür diese Gel-
der verwendet werden. 

Ich denke, das ist nichts Ungewöhnliches. Im Fa lle 
der neuen Bundesländer handelt es sich sicherlich 
um eine etwas andere Maßnahme. Hier werden kon-
krete Projekte gefördert, hier werden keine unge-
bundenen Kredite an Unternehmen vergeben. 

(Otto Schily [SPD]: Sehr gefährlich, was Sie 
sagen!)  

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden dazu nicht gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 31, ebenfalls vom Kollegen 
Schily gestellt, auf: 

In welchem Umfang sind Finanzmittel aus dem an Rußland 
vergebenen 4-Mrd.-DM-Kredit an die von Rußland in Tschet-
schenien eingesetzte Regierung weitergeleitet worden? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Die Frage 31 steht eben-
falls im Zusammenhang mit Tschetschenien. Dazu 
kann ich Ihnen folgende Antwort geben: Die russi-
sche Regierung hat sich bei der Kreditgewährung 
schriftlich gegenüber der Bundesregierung verpflich-
tet, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
daß die Kreditmittel in vollem Umfang dem vorge-
schlagenen Zweck zugute kommen. Die russische 
Regierung hat der Bundesregierung hochrangig ver-
sichert, daß die Mittel aus diesem Kredit nicht an die 
in Tschetschenien eingesetzte Regierung weiterge-
leitet werden. 
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Parl. Staatssekretär Hansgeorg Hauser 
Über die Konkretisierung der mit dem Teilbetrag 

von 1 Milliarde DM zu finanzierenden Projekte fin-
den zur Zeit Gespräche zwischen der Bundesregie-
rung und der Regierung der Russischen Föderation 
statt. Projekte in Tschetschenien stehen dabei nicht 
zur Diskussion. Sie wissen, der Kredit wurde im März 
1996 vereinbart. Deswegen sind die Verhandlungen 
noch nicht abgeschlossen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß die russische Regierung der von ihr in 
Tschetschenien eingesetzten Marionettenregierung 
Mittel in einer Größenordnung von über 1 Milliarde 
DM zugeführt hat, und kann sie ausschließen, daß 
diese Mittel dadurch aufgebracht worden sind, daß 
andere Haushaltstitel durch den ungebundenen Kre-
dit ausgeglichen worden sind? Ist der Bundesregie-
rung in diesem Zusammenhang auch bekanntgewor-
den, daß der russische Politiker Lebed erklärt hat, 
der größte Teil dieses Betrages in Höhe von 1 Mil-
liarde DM sei in illegale Kanäle geflossen? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Herr Kollege Schily, Sie 
verstehen es zwar, die Fragestellung zuzuspitzen 
und eine Verbindung herzustellen zwischen der Tat-
sache, daß ein Kredit in Höhe von 1 Milliarde DM 
von der Bundesregierung gewährt wurde, und der 
Information, daß auf der anderen Seite Mittel in 
Höhe von 1 Milliarde DM nach Tschetschenien ge-
flossen sind. Ich kann aber nicht bestätigen, daß es 
sich hier um die gleichen Gelder handelt. Ich kann 
Ihnen auch nicht erläutern - ich habe das bereits aus-
geführt -, ob es im russischen Haushalt eine soge-
nannte Umwegfinanzierung gegeben hat, mit der 
man freiwerdende Gelder in anderer Form verwen-
det. 

Auf Ihre letzte Frage kann ich Ihnen keine Antwort 
geben. Mir ist dieser Vorfall nicht bekannt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Otto Schily (SPD): Ich möchte Ihnen in diesem Zu-
sammenhang gerne einmal den mir darüber vorlie-
genden Zeitungsbericht zur Verfügung stellen, damit 
vielleicht auch das Bundespresseamt solche Dinge 
auswertet. Herr Lebed ist ja nicht irgend jemand und 
hat vielleicht doch einen ganz guten Einblick in die 
Verhältnisse. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das Bundespresse

-

amt ist personell unterbesetzt!) 

Herr Staatssekretär, was ist denn eigentlich die Er-
klärung der russischen Regierung we rt , die Mittel 
nicht nach Tschetschenien zu vergeben, wenn sie auf 
sehr einfachem Wege eine solche Umwegfinanzie-
rung vornehmen kann? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Ich halte das für eine Un-

terstellung, daß Sie jetzt sagen, ich hätte bestätigt, 
daß es hier eine Umwegfinanzierung gebe. 

(Otto Schily [SPD]: Das habe ich nicht 
gesagt!) 

Das habe ich in keiner Form gesagt. 

Otto Schily (SPD): Entschuldigen Sie, Herr Staats-
sekretär, Sie haben erklärt, es gebe eine Verein-
barung zwischen der Bundesregierung und der russi-
schen Regierung, daß keine Mittel aus dem Kredit an 
die tschetschenische Regierung vergeben würden. 
Meine Frage lautete: Welchen Wert hat diese Verein-
barung, wenn Sie jetzt sagen, Sie könnten nicht aus-
schließen, daß eine solche Umwegfinanzierung statt-
gefunden habe? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Herr Kollege Schily, ich 
kann Ihnen nochmals versichern, daß es sich um eine 
schriftliche Verpflichtung handelt. Ich gehe davon 
aus, daß diese schriftliche Verpflichtung auch solche 
Maßnahmen beinhaltet. 

(Otto Schily [SPD]: Kennen Sie die Verein-
barung eigentlich?) 

- Nein, ich kenne sie nicht. 

(Otto Schily [SPD]: Der Staatssekretär 
berichtet über eine Vereinbarung, die er 
nicht kennt! - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] 
[SPD]: Das war der wichtigste Teil der gege-

benen Antworten!) 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Kol-
lege Lippelt. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, dann noch einmal nachgefaßt. 
Sie wissen doch, daß der Tschetschenien-Krieg die 
Finanzen Rußlands ruiniert hat. Das weiß jeder, der 
Zeitung liest. Wenn die Bundesregierung einen Kre-
dit an Rußland vergibt, dann werden auf der anderen 
Seite - das muß Ihnen doch klar sein - Mittel, die 
man sonst dringend braucht, um Gehälter oder sonst 
etwas zu bezahlen, zur Finanzierung in Tschetsche-
nien frei. Ist das so schwer nachzuvollziehen? Ist in-
sofern nicht doch das Argument des Kollegen Schily, 
daß Sie hier eine höchst ungute Umwegfinanzierung 
betreiben, richtig? 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Herr Kollege, ich habe Ih-
nen erklärt, daß ich nicht weiß, wie das im russischen 
Haushalt finanziert worden ist. Aber ich halte die 
Maßnahme, die hier getroffen worden ist, für richtig, 
weil wir die Russische Föderation in ihrem Wirt

-schaftsaufbau unterstützen wollen. Daher ist dieses 
Geld geflossen. Daher sind auch die Mittel des IWF 
geflossen. Wie ich bereits ausgeführt habe, sind an 
dieser Maßnahme mehrere Länder beteiligt. 
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Darüber hinaus gibt es die Verpflichtung, die wir 
Ihnen sicherlich zur Verfügung stellen können. Wir 
gehen davon aus, daß diese Verpflichtung eingehal-
ten wird. Im übrigen ist es die Gepflogenheit des 
IWF, genau nachzuprüfen, wie die entsprechenden 
Kredite verwendet worden sind. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es liegt keine 
weitere Zusatzfrage vor. 

Die Frage 32 wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort  wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Fami lie, Senioren, Frauen und Jugend 
auf. Zur Beantwortung steht die Frau Parlamentari-
sche Staatssekretärin Gertrud Dempwolf bereit. 

Ich rufe die Frage 33 der Kollegin Anke Fuchs auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß 170 000 Frauen in der 
Bundesrepublik Deutschland obdachlos sind und sich ihr Anteil 
an den Wohnungslosen in Einpersonenhaushalten von 1991 bis 
1995 von 10 % auf 20 % verdoppelt hat (Dokumentationssystem 
zur Wohnungslosigkeit Alleinstehender - DWA) und der Frau-
enanteil in Mehrpersonenhaushalten sogar auf 40 % gegenüber 
einem Männeranteil von 20 % geschätzt wird, und welche woh-
nungspolitischen und sonstigen Maßnahmen hat die Bundesre-
gierung ergriffen, um der zunehmenden Wohnungslosigkeit von 
Frauen entgegenzuwirken? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Fuchs, die 
in Ihrer Frage genannten Zahlen zur Obdachlosig-
keit von Frauen stammen aus einer Schätzung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
e. V. nach dem Dokumentationssystem zur Woh-
nungslosigkeit Alleinstehender. Dieses System der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe ist 
jedoch in seiner jetzigen Form wohl nicht geeignet, 
die Gesamtzahl der obdachlosen Personen zu schät-
zen; denn nach eigenen Angaben im Statistikbericht 
von 1993/94 - im Juni 1996 veröffentlicht - stellte nur 
jede zehnte Einrichtung der Wohnungslosenhilfe Da-
tenmaterial zur Verfügung. 

Bei diesen Schätzungen wird im übrigen über -den 
Personenkreis der Obdachlosen hinaus ein weiter 
Begriff von Wohnungslosigkeit zugrunde gelegt. Ein-
bezogen wurden alle Personen ohne mietvertraglich 
abgesicherten Wohnraum. Darüber hinaus handelt 
es sich um Jahresgesamtzahlen, das heißt, es werden 
alle Personen erfaßt, die während eines Jahres, gege-
benenfalls nur kurzzeitig, ohne eigenen Wohnraum 
waren. 

Der Bundesregierung liegen keine bundesweiten 
Daten zur Wohnungslosigkeit aus dem Bereich der 
amtlichen Statistik vor. Die Bundesregierung ist um 
eine Verbesserung der Grundlagen für eine Woh-
nungslosenstatistik bemüht. Lediglich die Länder 
Berlin, Nordrhein-Westfalen und Hamburg verfügen 
bisher über eine Wohnungsnotfallstatistik. Ausge-
hend von diesen Statistiken erscheint die von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe ge-
schätzte Größenordnung der Zahl der obdachlosen 
Frauen als deutlich überhöht. 

Für die Bundesregierung haben natürlich der Ab-
bau und die Vermeidung von Obdachlosigkeit, auch 
im Hinblick auf die besonderen Probleme von 
Frauen, einen hohen Stellenwert. Prinzipiell sind 
aber für die Maßnahmen zur Vermeidung und Be-
kämpfung von Obdachlosigkeit Länder und auch 
Kommunen gefordert. 

Um die Situation obdachloser oder von Obdachlo-
sigkeit bedrohter Menschen zu verbessern, wurden 
in dem Gesetz zur Reform des Sozialhilferechts vom 
23. Juli 1996 unter anderem die Regelungen zur 
Übernahme rückständiger Mieten ausgebaut. Nach 
§ 15 a des Bundessozialhilfegesetzes ist der Sozialhil-
feträger nun verpflichtet, rückständige Mieten zu 
übernehmen, wenn dadurch Obdachlosigkeit ver-
mieden werden kann. 

Die Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten nach § 72 BSHG, die auch für Woh-
nungslose besondere Maßnahmen vorsieht, wurde 
neu und effektiv gestaltet. Ferner ist in § 15 a Abs. 2 
BSHG gesetzlich geregelt worden, daß die Ge richte 
dem zuständigen Träger der Sozialhilfe Räumungs-
klagen wegen Zahlungsverzugs nach § 554 BGB mit-
zuteilen haben. 

Die eingeleiteten und die geplanten Maßnahmen 
unter anderem im Bereich der Wohnungsversorgung 
und der sozialen Hilfen sowie eine Vielzahl von Mo-
dellvorhaben sind im Be richt der Bundesregierung 
über Maßnahmen zur Bekämpfung von Obdachlosig-
keit - Bundestagsdrucksache 13/5226 vom 4. Juli 
1996, die Sie sicher haben - beschrieben. 

Die Probleme der Wohnungslosigkeit von Frauen 
hat unser Ministe rium durch Vergabe eines Modells 
„Hilfen für alleinstehende wohnungslose Frauen" 
aufgegriffen. Dieses Modell wird seit dem 1. Juli 
1995 an vier Standorten durchgeführt. Im Rahmen 
dieses Modellprojektes sollen innovative frauenspe-
zifische Hilfsansätze entwickelt und erprobt werden, 
um den betroffenen Frauen eine langfristige soziale 
und gesellschaftliche Integration zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung hat zudem eine Regierungs-
kommission „Obdachlosigkeit, Suchtfolgen etc." be-
auftragt, die nach Wegen zu suchen hat, wie spezifi-
sche Formen sozialer Notlagen zielgerichteter ange-
gangen werden können. Ein Bericht über die Arbeit 
dieser Kommission wird noch im Laufe des Jahres 
vorgelegt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
darf ich Ihren Ausführungen entnehmen, daß Sie 
nicht so recht wissen, wie groß das Problem ist? Sind 
Sie bereit, sich nach den Erfahrungen von Hamburg, 
Nordrhein-Westfalen und Berlin darum zu bemühen, 
daß es eine Gesamtstatistik über die Obdachlosigkeit 
und Wohnungsnot von Frauen gibt, um damit Ihrem 
Argument entgegenzuwirken, es handele sich viel-
leicht doch nicht um eine so gravierende Zahl von 
Menschen? 
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Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Fuchs, wir wären sicher alle 
blauäugig, wenn wir das Problem der obdachlosen 
Frauen nicht sehen würden. Ich bin sicherlich ge-
nauso daran interessiert wie Sie auch, daß wir die-
sem Problem begegnen können. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
sind Sie bereit, mir zuzugestehen, daß die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus und auch eine längst fäl-
lige Anpassung des Wohngeldes der Obdachlosig-
keit von Frauen entgegenwirken könnten? Deswe-
gen frage ich Sie: Wann wird die Bundesregierung 
wieder Mittel für den sozialen Wohnungsbau einset-
zen, die tragfähig zur Bekämpfung der Wohnungslo-
sigkeit von Frauen sind, und wann wird endlich die 
geforderte Wohngeldreform kommen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Das letztere, wissen wir, ist in Arbeit. 

Die Bundesmittel für den sozialen Wohnungsbau, 
speziell bezogen auf Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Obdachlosigkeit, belaufen sich in den Haushalts-
jahren 1995 und 1996 jeweils auf 50 Mil lionen DM 
und sind auch im Haushaltsjahr 1997 wieder in die-
ser Größenordnung eingestellt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, Frau Kollegin Iwersen. 

Gabriele Iwersen (SPD): Frau Staatssekretärin, tei-
len Sie die Einschätzung, daß es eine bedrohliche 
Entwicklung ist, wenn trotz einer erkennbaren Ent-
spannung auf dem Wohnungsmarkt die Wohnungs-
losigkeit gerade bei Frauen zunimmt und zu diesem 
Personenkreis auch viele Frauen mit Kindern gehö-
ren, die nicht nur unter die Rubrik „Wohnungsnot-
fälle" fallen, sondern tatsächlich obdachlos sind, so 
daß man das überhaupt nicht mehr anders umschrei-
ben kann? Halten Sie das vielleicht für ein Versagen 
der Wohnungspolitik oder für ein Versagen der So-
zialpolitik dieser Regierung? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Iwersen, ich glaube, wir beurteilen das 
Problem gleichermaßen. Ich kann mir nicht denken, 
daß dafür allein die Politik verantwortlich ist. Ich 
sehe die Ursachen gerade der Wohnungslosigkeit 
von Frauen vielfach etwa auch im sozialen und priva-
ten Bereich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 34 der Kollegin Anke Fuchs auf: 

Hält die Bundesregierung frauenspezifische Dringlichkeitska-
taloge für die Wohnungsvergabe für erforderlich, die sich an den 
weiblichen Wohnungsnotfällen orientieren? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Fuchs, bei der Aufstellung 
von Dringlichkeitskatalogen für die Vergabe von So-
zialwohnungen sind natürlich in erster Linie die Län-
der und Kommunen gefordert. Aber durch das 
Schwangeren- und Familienhilfegesetz vom 27. Juli 
1992 ist schwangeren Frauen ein Vorrang bei der 
Vergabe von Sozialwohnungen eingeräumt worden. 
Auch alleinstehende Elternteile mit Kindern - dies 
sind nach wie vor ganz überwiegend Frauen - sind 
gemäß § 26 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, auf 
den § 5 a Satz 3 des Wohnungsbindungsgesetzes Be-
zug nimmt, vordringlich mit Wohnraum zu versor-
gen. 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keine Ver-
anlassung, über diesen Rahmen hinaus generell 
einen Versorgungsvorrang vorzusehen, der allein an 
das Geschlecht knüpft. Sie geht aber davon aus, daß 
den spezifischen Problemen von Frauen, die in Woh-
nungsnot geraten - zum Beispiel auch der Woh-
nungsbedarf nach einem Aufenthalt in Frauenhäu-
sern auf Grund von Gewaltanwendung des Ehe-
gatten oder Lebenspartners -, bei der Feststellung 
der Dringlichkeit im Rahmen der Wohnungsvergabe 
auch von seiten der Kommunen Rechnung getragen 
wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
ich glaube, wir sind uns in diesem Punkt ziemlich ei-
nig. Deswegen soll meine Frage so lauten: Sind Sie 
als Bundesregierung - wie wir in unserer Fraktion - 
bereit, einen Beitrag dazu zu leisten, daß das Ge-
samtthema „Besondere Probleme der Frauen bei 
Wohnungssuche und Obdachlosigkeit" mehr ins Be-
wußtsein der Öffentlichkeit kommt und, daraus fol-
gend, auch die angedachten und nachher noch zu 
diskutierenden Instrumente der Öffentlichkeit vorge-
stellt werden? Sind Sie bereit, dem Pressesprecher 
der Bundesregierung anheimzustellen, darüber mal 
ordentlich zu berichten? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Fuchs, da wir beide das selbe 
Anliegen haben und auch mir dieser Personenkreis 
sehr am Herzen liegt, bin ich natürlich bereit auch 
weiterhin über diesen Personenkreis zu sprechen 
und die Öffentlichkeit auf seine Probleme aufmerk-
sam zu machen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 35 der Kollegin Hanna 
Wolf auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß laut DWA (Dokumen-
tationssystem zur Wohnungslosigkeit Alleinstehender) fast 40 % 
der wohnungslosen Frauen die Flucht vor dem (Ehe-)Partner, 
meist wegen Gewaltanwendungen, als Ursache ihres Woh-
nungsverlustes angaben, und ist die Bundesregierung bereit, 
§ 1361 b des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Zuweisung 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose 
der ehelichen Wohnung in einer Weise zu ändern, die gewähr-
leistet, daß künftig die Frau und ggf. die Kinder statt der gewalt-
tätigen Ehemänner in der Wohnung verbleiben können? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Wolf, der Bundesregierung 
liegen keine Zahlen darüber vor, wie viele der woh-
nungslosen Frauen wegen Gewalt ihres Partners die 
Wohnung verlassen haben. Die Frage der Woh-
nungszuweisung an die Ehefrau nach § 1361 b BGB, 
wenn diese von ihrem Ehemann mißhandelt wird, 
wurde durch den Bundestagsausschuß für Fami lie, 
Senioren, Frauen und Jugend - ich glaube, auch 
durch die Abgeordnete Frau Wolf - mit der Bitte um 
eine entsprechende Rechtstatsachenforschung an die 
Bundesregierung herangetragen. Die Bundesregie-
rung hat eine diesbezügliche Ausschreibung veran-
laßt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Ich frage Sie noch 
mal, Frau Staatssekretärin: Sehen Sie nicht die Not-
wendigkeit, eine Statistik darüber aufzustellen, wie 
viele Frauen mit ihren Kindern ihre Wohnung verlas-
sen und ins Frauenhaus gehen müssen, während 
ihre Männer die Wohnung behalten? Sehen Sie da 
nicht gesetzlichen Handlungsbedarf, damit die 
Frauen, die Opfer, mit ihren Kindern in der Wohnung 
bleiben können und die Täter, also die Schläger, die 
Wohnung verlassen müssen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Wir haben es veranlaßt, Frau Wolf, aber ich 
habe noch kein Ergebnis. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Hanna Wolf (München) (SPD): Ja, ich bin jetzt et-
was sprachlos. Haben Sie veranlaßt, daß es Änderun-
gen im Gesetz gibt? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich habe veranlaßt, daß es zunächst einmal 
geprüft wird, so wie Sie es beantragt haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
nächste Frage der Kollegin Hanna Wolf auf, die, je-
denfalls nach meinen Unterlagen, die die offiziellen 
sind, die Nummer 36 trägt: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, § 5 Abs. 1 Satz 1 des Woh-
nungsbindungsgesetzes in Verbindung mit § 8 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes (Wohnungsbau- und Familienheimge-
setz - II. WoBauG) so zu ändern, daß künftig auch nichtver-
wandte und nichtverheiratete Personen mit Wohnberechti-
gungsscheinen zusammenleben können, so daß z. B. zwei al-
leinerziehende Mütter mit ihren Kindern gemeinsam eine So-
zialwohnung beziehen können und dadurch Erwerbstätigkeit 
und Kinderbetreuung eher zu gewährleisten sind? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Präsident, in meinen Unterlagen ist das 
die Nummer 35. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Vielleicht müßte 
man noch einmal sehen, daß eins plus eins im Mini-
sterium und beim Präsidium des Bundestages das-
selbe ergeben. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich füge mich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das ist nett von 
Ihnen; danke. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Machen wir jetzt aus der Frage 35 die Frage 36; 
eins im Sinn. 

Frau Kollegin Wolf, die öffentliche Wohnungsbau-
förderung ist im Hinblick auf Art . 6 Abs. 1 des 
Grundgesetzes in erster Linie auf Familien ausge-
richtet. Insofern haben Wohngemeinschaften bei der 
Vergabe von Sozialwohnungen Zugangsprobleme. 
So erhält zum Beispiel ein Wohnungssuchender bei 
Vorliegen der einkommensmäßigen Voraussetzun-
gen nach § 5 Wohnungsbindungsgesetz eine Wohn-
berechtigungsbescheinigung zum Bezug einer So-
zialwohnung in der Größe, wie sie grundsätzlich für 
ihn und seine Familie und die dazuzurechnenden 
Angehörigen angemessen ist. Damit soll verhindert 
werden, daß Wohnungen des sozialen Wohnungs-
baus, die mit erheblichen öffentlichen Mitteln erstellt 
werden, von Wohnungssuchenden bezogen werden, 
die sie der allgemeinen Lebenserfahrung nach auf 
Dauer nicht auslasten. 

Das Wohnungsbindungsgesetz beinhaltet jedoch 
auch Möglichkeiten für flexible Regelungen in be-
sonderen Fällen. Das sind ja die Fälle, die Sie mei-
nen. So kann zum Beispiel in Härtefällen eine Aus-
nahmewohnberechtigungsbescheinigung nach § 5 
Abs. 1 Satz 2 Buchstabe c Wohnungsbindungsgesetz 
oder eine Freistellung einer Wohnung von Bele-
gungsbindungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Woh-
nungsbindungsgesetz in Betracht kommen. Diese 
Ausnahmeregelungen, die auch bei Wohngemein-
schaften Alleinerziehender mit Kindern einschlägig 
sind, werden derzeit als ausreichend zur Problembe-
wältigung angesehen. 

In dem Modellprojekt unseres Ministeriums „Hil-
fen für alleinerziehende Frauen", das wir in Wupper-
tal angesiedelt haben, haben wir festgestellt, daß 
kein Interesse an Wohngemeinschaften bestand, so 
daß die Konzeption daraufhin geändert werden 
mußte. Auf Grund der Erfahrungen ist der Bedarf an 
Wohngemeinschaften Alleinerziehender mit Kindern 
als äußerst gering einzustufen. 

Aber ich denke, wir kommen Ihrem Anliegen 
nach, Frau Kollegin Wolf, wenn wir hier feststellen 
können, daß es auch die Möglichkeiten für die Kom- 
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munen gibt, daß Wohngemeinschaften mit zugelas-
sen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Es freut mich, daß 
Sie dieses jetzt in Angriff nehmen. Aber wenn Sie sa-
gen, daß die Personen das gar nicht wollen und daß 
sie vielmehr eine Wohnung für sich allein haben 
möchten, frage ich, wie die Bundesregierung die 
Möglichkeiten einschätzt, die Wohnungsnot von Al-
leinerziehenden zu mildern oder zu beseitigen, die ja 
von ihrem Einkommen im Verhältnis viel mehr für 
die Miete aufwenden müssen und somit dazu oft 
nicht in der Lage sind. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich glaube, daß das eine gemeinsame Auf-
gabe von Bund, Ländern und auch Kommunen ist. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Ja, aber wie könn-
ten Sie sich das konkret vorstellen? Was würde die 
Bundesregierung tun, um diese Situation der Allein-
erziehenden, die immer prekärer wird, kurzfristig 
wenigstens zu mildern? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Wolf, ich kann von hier aus jetzt nicht 
sagen, was die Bundesregierung dazu tun kann. Ich 
weiß nur, daß wir 50 Millionen DM für gezielte Maß

-

nahmen zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit auch 
wieder im neuen Haushalt für den sozialen Woh-
nungsbau zur Verfügung haben und daß wir über 
keine Statistiken verfügen, aus denen hervorgeht, 
daß alleinerziehende Frauen und Kinder hier nicht 
mit bedacht werden können. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das waren an 
sich schon zwei Fragen, Frau Wolf. Aber die eine 
lasse ich einmal als Zusatzfrage zur ersten gelten. 

Jetzt kommt Ihre zweite Frage. 

Hanna Wolf (München) (SPD): Ihre Antwort hat 
mich ratlos gemacht. Ich frage Sie: Wie kann man 
überhaupt planen, wenn man keine Statistik hat? 
Warum erheben Sie keine Zahlen, obwohl Sie sagen, 
Sie wollen handeln? Das verstehe ich nicht. Wieso 
gibt es keine Untersuchungen und keine Zahlen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Weil die Wohnungsvergabe Aufgabe der 
Kommunen ist, schließlich haben sie den besseren 
Einblick. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
der Kollegin Fuchs. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Wenn die Bundesregie-
rung, Frau Staatssekretärin, sagt, das Thema Ob

-

dachlosigkeit und Wohnungslosigkeit von Frauen sei 
ein besonderes Thema für diese Gesellschaft und 
deshalb wolle sie handeln, dann muß doch auch die 
Bundesregierung auf Grund von Fakten handeln. 
Deshalb stelle ich die Frage, die ich vorhin bereits 
gestellt habe, noch einmal: Sind Sie bereit, uns zuzu-
sagen, daß Sie auch auf Grund dieser Diskussion in 
der Bundesregierung anregen, daß Zahlenmaterial 
erstellt wird, damit wir für die Zukunft auf gesicher-
ter Basis bundespolitisch argumentieren können? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Ich habe es Ihnen schon einmal zugesagt, 
Frau Fuchs. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ohne Rechtha-
berei merke ich an: Ich habe mir die letzte amtliche 
Drucksache beschafft. Danach rufe ich die Frage 37 
der Kollegin Christel Hanewinckel auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nicht nur der 
Weg in die Obdachlosigkeit, sondern auch das Leben von 
Frauen in der Obdachlosigkeit besondere typische Merkmale 
aufweist, die insbesondere durch männliche Gewaltausübung 
gekennzeichnet sind? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Präsident! Frau Kollegin Hanewinckel, 
erste Erkenntnisse aus dem Modellprojekt des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend „Hilfe für alleinstehende wohnungslose 
Frauen" auf den Seiten 8 und 9 der Bundestags-
drucksache 13/5226 vom 4. Juli 1996 machen deut-
lich, daß obdachlose Frauen vielfach aus gescheiter-
ten oder sehr schwierigen Beziehungen, auch nach 
Gewalterfahrungen in der Herkunftsfamilie oder in 
der Partnerbeziehung kommen. 

Das Leben in der Obdachlosigkeit ist in der Regel 
durch gewalttätige Beziehungen geprägt. Um auf 
der Straße überleben zu können, suchen Frauen oft 
ein vorübergehendes Unterkommen bei einem Mann 
oder den Schutz durch andere obdachlose Männer. 
Diese Abhängigkeit führt zur Gewalterfahrung. 

Auch in den Obdachlosenheimen kommt es nach 
Angaben der zuständigen Hilfeeinrichtungen viel-
fach zu sexuellen Übergriffen, wenn Frauen und 
Männer dort  gemeinsam ohne besondere Schutz-
räume untergebracht werden. Im Zuge unseres Mo-
dellvorhabens sollen deshalb unter anderem ge-
schützte Wohnformen für obdachlose Frauen einge-
richtet und erprobt werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Christel Hanewinckel (SPD): Liegt Ihnen statisti-
sches Mate rial vor, in dem typische Merkmale für 
Frauenwohnungsnot und Frauenobdachlosigkeit 
aufgelistet werden? Beziehen Sie sich jetzt nur auf 
die Modellprojekte, die Sie gerade angesprochen ha-
ben? 

Das Problem ist sehr viel größer. Nachdem Sie aus-
geführt haben, daß genaue Zahlen gar nicht vorlie- 
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gen, und der Definition der Obdachlosigkeit und 
Wohnungsnot widersprochen haben, frage ich, ob 
Sie aus Ihrer Sicht heraus mit dem geringen Zahlen-
material, über das Sie verfügen, über Ihre Modellpro-
jekte hinaus zum Handeln kommen. 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Hanewinckel, die Modellver-
suche sind wie alle Modellprojekte zunächst einmal 
Modellprojekte des Bundes, die dann, so hoffen wir, 
von den Ländern und Kommunen übernommen wer-
den. Die Erfahrungen belegen, daß diese Modellpro-
jekte gut angenommen werden. 

Ich habe keine gesicherten Zahlen über Woh-
nungslosigkeit von Frauen. Wir haben aber bereits 
besprochen, daß wir uns darum bemühen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Christel Hanewinckel (SPD): Gibt es bei der Bun-
desregierung Erkenntnisse darüber, inwieweit unter 
anderem Arbeitslosigkeit, Sozialhilfeempfang und 
Alleinerziehung spezifische Merkmale von Frauen-
wohnungsnot und Frauenobdachlosigkeit sind? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Meines Wissens nicht, aber ich werde mich 
gern erkundigen und es Ihnen schriftlich zukommen 
lassen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage von 
der Kollegin Lörcher. 

Christa Lörcher (SPD): Frau Staatssekretärin, ich 
möchte zur Arbeitslosigkeit nachfragen, welche be-
ruflichen Chancen und Fördermöglichkeiten obdach-
lose Frauen haben, wenn sie in einer Obdachlosen-
unterkunft unterkommen. Kennen Sie Modelle, wo 
tatsächlich Wohnen und Beschäftigung verbunden 
werden? Inwiefe rn  ist die Bundesregierung bereit, 
solche Modelle zu fördern? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Die Modelle, Frau Kollegin Lörcher, die wir 
jetzt begonnen haben, zielen genau in diese Rich-
tung. Ich denke, wenn wir bei der Halbzeit der Mo-
delle sind, werden wir dann einmal darüber berich-
ten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 38 der Kollegin Christel Hanewinckel auf: 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für erforder-
lich, damit wohnungslose Frauen und Mädchen nicht länger ge-
zwungen sind, sich der Gefahr sexueller Übergriffe von Freiern, 
bei denen sie Obdach suchen, oder von Männern in Gemein-
schaftsunterkünften auszusetzen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Hanewinckel, auf Grund des 
zunehmenden Problems der Wohnungslosigkeit von 
Frauen ist es erforderlich, die frauenspezifischen 
Hilfsangebote zu verbessern. Die Bundesregierung 
hat das Problem im Rahmen des Modells „Hilfen für 
alleinstehende wohnungslose Frauen" aufgegriffen, 
um innovative Ansätze zur Verbesserung des Hilfe-
systems  für Frauen zu entwickeln und zu erproben. 
Im Rahmen des Modells werden Angebote der Be-
ratung, der Betreuung sowie der Versorgung mit 
Wohnraum und Qualifikationshilfen berücksichtigt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Christel Hanewinckel (SPD): Das heißt dann, wenn 
ich das einmal positiv deute, daß die Bundesregie-
rung der Meinung ist, daß spezielle Beratungsstellen 
und auch spezielle Unterkünfte für obdachlose 
Frauen und Mädchen erforderlich sind. Sieht die 
Bundesregierung hier eine Verpflichtung, sich auch 
in Zukunft finanziell anders zu beteiligen als nur 
durch Modellprojekte? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Hanewinckel, die Bundesre-
gierung hat nur die Möglichkeit, über diese Modelle 
jetzt diesen Problembereich anzufassen. In der Regel 
ist es so, daß diese Modelle von den Kommunen wei-
tergeführt werden. Eine andere Möglichkeit haben 
wir hier nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Christel Hanewinckel (SPD): Ihnen ist aber bewußt 
- das haben wir gerade heute bei der Haushalts-
debatte in unserem Ausschuß Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend erlebt -, daß Modellprojekte drei 
Jahre dauern, und dann steht das Problem der Finan-
zierung erneut an; denn die Kommunen und die Län-
der haben, genauso wie das auch die Bundesregie-
rung immer für sich in Anspruch nimmt, keine Mittel. 
Sehen Sie hier einen Zusammenhang zwischen dem 
Kürzungspaket der Bundesregierung und den nicht 
mehr vorhandenen Finanzen bei Ländern und Kom-
munen, die solche Modellprojekte dann letztendlich 
doch nicht weiterführen können? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin Hanewinckel, bei der Aus-
schreibung dieser Modellprojekte kommen zumeist 
mehr Nachfragen, als wir dann vergeben können. 
Die Bundesländer und die Kommunen, die sich dann 
für dieses Modellprojekt zur Verfügung stellen, wis-
sen, daß diese Modellprojekte nach einer gewissen 
Zeit auslaufen und von den Kommunen und Ländern 
übernommen werden. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Lörcher. 

Christa Lörcher (SPD): Frau Staatssekretärin, sind 
Ihnen Unterschiede in West- und Ostdeutschland be-
kannt? Haben Sie diese Modellprojekte wenigstens 
in den Schwerpunkten angesiedelt, bei denen die 
Probleme am größten sind? Ist Ihnen klar, daß diese 
Probleme im Moment wirklich weiter wachsen wer-
den? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Frau Kollegin, wir haben natürlich diese Mo-
dellprojekte do rt  angesiedelt - so steht es auch im 
Bericht -, wo wir die größten Aussichten auf Erfolg 
haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 39 des Kollegen Klaus Hagemann auf: 

Wie begründet die Bundesregierung ihr Verhalten in der 
Familien-, Kinder- und Jugendpolitik, wenn sie einerseits dem 
Deutschen Bundestag vorschlägt, die bereits für 1997 gesetzlich 
beschlossene Kindergelderhöhung zu verschieben, im Haus-
haltsplanentwurf den Einzelplan 17 (Familien, Senioren, Frauen 
und Jugend) gegenüber den Vorjahren mit am stärksten zu kür-
zen, den Kinder- und Jugendplan um ca. 11 % (ca. 20 Mio. DM) 
zurückzufahren, und andererseits die Politik der Kommunen 
laut „CVJM-Informationen" Heft 5+6/96 kritisiert, in dem die 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
Claudia Nolte, wie folgt zitiert wird: „Angesichts drohender Kür-
zungen in vielen Kommunen warnte Bundesjugendministerin 
Claudia Nolte vor deren Folgen. Sie wisse um die angespannte 
Haushaltssituation in den Kommunen, warne aber deshalb vor 
weiteren Kürzungen im Bereich der Jugendhilfe "? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Kollege Hagemann, ich werde die 
Frage so beantworten, wie sie heute morgen schon 
meine Ministerin im Ausschuß beantwortet hat. In 
der derzeitigen Haushaltssituation ist es natürlich un-
umgänglich, daß auch das Hauptförderinstrument für 
die Jugendhilfe auf Bundesebene, der Kinder- und 
Jugendplan des Bundes, einen Sparbeitrag leistet, 
nachdem er seit 1991 wesentlich erhöht wurde. 

Bei der Kürzung haben wir klare Schwerpunkte 
gesetzt, indem wir einmal auf die zeitlich begrenzten 
und zum Teil auslaufenden Sonderprogramme ge-
setzt haben. So entfällt zum Beispiel die Hälfte der 
Einsparsumme, das heißt über 10 Millionen DM, auf 
das Ende des Jahres 1996 auslaufende Bundespro-
gramm „Zielgruppenorientierte Prävention", unser 
Programm AGAG, das nun überwiegend von den 
Ländern weitergeführt wird. 

Durch diese deutliche Schwerpunktsetzung wird 
die Kontinuität der Jugendhilfe des Bundes weiter-
hin sichergestellt. Beispielsweise wird die Förderung 
der Jugendverbandsstrukturen nur mit einer Kür-
zung von 2,7 bis 3,7 Prozent belastet. 

Mit der zitierten Äußerung von Frau Bundesmini-
sterin Claudia Nolte zur Förderung der örtlichen Ju-
gendhilfe sollte auf die verfassungsgemäße Ordnung 
hingewiesen werden, die vorsieht, daß die Jugend-

förderung vorrangig von den Kommunen zu leisten 
ist. 

Zur Aussage bezüglich der Kindergelderhöhung 
kann ich nur sagen, daß es sich nicht um eine Kür-
zung, sondern um eine Verschiebung der vorgesehe-
nen Erhöhung handelt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfragen? 

Klaus Hagemann (SPD): Frau Staatssekretärin, die 
Verschiebung der Kindergelderhöhung ist ein Bruch 
einer gesetzlichen Vorgabe; das nur nebenbei ge-
sagt. Die Erhöhung des Kindergeldes ist für 1997 
gesetzlich zugesagt worden. 

Ich möchte noch einmal auf die Finanzsituation der 
Gemeinden zu sprechen kommen; auch danach hatte 
ich gefragt. Die Frau Ministerin hat in einem „Spie-
gel''-Interview den Gemeinden vorgeworfen, sie 
stellten lieber Prachtbauten - sie nannte das Beispiel 
Feuerwehrhäuser - hin, als sich um die Jugendhilfe 
zu kümmern. Ist der Bundesregierung die Finanz-
situation der Gemeinden nicht bekannt. Weiß sie 
nicht, daß sie gar kein Geld mehr haben, um Pracht-
bauten hinstellen zu können, daß die Gemeinden 
wegen der vielen Belastungen, die durch die Be-
schlüsse der Mehrheit des Hauses auf sie verlagert 
worden sind, große Schwierigkeiten haben, daß sie 
gar kein Geld mehr für die Jugendhilfe haben und es 
ihnen schwerfällt, die Leistungen zu erbringen, daß 
es ihnen auch schwerfällt, Prachtbauten hinzustellen, 
und daß sogar das Geld fehlt, um den Bau und Erhalt 
wichtiger öffentlicher Gebäude sicherzustellen? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Herr Kollege Hagemann, wir wissen beide, 
daß die Kommunen erheblich belastet wurden, daß 
aber dafür die Länder zu einem überwiegenden Teil 
mit Verantwortung tragen. Ich denke, daß wir bei der 
Jugendhilfe - darum geht es uns ja - nur so mäßige 
Kürzungen vorgenommen haben, daß wir damit le-
ben können. Die Jugendverbände, mit denen ich bis-
her Gespräche geführt habe, waren mit diesem Er-
gebnis auch zufrieden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Klaus Hagemann (SPD): Ich habe auch andere 
Stimmen gehört. 

Eine weitere Frage, die ich an Sie habe, Frau 
Staatssekretärin: Was wird die Bundesregierung an 
die Stelle des ausgelaufenen Aktionsprogramms ge-
gen Aggression und Gewalt als neues Angebot für 
die Länder und für die Gemeinden setzen, um die 
Bundesförderung weiter zu betreiben, wo doch auf 
der anderen Seite im Kinder- und Jugendplan ge-
kürzt worden ist? 

Gertrud Dempwolf, Parl. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend: Die ausgelaufenen Modelle werden zum 
großen Teil von den Ländern und Kommunen weiter- 
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geführt. Wir haben in dieser Richtung noch keine 
weiteren Vorstellungen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich danke Ihnen, 
Frau Staatssekretärin. Wir sind damit am Ende der 
Fragestunde. Die nicht mehr beantworteten Fragen 
werden nach unseren Regeln schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Lage in Bosnien und Absicht der Bundesre-
gierung zur Rückführung von Bürgerkriegs-
flüchtlingen nach Bosnien-Herzegowina be-
ginnend ab dem 1. 10. 1996 

Die Aktuelle Stunde findet auf Verlangen der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen statt. 

Mir ist gesagt worden, daß die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen als Fraktion beantragt, den Herrn Bun-
desinnenminister Kanther herbeizurufen. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Er ist auf 
dem Weg hierher und spricht selber!) 

- Er ist auf dem Wege hierher. Müssen wir dann ab-
stimmen? 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wenn das zugesichert werden 

kann, ist das in Ordnung!) 

Ich höre, er ist in wenigen Minuten hier. Ich 
glaube, dann brauchen wir darüber nicht abzustim-
men. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Er wird 
auch selber sprechen!) 

Ich verstehe es so, Sie legen Wert darauf, daß Sie 
sprechen, wenn der Minister anwesend ist. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!) 

Dann unterbreche ich die Sitzung für wenige Minu-
ten. 

(Unterbrechung von 16.19 bis 16.22 Uhr) 

Wir setzen die kurzfristig unterbrochene Sitzung 
fort . 

Ich begrüße den Herrn Innenminister. 

Das Wort  in der Aktuellen Stunde hat die Kollegin 
Kerstin Müller, Bündnis 90/Die Grünen. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bedanke 
mich für Ihre Geduld, aber ich finde es wirklich wich-
tig, daß Herr Innenminister Kanther bei dieser De-
batte anwesend ist. 

(Otto Schily [SPD]: Es ist mißlich?) 

- Nein, es ist gut und wichtig, daß er da ist. 

Herr Kanther, Sie wollten mit Ihrem Beschluß of-
fensichtlich Tatkraft demonst rieren - das ist jeden-
falls mein Eindruck -, und zwar koste es, was es  

wolle; diesmal auf Kosten der Flüchtlinge. Ich meine, 
Zwangsabschiebungen jetzt vor dem bevorstehen-
den Winter gefährden den gesamten Friedensprozeß. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Findet 
doch gar nicht statt! Die bleiben doch hier!) 

Aber um den Friedensprozeß und um die Flüchtlinge 
ging es Ihnen bei diesem Beschluß offensichtlich 
nicht. 

Meine Damen und Herren, in Bosnien-Herzego-
wina ist längst noch kein Frieden. Man kann höch-
stens von einem sehr labilen Waffenstillstand spre-
chen. Das sieht übrigens der Herr Verteidigungsmi-
nister Rühe genauso. Er sagte: „Ich glaube, daß man 
die Rückführung nur ganz vorsichtig machen kann 
und differenziert je nach der Einzelsituation, wenn 
man sich die Lage vor Ort anschaut." Der Außenmi-
nister hat sich ähnlich geäußert. 

Herr Kanther, wenn Sie uns schon nicht glauben, 
dann hören Sie doch wenigstens auf Ihre Minister-
kollegen. Aber Sie haben alle Warnungen in den 
Wind geschlagen, die des UNHCR, ja selbst die La-
geberichte des Auswärtigen Amtes. 

Auch die sogenannte flexible Handhabung des 
Abschiebetermins hilft nur wenigen Flüchtlingen 
weiter. Das bedeutet nämlich nur eines: Jedes Bun-
desland kann tun und lassen, was es will. Die einen, 
also Berlin, Baden-Württemberg, Bayern und jetzt 
auch Niedersachsen, werden sofort abschieben, die 
anderen wie Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfa-
len und Hessen werden noch abwarten. 

Herr Kanther, Sie konnten sich offensichtlich mit 
Ihrer Hardlinerposition - 1. Oktober, sofort und alle - 
nicht gegenüber den rot-grünen Ländern durchset-
zen; das begrüßen wir natürlich nachdrücklich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dennoch: Die Flüchtlinge werden durch die dro-
hende Fristsetzung zum 1. Oktober in Panik versetzt. 
Viele stellen jetzt Asylanträge; in Berlin können wir 
das schon sehen. Von einer einheitlichen und klaren 
Linie in der Ausländerpolitik kann also überhaupt 
keine Rede sein. Ich nenne das Chaos: Chaos in der 
Flüchtlingspolitik! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist nämlich jetzt so, daß der zufällige Aufent-
haltsort des Flüchtlings in Deutschland über sein 
weiteres Schicksal entscheidet. Das ist völlig absurd. 
Entscheidend kann doch nur die Lage vor Ort sein. 
Die Lage in Bosnien aber ist sehr labil: so labil, daß 
die Bundesregierung jetzt sogar Kampftruppen ent-
senden will. In diese Situation wollen Sie die Flücht-
linge zurückschicken? Ich finde, das ist wirklich der 
Gipfel an Zynismus. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Zwei Drittel der hier lebenden Flüchtlinge stam-
men aus der Serbischen Republik. Diese Flüchtlinge 
können in absehbarer Zeit nicht zurück. Auch diese 
Flüchtlinge, Herr Kanther, haben nach dem Vertrag 
von Dayton ein Recht auf Rückkehr in Sicherheit und 
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Würde, und zwar an ihren Heimatort. Wir alle, meine 
Damen und Herren, wollten diesen Vertrag von Day-
ton, weil er die einzige Chance für einen Frieden ist, 
weil er die ethnischen Säuberungen beenden und 
rückgängig machen sollte. Keinesfalls dürfen wir 
diese Flüchtlinge nun in Regionen abschieben, aus 
denen sie nicht herkommen, womöglich dann auch 
noch nach ethnischer Zugehörigkeit sortiert. Wenn 
Sie jetzt Moslems zu Moslems, Kroaten zu Kroaten, 
Serben zu Serben zurückschicken, wenn Sie jetzt 
den Menschen nicht mehr zugestehen, daß sie in ihre 
Heimat zurückkehren dürfen, dann zementieren Sie 
mit der Rückführung die ethnische Teilung des Lan-
des, dann legitimieren Sie im nachhinein die ethni-
schen Säuberungen und dann kapitulieren Sie vor 
den Nationalisten und vor den Kriegsverbrechern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wenn Sie an dem Abschiebetermin festhalten, 
dann verstoßen Sie diametral gegen den Vertrag von 
Dayton. Sie gefährden den Prozeß des Wiederauf-
baus des Landes und die Chance auf eine Versöh-
nung der Menschen untereinander. Herr Kanther, 
Sie wissen ganz genau, daß die 22 Regionen, in die 
Sie jetzt abschieben wollen, keineswegs sicher sind. 
Der UNHCR hat immer wieder betont, daß es sich 
um Regionen handele, in denen nur der Wiederauf-
bau beginnen kann, nicht jedoch eine Rückkehr von 
Vertriebenen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Frau Ogata hat den 
Beschluß begrüßt!) 

Ein Versöhnungsprozeß nach solch furchtbaren Er-
fahrungen geht nur sehr langsam. Wir dürfen diesen 
Prozeß nicht gefährden; wir müssen ihn unterstützen. 
Deshalb brauchen wir statt inhumaner Abschiebun-
gen behutsame Rückkehrprogramme auf freiwilliger 
Basis. Die meisten wollen zurück: 800 bis 1 000 ge-
hen schon jetzt jeden Monat freiwillig, und es wer-
den mehr werden, je schneller der zivile Aufbau vor-
ankommt. Dieser muß Priorität haben. 

Auf der anderen Seite, Herr Kanther, können Sie 
sich auf europäischer Ebene, solange die Flüchtlinge 
noch hier sind, für eine Lastenteilung bei den Unter-
bringungskosten einsetzen. 

Wer jetzt Fristen und Termine setzt, handelt verant-
wortungslos. Damit machen Sie nur populistisch 
Stimmung gegen Flüchtlinge. Wir müssen jetzt den 
Bürgern hier klarmachen, daß der Prozeß der Versöh-
nung in Bosnien noch lange dauern wird und daß wir 
den Menschen, die vor Vertreibung und Mord geflo-
hen sind, noch weiterhin ein Bleiberecht gewähren 
müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Ulrich Irmer [F.D.P.]: Sie 
haben da einiges durcheinandergebracht, 

Frau Müller!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dietmar Schlee, CDU/CSU. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich be-
grüße es, Frau Kollegin Müller, ausdrücklich, daß wir 
heute diese aktuelle Debatte führen können. Der 
Deutsche Bundestag sollte, so meine ich, deutlich 
machen, daß er die ausgewogene und verantwor-
tungsvolle Linie, 

(Lachen des Abg. Joseph Fischer [Frank-
furt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

die die Innenminister des Bundes und der Länder 
einvernehmlich beschlossen haben, unterstützt. 

(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]) 

Die Debatte ermöglicht es auch unseren Bürgern, die 
nach vielen Umfragen in ihrer überwiegenden Mehr-
heit für die Rückführung der Bürgerkriegsflüchtlinge 
jetzt sind, die Positionen der einzelnen Fraktionen 
kennenzulernen. Deshalb ist es wirklich richtig, daß 
wir diese Debatte heute führen. 

Ich darf Ihnen die Ausgangslage noch einmal ins 
Gedächtnis zurückrufen, Frau Kollegin Müller. Diese 
haben Sie wohlweislich überhaupt nicht angespro-
chen. Die Bundesrepublik Deutschland war es, die 
320 000 Personen aufgenommen hat - weit mehr als 
alle anderen Aufnahmeländer zusammen. 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schweden hat mehr aufgenom-

men!) 

Der deutsche Steuerzahler hat inzwischen 14 Mil-
liarden DM dafür aufgewendet, so Ihr Parteifreund, 
der Hamburger Innensenator. Es war von Anfang an 
klar, daß es eine humanitäre Maßnahme war. So ha-
ben wir es den Bürgerinnen und Bürgern auch ge-
sagt. An ein dauerndes Bleiberecht hat niemand ge-
dacht, am allerwenigsten die Flüchtlinge selber. 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir auch nicht! Das habe ich 

gesagt!) 

Es haben sich auch schon viele Flüchtlinge auf den 
Weg nach Hause gemacht. Ich glaube, daß man mit 
Sicherheit sagen kann, daß es inzwischen weit mehr 
als 10 000 sind, die in ihre Heimat zurückgekehrt 
sind. 

Unbestritten ist natürlich, daß der Friedensprozeß 
und die Stabilisierung des Landes nur schleppend 
verlaufen. Das kann man ernsthaft nicht bestreiten. 
Aber es gibt auch eine ganze Reihe positiver Ent-
wicklungen: Die Wiederaufbauprogramme der EU 
und der internationalen Staatengemeinschaft zeigen 
Wirkung. Modellprojekte markieren den Weg. Das 
ist doch etwas. 

Ein Zweites: Der UNHCR hat 22 Regionen ausge-
wiesen, in die die Menschen ohne Schwierigkeiten 
zurückkehren können - das ist die Formulierung des 
UNHCR. Mit der Ausweisung weiterer Regionen als 
sichere Regionen ist in Bälde zu rechnen, wie wir alle 
wissen. 
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Ein weiteres: Das Rücknahmeabkommen mit Bos-
nien-Herzegowina ist in weiten Teilen paraphiert. 
Das sind alles Schritte in die richtige Richtung. 

Nun können Sie ja jeden Tag hören, daß die Re-
präsentanten der Republik Bosnien-Herzegowina im-
mer wieder ihre Landsleute flehentlich bitten, in ihr 
Land zurückzukommen und beim Aufbau des Lan-
des zu helfen, weil die dort  Verbliebenen die Pro-
bleme nicht lösen können. Das ist die Wahrheit, und 
alles andere ist doch nicht in Ordnung. 

Nun haben die Innenminister über die Parteigren-
zen hinweg den Beschluß gefaßt - ich weiß gar nicht, 
warum Sie nur den Bundesinnenminister anspre-
chen; er war das doch nicht allein, alle Innenminister 
haben den Beschluß gefaßt - 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

und festgelegt, daß differenzie rt  und schrittweise 
vorgegangen werden soll - Frau Kollegin, über was 
haben Sie eigentlich geredet? -, daß die Menschen in 
die sicheren Regionen freiwillig zurückkehren sollen. 
Differenziert  heißt auch, daß zunächst Unverheira-
tete, dann Ehepaare ohne Kinder die Bundesrepublik 
verlassen und in ihr Land zurückkehren sollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
einer, dem die Rückkehr zugemutet werden kann, 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wohin denn?) 

nicht geht, dann muß er abgeschoben werden. Daran 
führt kein Weg vorbei. Ich darf auch einmal daran er-
innern, daß man diesen armen und erschöpften Men-
schen, die im Land geblieben sind, ein Zeichen ge-
ben muß, daß sie all das, was jetzt geleistet werden 
muß, nicht allein zu leisten brauchen, sondern daß 
ihre Landsleute, die bei uns sind, ihnen helfen. 

Wir dürfen auch unsere Bevölkerung nicht überfor-
dern. Unsere Bürgerinnen und Bürger wissen, wie 
man ein Land aufbaut, Frau Kollegin Müller. Wir wis-
sen aus Erfahrung, daß man da alle Hände braucht. 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lieber Joseph Fischer, die Leute verstehen nicht, daß 
bosnische Maurer, Flaschner und Dachdecker bei 
uns Sozialhilfe bekommen, während ihre Arbeits-
kraft in ihrem Land dringend gebraucht wird. Das 
können Sie in dieser Republik niemandem ernsthaft 
nahebringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie dürfen nie vergessen: Wir dürfen auch unsere 
Leute nicht hinters Licht führen. Sie haben - ich habe 
es einleitend gesagt - große Opfer gebracht. Wir 
brauchen die Hilfsbereitschaft unserer Bürgerinnen 
und Bürger bei nächster Gelegenheit wieder. Das 
kann schon sehr bald wieder der Fall sein, wenn Bür-
gerkriegsflüchtlinge aus ganz anderen Gebieten auf-
genommen werden müssen. Die Leute erinnern sich 
daran. Man hat ihnen gesagt: Jawohl, es sind Bürger-
kriegsflüchtlinge; wenn der Krieg vorbei ist, gehen 
sie wieder zurück. - Dann werden sie sich erinnern: 
Das haben sie damals schon nicht gemacht, und sie 
werden es diesmal sicher auch nicht machen. 

Das ist ein Vertrauensverlust, den die Politik hier 
hinnehmen müßte, den wir alle zusammen aber 
eigentlich nicht hinnehmen sollten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, Sie 
müssen zum Schluß kommen. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
darf noch ein letztes Zitat nennen. Der derzeitige 
Vorsitzende der Innenministerkonferenz, der Ham-
burger Innensenator, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wer hat denn dessen Rück-
tritt befürwortet? War das nicht die CDU?) 

hat am 3. September vor der Versöhnungskommis-
sion in Bosnien-Herzegowina mit bemerkenswerter 
Offenheit erklärt - ich zitiere wörtlich -: 

Ich möchte Ihnen 

- so hat er den Versammelten in dieser Versöhnungs-
konferenz gesagt - 

die  Illusion nehmen, daß Deutschland die Milch-
kuh ist, die man bis zu ihrer Entkräftung melken 
kann. 

Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Minister Dewes aus Thüringen. 

Minister Dr. Richard Dewes (Thüringen): Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Innenminister des Bundes und der Länder haben 
sich in Konferenzen im Dezember 1995 und im Mai 
1996 mit der Problematik der Rückführung der etwa 
320 000 in Deutschland befindlichen bosnischen 
Kriegsflüchtlinge beschäftigt und haben am 19. Sep-
tember, also in der vergangenen Woche, in einer wei-
teren Sitzung den Beschluß gefaßt, den Sie alle ken-
nen und dessen Grundlagen ich Ihnen aus Sicht der 
SPD-Innenminister kurz erläutern möchte. 

Grundkonsens in der Innenministerkonferenz ist, 
daß die Flüchtlinge nach Beendigung des Bürger-
krieges, wenn die tatsächlichen Voraussetzungen 
vorliegen, in sichere und geschützte Lebensum-
stände zurückkehren können, zurückkehren müs-
sen. - 

Es besteht Einigkeit darüber, daß eine Rückkehr 
nur möglich ist, wenn das Rücknahmeabkommen mit 
Bosnien-Herzegowina vollständig paraphiert ist, 
wenn die adäquate Unterbringung der Flüchtlinge in 
Bosnien-Herzegowina gesichert ist und keine Gefahr 
für Leib und Leben der Rückkehrer besteht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 
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Bereits in der Mai-Sitzung waren sich die Innenmi-
nister einig, daß die Frage, ob und wann eine Rück-
führung möglich ist und in welche Regionen zurück-
geführt werden kann, einer Entscheidung bedarf, die 
nur die Bundesregierung in ihrer außenpolitischen 
Kompetenz und in Wahrnehmung ihrer ausländer-
rechtlichen Zuständigkeit treffen kann. 

(Otto Schily [SPD]: Sehr wahr! Das muß 
man dick unterstreichen!) 

Die augenblicklich in Deutschland geführte politi-
sche Diskussion um die Rückführung von Flüchtlin-
gen aus Bosnien-Herzegowina erweckt den Ein-
druck der Kleinmütigkeit, der Ungeduld im Hinblick 
auf die großen materiellen Aufwendungen insbeson-
dere für Länder und Gemeinden. 

Vor allem die deutschen Städte und Gemeinden 
sowie die Länder, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, haben in den vergangenen vier Jahren zwei-
stellige Milliardenbeträge aufgewendet, um die 
mehr als 320 000 Flüchtlinge menschenwürdig unter-
zubringen und angemessen zu versorgen. 

Die Bundesregierung - auch dies gilt es hier zu sa-
gen - hat sich auf die vielen Aufforderungen der Län-
der hin immer beharrlich geweigert, in eine Kosten-
beteiligung gegenüber Ländern und Gemeinden ein-
zutreten. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Cornelie Sonntag

-

Wolgast [SPD]: Das ist bedauerlich!) 

Die Bundesrepublik hat - dies ist wichtig - wie 
kein anderes Land in Europa in den vergangenen 
vier Jahren eine humanitäre Leistung erbracht, die 
vorbildlich ist. Sie hat mehr als 60 Prozent aller 
Flüchtlinge aus dem Kriegsgebiet des ehemaligen 
Jugoslawien aufgenommen. Allein die Hansestadt 
Hamburg hat mehr Flüchtlinge als Großbritannien 
aufgenommen. Die Hauptlast tragen die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg, 
Hessen und Berlin. Dafür gebührt vor allem ihnen, 
aber auch allen anderen Anerkennung und Respekt. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Es ist bedauerlich, daß ein so großartiges Beispiel 
von Solidarität und Humanität in Europa durch die 
momentane öffentliche Diskussion abgewertet zu 
werden droht. 

Ungeachtet aller verbalen Kraftakte mit der Rück-
führungsandrohung zum 1. Oktober 1996 steht fol-
gendes fest: 

Erstens. Eine Rückführung von Bürgerkriegsflücht-
lingen wird erst dann wirksam beginnen können, 
wenn die Bundesregierung das Rückübernahmeab-
kommen mit Bosnien vollständig ausgehandelt hat 
und dieses auch vollständig paraphiert ist. 

Zweitens. Die ausländerrechtliche Vorbereitungs-
prozedur, die eine Ankündigungsfrist der Abschie-
bung von drei Monaten beinhaltet, hat bisher nur in 
wenigen Fällen stattgefunden. 

Drittens. Die Ausschöpfung von Rechtsmitteln ge-
genüber diesen Bescheiden ist in vielen Fä llen zu er-

warten. Nach Abschluß dieser Verfahren ist der Weg 
ins Asylrecht nicht auszuschließen. 

Angesichts dieser Fakten gehe ich davon aus, daß 
allenfalls einige hundert Menschen - wenn Bosnien 
sie jetzt zurücknimmt - in den nächsten Monaten 
zwangsweise und unter hohen Risiken für die Betrof-
fenen - ich denke, auch unter hohen Risiken für uns - 
zurückgeführt werden können. In den serbisch-bos-
nischen Teilstaat Srpska kann jetzt und in absehba-
rer Zeit nicht zurückgeführt werden. 

(Cornelia Schmalz-Jacobsen [F.D.P.]: Eben! 
Gut, daß Sie das sagen!) 

Herr Kollege Schlee, weil Sie das, was die Bosnier 
selber wollen, so euphorisch sehen, folgendes zu den 
Zahlen: Der UNHCR, die Flüchtlingsorganisation der 
UNO, geht davon aus, daß es - wenn wir nicht riskie-
ren wollen, daß sich die Region insgesamt destabili-
siert - 1997 allenfalls möglich sei, 60 000 Flüchtlinge 
dorthin zurückzubringen. 

Deshalb erscheint es ratsam, in den nächsten Mo-
naten die zur Rückreise verpflichteten Flüchtlinge 
förmlich über die Rückkehrverpflichtung zu beschei-
den, die sich daraus ergebenden Rechtsbehelfsver-
fahren abzuschließen und dann ab April 1997 in Ab-
stimmung mit der Administration vor Ort, dem 
UNHCR und den Menschenrechtsorganisationen die 
Rückführung in die 23 Regionen zu beginnen, die 
vom UNHCR als Aufbauregionen benannt worden 
sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der F.D.P.) 

Dabei dürfen die Flüchtlinge nur in Regionen ge-
bracht werden, in denen sie wegen ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe nicht be-
droht sind. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Das ist unstrei-
tig!) 

Daß die Rückführung beginnt und in den nächsten 
zwei Jahren im wesentlichen auch durchgeführt 
wird, ist zum einen für den Wiederaufbau Bosnien-
Herzegowinas und der anderen betroffenen Regio-
nen notwendig, zum anderen aber auch für die zu-
künftige Akzeptanz der Flüchtlingsaufnahme bei der 
deutschen Bevölkerung. Diese hat die Flüchtlinge of-
fen aufgenommen und bereitwillig unterstützt. Sie 
erwartet zu Recht, daß diese Menschen ab April 1997 
in Gruppen so sensibel und abgestimmt zurückge-
führt werden, daß nicht deshalb eine Destabilisie-
rung der politischen Lage eintreten kann. 

Die SPD-Innenminister haben in der Innenmini-
sterkonferenz erreicht, daß der Bundesinnenminister 
es ausländerrechtlich ermöglicht, die Rückführung 
nicht in den Wintermonaten beginnen zu müssen. 
Ob das Rückübernahmeabkommen mit Bosnien-Her-
zegowina kurzfristig von den Vertragspartnern voll-
ständig paraphiert werden kann, ist abzuwarten. 
Gleiches gilt für die Beantwortung der Frage, ob Bos-
nien-Herzegowina derzeit in der Lage und ohne den 
Abschluß eines Rückübernahmeabkommens über-
haupt bereit ist, Flüchtlinge zurückzunehmen. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. September 1996 	11159 

Minister Dr. Richard Dewes (Thüringen) 

Die in den vergangenen Tagen vorgenommenen, 
sehr unterschiedlichen Bewe rtungen von Mitglie-
dern der Bundesregierung über die Möglichkeit und 
Verantwortbarkeit der Rückführung zum jetzigen 
Zeitpunkt haben den Umgang mit der schwierigen 
Problematik für die Länder nicht vereinfacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Länder gehen davon aus, daß die Bundesregie-
rung mit der Regierung von Bosnien-Herzegowina 
vor Ort sicherstellt, daß die Menschen, die in ihre 
Heimat zurückgeführt werden, menschenwürdig un-
tergebracht und versorgt werden können und eine 
unmittelbare Gefahr für Leib und Leben der Rück-
kehrer nicht besteht. 

Im Hinblick auf die insbesondere von den Bundes-
ministern Kinkel und Rühe dargelegten Risiken und 
Gefahren der Rückführung, auf das Votum des 
UNHCR und auf das von Hans Koschnick sollten die 
Länder jetzt die administrativen Vorbereitungen für 
die Rückkehr aufnehmen, freiwillige Rückkehr ver- 
waltungsseitig fördern und unterstützen, jedoch von 
zwangsweisen Rückführungen bis Ende April 1997 
absehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der F.D.P. und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Schmalz-Jacobsen, F.D.P. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen  (F.D.P.): Herr Präsi-
dent! Meine Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
dem Herrn Innenminister des Landes Thüringen aus-
drücklich dafür danken, daß er ein paar Dinge ge-
radegerückt hat, und vor allem für die Feststellung, 
daß es ein gemeinsamer Beschluß der Innenminister-
konferenz war, an dem auch die vier Länder mit rot-
grüner Regierung teilgehabt haben. Deswegen kön-
nen Sie, Frau Müller, sich nicht klammheimlich da-
von distanzieren. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 

Es ist immer etwas mühsamer, wenn man Verant-
wortung gegenüber mehreren Personengruppen un-
ter einen Hut bringen muß. Wir haben eine Verant-
wortung gegenüber den Flüchtlingen; wir haben 
eine Verantwortung gegenüber der einheimischen 
Bevölkerung - mir ist es übrigens vollkommen egal, 
ob die einheimische Bevölkerung einen deutschen 
Paß hat oder nicht, weil nämlich auch die Ausländer 
zur Wohnbevölkerung gehören und sich Sorgen ma-
chen -; und schließlich haben wir eine Verantwor-
tung gegenüber Flüchtlingen, die irgendwann ein-
mal kommen werden. 

Das Datum 1. Oktober ist - das ist hier schon fest-
gestellt worden - ausdrücklich der Beginn, aber nicht 
der Beginn von Abschiebung mit der Brechstange. 

(Otto Schily [SPD]: Das hat Frau Müller 
nicht verstanden!) 

Es ist ein Signal, daß wir es mit dem vorübergehen-
den Status ernst meinen. Kein Termin wäre je der 
richtige, auf den sich alle einigen können. Daß jetzt 
niemand in die Srpska abgeschoben wird, dürfen 
Sie, glaube ich, den verantwortlichen Innenministern 
abnehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Der Beschluß der Innenministerkonferenz enthält 
die Möglichkeit für flexible Regelungen. Anders als 
Sie, Frau Kollegin Müller, halte ich das für sehr ver-
nünftig. Allerdings macht das nur Sinn, wenn davon 
in vernünftiger Weise Gebrauch gemacht wird. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der SPD) 

Die Zahlen und die Gegebenheiten sind sehr un-
terschiedlich. Es ist doch richtig, daß man hier einen 
Rahmen setzt, der dann - hoffentlich mit Vernunft - 
ausgefüllt werden kann. Es rächt sich heute, daß die 
Länder es so lange versäumt haben, Erhebungen zu 
machen, so daß die meisten von ihnen gar nicht wis-
sen, wer woher kommt. Der UNHCR hat das immer 
wieder angemahnt, und auch ich habe B riefe ge-
schrieben. Es ist immer wieder gesagt worden und 
nicht geschehen. 

Es wird weiter so sein, daß Freiwilligkeit Vorrang 
hat. In Berlin sind 320 Flüchtlinge freiwillig zurück-
gegangen, 1 200 haben do rt  eine Orientierungsreise 
beantragt. Beim UNHCR liegen 15 000 Anträge auf 
Rückkehrhilfen vor. 2 500 Personen wollen übrigens 
in die USA weiterwandern, andere nach K anada. 
Wichtig ist, daß die sicheren Gebiete und nicht nur 
der Personenstand der Menschen hier Priorität ha-
ben. 

Die meisten Menschen wollen zurück. Aber es gibt 
unterschiedliche Interessenlagen. Es gibt diejenigen, 
die nicht zurück können, jedenfalls lange nicht: die 
Traumatisierten und die alten Menschen, die do rt 

 keine Verwandten haben, sehr wohl aber hier. Es ge-
hört zur Ehrlichkeit, heute festzustellen: Es wird auch 
Menschen geben, die hierbleiben. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS sowie 

bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es gibt aber ein breites Spektrum zwischen der Si-
tuation derer, die nicht zurück können, und der 
Überlegung, Menschen abzuschieben. Wir wissen 
doch, wie die Wirklichkeit ist. Es gibt eine ganze 
Reihe von Leuten, die Arbeit haben und Geld verdie-
nen. Sie könnten heute vielleicht zurück; aber sie 
müßten unvernünftig sein, wenn sie sich jetzt freiwil-
lig melden würden. Ich kenne Familien, die sagen: 
Wir bleiben so lange hier, wie wir irgend können, 
weil wir hier mehr Geld verdienen als do rt . Diese 
Menschen werden sich aber nie und nimmer ab-
schieben lassen, sondern sie werden im letzten Mo-
ment gehen. 

(Josef Vosen [SPD]: Oder Asyl beantragen!) 

So sieht die Lebenswirklichkeit nun einmal aus. 
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Es wird lange dauern, bis die letzten derjenigen, 
die nicht hierbleiben können, gegangen sein wer-
den. Ich habe den Eindruck, daß das Land Baden

-

Württemberg das ganz vernünftig angegangen ist. 
Sie haben Rückkehrberatungsstellen eingerichtet, 
sie informieren die Leute, sie schreiben sie an und le-
gen Rückantwortbögen bei. Das macht einen guten 
Eindruck, soweit ich das beurteilen kann. 

Ich möchte allerdings ganz deutlich eine Warnung 
aussprechen: Wer glaubt, sein Ziel mit besonders ri-
gorosem Verhalten zu erreichen, der schneidet sich 
ins eigene Fleisch. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Er wird damit nämlich nichts anderes erreichen, als 
daß er die Menschen vor Ge richt treibt oder eine A rt 

 Drehtüreffekt in Gang setzt, indem die Leute zwar 
gehen, weil sie gehen müssen, aber auf Umwegen 
wieder hereinkommen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Schmalz-Jacobsen, es tut mir leid, aber ich bin nun 
einmal in der Situation, auf die Zeit verweisen zu 
müssen. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (F.D.P.): Ich bin bei 
meinem letzten Satz. - Es spricht ein gerüttelt Maß 
an Hochmut daraus, daß man es besser zu wissen 
glaubt als der bosnische Präsident Izetbegovi č, der 
seine Landsleute flehentlich bittet zurückzugehen. 
Dann können wir es nicht besser wissen wollen und 
sagen, die Flüchtlinge könnten nicht zurückkehren. 

Der Dank gebührt nicht nur den staatlichen Stellen 
in Deutschland, sondern auch vielen Menschen, die 
geholfen haben, den Flüchtlingen das Leben in die-
sem Land zu erleichtern. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Ulla Jelpke, PDS. 

Ulla Jelpke (PDS): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Schmalz-Jacobsen, Sie haben zwar 
recht, daß die Tonlage der Innenminister etwas un-
terschiedlich ist. Das ändert aber meines Erachtens 
nichts daran, daß der Beschluß der Innenminister-
konferenz grausam und insbesondere zynisch ist, 
wenn ich Innenminister Kanther sprechen höre. Zy-
nisch auch deswegen, weil sich Regierungskoalition 
und SPD gleichzeitig - Kollegin Müller hat das schon 
gesagt - für Kampfeinsätze in Bosnien-Herzegowina 
einsetzen mit dem Argument, daß do rt  eine labile 
Lage herrscht. 

Ich möchte ein Zitat von Verteidigungsminister 
Volker Rühe anführen. Er sagt: 

Ich glaube, die wichtigste Aufgabe ist, zu verhin-
dern, daß der Krieg zurückkehrt. 

Ich denke, das macht eigentlich sehr deutlich, wie 
die Lage dort  ist. Diese Aufgabe zu erfüllen wird an

-

gesichts Ihrer Rückführungs- und Abschiebepolitik 
schwer möglich sein. 

Das Gegenteil wird der Fall sein: Eine schnelle 
Rückführung der noch in der Bundesrepublik leben-
den Bürgerkriegsflüchtlinge verschärft die Konflikt-
situation in den Herkunftsländern. Die Gefahr neuer 
kriegerischer Auseinandersetzungen steigt meiner 
Meinung nach damit. 

Herr Schlee, ich möchte Ihnen einige Fakten nen-
nen: Bosnien hat im Moment allein 1,4 Millionen Bin-
nenflüchtlinge unterzubringen und zu versorgen. 
Der Wohnraum, der zur Zeit existiert, ist von diesen 
Flüchtlingen belegt. Vier Fünftel der derzeitigen Be-
völkerung in Bosnien sind arbeitslos. Ebenfalls vier 
Fünftel leben von Hilfslieferungen. Die landwirt-
schaftlichen Nutzflächen sind vermint. Wegen der 
katastrophalen hygienischen . Bedingungen drohen 
dort  Seuchen. Die Ernährungssituation ist schon jetzt 
schlecht. Der ha rte Winter - dies ist schon erwähnt 
worden - wird dies noch weiter zuspitzen. 

Unter diesen Bedingungen zu behaupten, die 
Flüchtlinge müßten schnell zurückkehren, um beim 
Wiederaufbau des Landes zu helfen, halte ich für 
ziemlich verlogen. Sie wissen es nämlich besser. 

Alle Flüchtlings- und Hilfsorganisationen ein-
schließlich der dortigen UNHCR-Repräsentanten ha-
ben an die Innenminister appelliert, in diesem Jahr 
nicht mit der Rückführung zu beginnen. Rund zwei 
Drittel der hier lebenden Bosnierinnen und Bosnier 
können sicher nicht in ihre Herkunftsorte zurück. Sie 
sind Muslime - das ist allgemein bekannt -, die aus 
der heutigen Serbischen Republik stammen. Do rt 

 droht ihnen ebenso nationalistisch motivierte Verfol-
gung wie serbischen Bosnierinnen und Bosniern im 
Gebiet der Föderation. 

Die Innenminister von Bund und Ländern scheren 
sich offensichtlich kaum noch um den Friedensver-
trag von Dayton. Dieser sieht die Rückkehr von 
Flüchtlingen in ihre Herkunftsorte auf freiwilliger Ba-
sis vor. Das wurde hier mehrfach gesagt. Das Prinzip 
der Freiwilligkeit wird schon in diesem Jahr unter-
laufen. Ganz offen kündigt der Berliner Innensenator 
Schönbohm, der übrigens Bundeswehroffizier war, 
an, Flüchtlinge auch zwangsweise im Winter ab-
schieben zu wollen. Andere haben bekräftigt, daß 
die Dayton-Prinzipien ein Fehler waren. Damit ze-
mentieren die Innenminister von Bund und Ländern 
ganz offensichtlich die ethnische Teilung in Bosnien-
Herzegowina. 

Durch die Rückführungspropaganda unterminie-
ren Sie, meine Damen und Herren von der Regie-
rungs- und der Bundesratsbank, die in der Bevölke-
rung vorhandene Solidarität mit den Bürgerkriegs-
flüchtlingen. Die Bundesregierung habe hier genug 
geleistet - das haben wir heute wieder hier gehört -, 
und jetzt müsse endlich Schluß sein. Wir könnten das 
nicht mehr finanzieren. So heißt es. Ich frage Sie: Ha-
ben Sie in diesem Zusammenhang jemals über die 
Frage nachgedacht, wie hoch die Kosten für die 
Kampfeinsätze sind? Was denken Sie darüber, wenn 
zum Beispiel Innenminister Kanther nach der Innen-
ministerkonferenz ankündigt - ich zitiere -: 
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Wer zurück kann, aber nicht geht, hat keinen An-
spruch auf die volle, sondern nur auf abgesenkte 
Sozialhilfe. 

(Beifall bei der PDS - Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Das ist ja wohl in Ordnung!) 

Das sind ziemlich erpresserische Methoden, um die 
Flüchtlinge zur Rückkehr zu bewegen. Ich kann das 
überhaupt nicht unterstützen. 

Die Innenminister von Bund und Ländern liefern 
mit dieser Strategie ein weiteres Beispiel für die Ent-
wicklung der Bundesrepublik im Verein mit den EU-
Partnerländern zur weiteren Festigung. Hier wird 
weiterhin eine Abschottungspolitik bet rieben. Das 
Schlimme ist, daß es auch noch mit militärischen Mit-
teln begleitet wird. 

Die PDS forde rt  deswegen nach wie vor, die Prinzi-
pien des Dayton-Vertrags einzuhalten, nämlich die 
freiwillige Rückkehr und vor allem, daß die Flücht-
linge in ihre Herkunftsgebiete zurückkehren kön-
nen. Ich bin der Meinung, die Mittel der Bundesre-
gierung für den Wiederaufbau von Bosnien sollten 
massiv erhöht werden, damit die Lebenssituation für 
zurückkehrende Flüchtlinge entsprechend mensch-
lich aussieht. 

Ich danke. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Christian Schmidt, CDU/CSU-Fraktion. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der letzte Beitrag 
hat mit der Wirklichkeit und den Problemen wenig 
zu tun gehabt. Mit dem Wort  „Rückführungspropa-
ganda" die für den größten Teil - ich danke für die 
entsprechenden Hinweise - vorhandene Bereitschaft 
zu bezeichnen, wieder in die Heimat zurückzukeh-
ren, wenn es wieder geht, ist so neben der Sache, 
daß es eigentlich eine Unverschämtheit gegenüber 
den bosnischen Flüchtlingen ist, die sicherlich im In-
nersten nichts lieber wollen, als in ihre Heimat zu-
rückzukehren und dort  zu leben, wo sie aufgewach-
sen sind. 

Wir wissen, daß es in vielen Bereichen nicht mög-
lich ist, daß die Zielsetzung, hinter die wir uns alle 
stellen, des Dayton-Abkommens, nämlich die Ziel-
setzung, daß jeder ungeachtet seiner ethnischen Zu-
gehörigkeit wieder do rt  hingehen kann, wo er gebo-
ren wurde, wo er gelebt hat, also eine Umsetzung 
dessen, was wir Heimatrecht nennen und womit eine 
Ächtung aller Vertreibungsmaßnahmen verbunden 
ist, leider nicht realisiert werden kann. Deswegen ist 
- darum verstehe ich Ihre Aufregung nicht - bei einer 
Lektüre des Beschlusses der Innenministerkonferenz 
sehr genau nachzulesen, daß auf diese Problemstel-
lungen Rücksicht genommen worden ist und daß es 
jetzt um Bürger geht, die aus Gebieten stammen, in 
die die Rückführung möglich ist, weil keine Gefah-
ren drohen. 

Man muß schon fragen: Wie kann man verhindern, 
daß in diesen und anderen Gebieten neue Gefahren 
entstehen? Damit sind wir natürlich bei dem, was 
Frau Jelpke gerade wieder in beachtlicher Weise dif-
famiert hat, ohne eine Kenntnis der Problemzusam-
menhänge, was Volker Rühe gesagt hat. Das hat 
nichts mit der Frage von Kampfeinsätzen im Sinne 
von knarrenden Waffen und Panzern zu tun, sondern 
das hat damit zu tun, daß die militärische Implemen-
tierung des Dayton-Abkommens erfordert, daß durch 
eine entsprechende inte rnationale Präsenz ein Wie-
deraufflammen des Flächenbrandes verhindert wird. 
Wir brauchen und wir schulden als internationale 
Gemeinschaft eine Brandwache. Darum geht es. Das 
ist die Diskussion, die wir in den nächsten Tagen, 
morgen in Bergen beim NATO-Treffen und auch in 
den nächsten Wochen und Monaten mit der Frage ei-
nes sogenannten IFOR-II-Mandates diskutieren. 

Ich gestehe durchaus zu, daß dies eine der Voraus-
setzungen sein wird, um die Rückkehr der Flücht-
linge in den nächsten Monaten und Jahren zu er-
leichtern und sicherzustellen. Es bleibt nur zu hoffen, 
daß die inneren Kräfte in Bosnien-Herzegowina, die 
das Dayton-Abkommen wirklich akzeptieren, mehr 
und mehr zunehmen. 

Wie alle haben mit Freude gehört, was Präsident 
Izetbegovič  gesagt hat. 

(Josef Vosen [SPD]: Vor der Wahl!) 

- Ich habe auch den Zwischenruf gehört. - Ich kann 
nur hoffen, daß es von allen Politikern in Bosnien-
Herzegowina ernst gemeint ist mit den Prinzipien 
des Dayton-Abkommens und mit der Aufforderung 
an einen der Gott sei Dank geschonten Teile der Be-
völkerung, nämlich denen, die in allen europäischen 
Ländern Zuflucht und Sicherheit gefunden haben, 
wieder zurückzukehren und beim Wiederaufbau zu 
helfen. 

Im übrigen bin ich deswegen auch überzeugt, daß 
es gut ist, daß wir unsere Wiederaufbauhilfen an die 
Bereitschaft zur Aufnahme der Flüchtlinge knüpfen. 
Das ist eine Conditio, die gerechtfertigt ist und die 
vielleicht auch hilft, manchen Attentismus etwas zu 
überwinden. Es kann doch wohl nicht sein - das ist 
kein Populismus, das ist gesunder Menschenver-
stand -, daß europäische Hilfsorganisationen, NGOs, 
den Wiederaufbau leisten und erst dann die Frage 
der Rückführung zur Diskussion gestellt werden 
kann. 

Nein, wir haben die Aufgabe, jetzt die zivile Imple-
mentierung voranzutreiben. Darunter verstehe ich 
auch, daß engagierte Menschen, die nicht von der 
Hetzpropaganda der verschiedenen ethnischen 
Gruppierungen in Bosnien für das Zusammenleben - 
ich will einmal sagen - verdorben wurden, sondern 
hier bei uns gewesen sind, einen mäßigenden Impuls 
in die weitere Entwicklung Bosnien-Herzegowinas 
einbringen. 

Aus diesem Grunde ist der Beschluß der Innenmi-
nisterkonferenz ausgewogen. Sie hat sich mit allen 
Problemen, die die Rückführung betreffen, auseinan-
dergesetzt. 
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Wir werden sicherlich noch einige Male über diese 
Fragen diskutieren müssen. Denn es werden nicht 
320 000 am 1. Oktober zurückgehen. Das ist ein Pro-
zeß, der jetzt beginnt, behutsam, aber mit einem Aus-
maß an Entschlossenheit, das auch die deutsche In-
teressenlage und die europäische Interessenlage wi-
derspiegeln muß. 

In diesem Sinne haben wir überhaupt keine Veran-
lassung, uns der Kritik der Grünen anzuschließen. 
Sie täten gut daran, den Beschluß der Innenminister-
konferenz noch einmal zu lesen, in sich zu gehen 
und anschließend unserer Position zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Dr. Sonntag-Wolgast, SPD. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Präsi-
dent! Liebe Kollegen und Kolleginnen! Ehrlich ge-
sagt, fand ich, daß sowohl im Redebeitrag des Kolle-
gen Schlee als auch bei der Kollegin Jelpke und et-
was auch bei der Kollegin Müller ein gerüttelt Maß 
an Pathos und Unehrlichkeit mitschwang. Das muß 
man, glaube ich, einmal in aller Deutlichkeit hier sa-
gen. 

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sonst noch Zensuren für 

jemanden in diesem Hause?) 

Ich muß gestehen: Nach der Sitzung der Innen-
minister von Bund und Ländern in der vergangenen 
Woche war ich erleichtert, und zwar deshalb, weil 
die Länder jetzt flexibel handeln können 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Richtig!) 

und der 1. Oktober 1996 nicht mehr wie eine Guillo-
tine über den Flüchtlingen schwebt. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Fraktion erwartet nun, daß nach folgenden 
Grundsätzen gehandelt wird, die der Kollege Dewes 
schon umrissen hat: daß wahrscheinlich nur eine 
sehr geringe Zahl in den nächsten, den rauhen Win-
termonaten zurückgeschickt werden kann und daß 
für die allermeisten der Betroffenen mehr Zeit, sorg-
fältige Vorbereitung und die Prüfung der Situation 
im Einzelfall nötig sein wird. 

Daß eine behutsamere Regelung gefunden wurde, 
als ursprünglich befürchtet, 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Berlin schiebt ab, Baye rn  auch!) 

- Frau Müller, haben wir der Einsicht und dem sanf-
ten Überzeugungsdruck mehrerer Landesinnenmi-
nister zu verdanken, am allerwenigsten leider dem 
wirklich Verantwortlichen, nämlich dem Bundes-
innenminister; der hat nicht sehr viel dazu geleistet. 

Ich möchte an die innenpolitische Diskussion erin-
nern, die in Deutschland in dem Dreivierteljahr nach 
Dayton gelaufen ist. Da gab es zuerst die ha rte 
Phase, in der einige Kollegen auch von der CDU/ 

CSU gewissermaßen postwendend mit der Abschie-
bung beginnen wollten. Einige haben das sogar mit 
dem Vorschlag einer Art  Kopfprämie garniert. Erst 
allmählich hat sich auch der Bundesinnenminister 
zugegebenermaßen zu einer zurückhaltenderen Ein-
schätzung durchgerungen: daß der 1. April nicht rea-
listisch sei und der 1. Juli auch nicht. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das war 
von vornherein unsere Meinung! Das war 

immer so!) 

- Ich erinnere Sie daran. 

Zweifellos haben solche Drohkulissen die Betroffe-
nen zutiefst verunsichert. Ich finde in der Rückschau: 
Es war so nicht nötig. Hinzu kommt, daß die Flücht-
linge erst seit Juli vom Recht auf Erkundungsfahrten, 
auch Schnuppertouren genannt, Gebrauch machen; 
denn erst seit diesem Zeitpunkt gibt es überhaupt 
entsprechende Vereinbarungen mit den Transitlän-
dern. 

Wir haben von Anfang an Behutsamkeit und einen 
längeren Atem für den Prozeß der Rückführung ver-
langt. Denn auch wir wissen: Der Flüchtlingsstatus 
ist ein Status auf Zeit; aber der Friedensprozeß in 
Bosnien-Herzegowina läuft noch langsamer, noch la-
biler, noch anfälliger und widersprüchlicher, als viele 
und selbst Skeptiker es befürchtet hatten. Kaum eine 
der zivilen Voraussetzungen von Dayton ist bislang 
erfüllt. 

Herr Kollege Schlee, es ist völlig unbestritten, 
welch hohe Anzahl von Flüchtlingen wir bei uns auf-
genommen haben. Das hat große Anstrengungen, 
hohe Geldsummen für Unterbringung und Betreu-
ung gekostet. Leider hat der Bund Länder und Ge-
meinden dabei nicht sonderlich unterstützt, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Erwin Marschewski [CDU/ 
CSU]: Die Verfassungslage ist doch ganz 

eindeutig! Was soll denn der Quatsch?) 

hat durch mangelnde Bereitschaft, sich endlich an 
den Kosten zu beteiligen, nicht viel Hilfestellung ge-
geben. 

Die lobenswerte Leistung, die es auch gegeben 
hat, darf nicht in eine Politik einmünden, mit der wir 
den Flüchtlingen eine Neuauflage ihres Elends be-
reiten würden. Das ist, glaube ich, mit der Entschei-
dung der vergangenen Woche verhindert worden. 

Zweifellos dürfen wir bei der Antwort auf die 
Frage, wem wir die Rückkehr zumuten können, nicht 
bundesdeutsche Maßstäbe an Unterkunft und Infra-
struktur anlegen. Unsere Maßstäbe sind Sicherheit 
und Menschenwürde. Ich bin überzeugt davon, daß 
das Staffelungsprogramm - zuerst Alleinstehende, 
dann kinderlose Ehepaare, dann Fami lien und da-
nach die traumatisierten Personen und die Folter-
opfer - als Kategorisierung allein nicht ausreicht. Wir 
brauchen regionale Differenzierung. Wir brauchen 
klare Auskünfte darüber, ob die Flüchtlinge auf ein 
Gebiet treffen, das mehrheitlich ihre ethnische Zuge-
hörigkeit aufweist. So ist die Lage, ob ich das schön 
finde oder nicht. 
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Dazu lautet der dringende Appell: Die Bundesre-
gierung, speziell der Bundesinnenminister und das 
Auswärtige Amt, muß den Ausländerbehörden ver-
bindliche Kriterien liefern. Vor allen Dingen die 
Flüchtlinge selbst brauchen deutliche Informationen 
über ihr persönliches Schicksal. Sie brauchen Hilfe-
stellung und konkrete Ratschläge. 

Ich höre immer die Floskel: Die Flüchtlinge werden 
für den Aufbau gebraucht. Aber: Beim Aufbau kön-
nen wohl nur diejenigen helfen, die ohne Angst um 
Leib und Leben existieren können und unter halb-
wegs menschenwürdigen Bedingungen unterge-
kommen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Allen, die sich zu diesen Problemen geäußert ha-
ben - mit oder ohne Pathos -, sollte dieser Grundsatz 
wohl einleuchten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Schwarz-Sch illing, CDU/CSU-Fraktion. 

Dr. Christian Schwa rz-Schilling (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wir führen 
eine Debatte, die aus einer der größten Tragödien 
der letzten vier Jahre in Europa herrührt. Wir haben 
bei der Aufnahme der Flüchtlinge eine großartige Ar-
beit geleistet. Europa hat bei der Verhinderung der 
dortigen Situation keine großartige Arbeit geleistet. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

F.D.P.) 

Insofern sind wir herausragend bei der humanitä-
ren Aufnahme dieser Flüchtlinge. Das haben wir in 
der besten Weise gemacht. Da kann uns kein ande-
res Land in irgendeiner Weise etwas vormachen. 

Ich stimme auch mit der Zielsetzung überein, daß 
diese Flüchtlinge nicht alle Einwohner der Bundes-
republik Deutschland werden sollen. Sie sind Gäste; 
und sie sollen zurückkehren, wenn es möglich ist. 
Darüber gibt es offensichtlich auch keinen Konflikt. 

Die Frage ist, wie wir diese Rückkehr ermöglichen. 
Dazu gibt es klare Vorgaben im Annex 7 des Dayto

-

Abkommens. Sie sollen als freie Rückkehrer in ihre 
alten Heimatorte gehen. Sie sollen frei sein von Ver-
folgung und Diskriminierung auf Grund ethnischer 
Zugehörigkeit, Religion oder politischer Überzeu-
gung. 

Der UNHCR hat sich mit sehr viel Arbeit vor Ort 
um die Regionen bemüht, wo so etwas möglich ist. 
Aber er hat sehr deutlich gesagt: freiwillige Rück-
kehr. Es gibt keinen Konnex zu einer zwangsweisen 
Rückkehr. 

Wer diese Regionen kennt, weiß, daß es do rt  lauter 
kleine Ortschaften gibt, die anders sind als die Ge-
samtregion. Wer aus dieser kommt, wird unter Um-
ständen niedergeschlagen oder mit Steinen aus sei-
ner Ortschaft verwiesen. Das muß man wissen. Wer  

dort  öfter war, weiß vielleicht ein bißchen mehr als 
manche andere, die nur davon reden. 

Die Realität ist, daß wir das Dayton-Abkommen in 
militärischer Hinsicht sehr gut gemacht haben, in der 
Frage der zivilen Implementierung - nicht wegen der 
Schuld der Bosnier, sondern wegen des mangelnden 
Mutes der westlichen Staatengemeinschaft - aber 
weit im Rückstand sind. Die Kriegsverbrecher sollten 
ausgeliefert werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

F.D.P.) 

Wann sollten sie ausgeliefert werden, wenn nicht 
. dann, wenn 60 000 IFOR-Soldaten vor Ort sind? Etwa 
dann, wenn diese abgezogen sind? Das ist ein ganz 
wesentlicher Punkt der Demokratisierung, der nicht 
umgesetzt wird. 

Die Bewegungsfreiheit in der Republik Srpska ist 
gleich Null; in vielen Teilen der Föderation ist es 
nicht besser. Deswegen dürfen wir natürlich nicht 
den zweiten und dritten Schritt vor dem ersten tun, 
wenn diese Voraussetzungen nicht geschaffen wer-
den. 

Die Innenministerkonferenz hat Grundeinstellung 
und Zielrichtung durchaus richtig beschrieben. 
Wenn ich einzelne Stimmen aus ihr höre, dann muß 
ich sagen, daß ich durchaus mit ihnen übereinstim-
men kann. Wir legen zunächst - Herr Beckstein sagt 
das - großes Gewicht darauf, daß die Rückführung 
freiwillig erfolgt. 

Dann kommt natürlich eine psychologische Über-
zeugung hinzu - sie steht natürlich nicht im Be-
schluß -, bei der man durchaus unterschiedlicher 
Meinung sein kann, nämlich: Dann, wenn die 
Appelle an die Freiwilligkeit nichts nutzen, muß mit 
einer zwangsweisen Rückführung begonnen wer-
den; wir hoffen allerdings, daß nach den ersten 
zwangsweisen Abschiebungen der freiwillige Rück-
kehrprozeß in Gang kommt. Das ist eine psycholo-
gische Einschätzung, die man teilen kann oder nicht. 
Das kann auch anders ausgehen; es kann zum Bume-
rang werden. Die Geschichte wird zeigen, was rich-
tig war; das hat mit dem Beschluß nichts zu tun. 

Auch das, was Kollege Kanther gesagt hat, möchte 
ich durchaus unterstreichen, daß nämlich die Flücht-
linge Gäste auf Zeit sind und daß es darum geht, 
schrittweise die Möglichkeiten, die sich in Bosnien-
Herzegowina ergeben, für die Rückkehr und den 
Aufbau zu nutzen. Genau das ist das Richtige. 

Ich frage mich dann nur: Warum hat die Innenmi-
nisterkonferenz in ihren Beschlüssen nicht etwas 
deutlicher die Stimmung unter den Flüchtlingen be-
rücksichtigt? Warum sagt man nicht, daß keiner 
Angst davor zu haben braucht, in die Republik 
Srpska zwangsweise abgeschoben zu werden? 
Warum steht das nicht d rin? 

Unter den Flüchtlingen, die ja zu weit über die 
Hälfte - es sind ja fast 60, 70 Prozent - aus dieser Re-
gion kommen, verbreitet sich eine große Panik, we il 

 ein Satz mit einem solchen Inhalt nicht drinsteht. 
Wenn man sagt, die könnten ja alle vor das Ge richt 
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gehen, entgegne ich, daß das eine Meinung ist, die 
man nach 20 Jahren Rechtsstaat bei uns hat. Wenn 
man es bisher nur gewohnt war, daß die Behörden 
immer nur zuschlagen und daß man dann, wenn man 
Anweisungen der Behörden nicht Folge leistet, an 
Leib und Leben bedroht ist, kann man nicht so 
schnell lernen, daß das in Deutschland total anders 
ist. Man hat ja auch manchmal nicht nur gute Erfah-
rungen auf Ausländerämtern gemacht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Ich möchte also sagen: Es ist schade, daß die richti-
gen Intentionen nicht in entsprechender Weise um-
gesetzt worden sind. Deswegen möchte ich feststel-
len: Es kommt darauf an, daß wir die freiwillige 
Rückkehr in wirklich guter Weise unterstützen. Das 
heißt, daß es eine Koordination der Programme ge-
ben muß. Wenn man dort  hinkommt und feststellen 
muß, daß das Geld der EU für ein Projekt, das im No-
vember beginnen sollte, noch nicht angekommen ist, 
dann muß man eben einsehen, daß dieses Projekt in 
diesem Winter jedenfalls als Rückkehrmöglichkeit 
ausfällt. Das ist doch klar. Aber trotzdem wird so ge-
tan, als wäre es möglich. Ich sage: Das geht eben 
nicht. Das heißt: Wir müssen die Reihenfolge des er-
sten und des zweiten Schrittes beachten. 

Ich bin den Ländern im übrigen sehr dankbar, daß 
sie auch durch bilaterale Projekte diese Maßnahmen 
durchaus unterstützen. Von daher gesehen ist die In-
tention des Innenministers absolut richtig, in Brüssel 
eine harte Aufforderung an die EU zu richten, ent-
sprechende Gelder bereitzustellen, weil hier ein spe-
zielles Problem vorliegt. Auch das ist völlig in Ord-
nung. Ich möchte nur bitten, daß wir die guten 
Dinge, die wir hier in Gang setzen, möglichst nicht 
durch Übertreibungen, falsche Interpretationen und 
Wunschdenken in bezug auf die Lage vor Ort gefähr-
den. 

Insofern möchte ich folgenden Appell richten: Viel-
leicht können einige ergänzende Bemerkungen für 
eine solche Beschlußlage Klarheit schaffen, auch im 
Hinblick darauf, wer denn wirklich abgeschoben 
wird. Es wird gesagt: Do rt , wo Leute freiwillig zu-
rückkehren, können auch die anderen hingehen. 
Dazu sage ich: Gut, wenn die Freiwilligkeit bei der 
Rückkehr mit dem Ort verbunden ist, aus dem man 
kommt, dann ist das eine klare Sache. 

Aber wenn wir, meine Damen und Herren, durch 
unsere Beschlüsse dafür sorgen, daß das „ethnic 
cleansing", die Rassentrennung - ich formuliere es 
einmal so; es handelt sich do rt  aber eigentlich nicht 
um Rassen; es sind fanatische Ideologien -, befördert 
wird, dann wäre das in etwa so, als hätten wir vor 
10 Jahren gesagt: Ach, die Schwarzen und die Wei-
ßen dort  in Südafrika wollen ja nicht zusammenle-
ben; dann lassen wir doch diese Geschichte; sollen 
sie es doch selber machen. Dann würden wir uns mit-
schuldig machen. 

Wir müssen auf der Seite der Freiheit, der persön-
lichen Integrität und der Würde des Menschen, die 
keine Rassen- und Religionsseparationen in einem 
Land dulden kann, stehen und müssen alle Kräfte,  

die dafür sind, auch do rt  unterstützen. Denn die 
Wahlen haben auch Hoffnungsschimmer gesetzt. Es 
gibt heute Opposition im Parlament der „Republik 
Srpska", genauso wie in den Parlamenten in der Fö-
deration. 

Diesen Menschen müssen wir helfen, damit sie 
ihre entsprechenden Vorstellungen umsetzen kön-
nen. Sie können die Leute, die in ihre Orte zurückge-
hen wollen, nur mit Mühe davon abhalten. Das aber 
ist wichtig, um zu vermeiden, daß IFOR eingreifen 
muß. 

Wenn Sie das berücksichtigen, dann ist es völlig 
falsch zu sagen: Die wollen das ja gar nicht. Das ist 
das, was uns die Fanatiker und Extremisten gern ein-
reden wollen. Hoffentlich haben sie damit keinen Er-
folg. Der nächste Krieg würde in dieser Region in ei-
nigen Jahren vor der Tür stehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Marieluise Beck, Bündnis 90/Die Grünen. 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Während sich die Politik schwergetan hat, die Her-
ausforderung auf dem Balkan anzunehmen, haben 
die Menschen - Herr Kollege Schwarz-Schil ling hat 
es soeben beschrieben - viel eher verstanden, wo Tä-
ter und wo Opfer waren. Die Bevölkerung hier hat, 
als die Politik noch gezögert und nicht gewagt hat, 
den Aggressor und die Opfer voneinander zu unter-
scheiden, als die europäische Politik nicht wirklich 
hingeschaut hat, was eigentlich im ehemaligen Jugo-
slawien passiert, ganz offen und großartig gehandelt 
und ist bereit gewesen, die Menschen aufzunehmen. 
Sie hat sich auf die Seite der Opfer gestellt, und zwar 
umstandslos. 

Das war in anderen Ländern auch so, Herr Schlee. 
In Schweden sind prozentual zur Bevölkerung mehr 
Menschen als in Deutschland aufgenommen worden. 
Das schmälert den deutschen Einsatz nicht, aber wir 
sollten uns das klarmachen und bei der Bewe rtung 
ein bißchen vorsichtiger sein. 

Die Debatte um die Rückführung ist von politischer 
Seite zu einem Zeitpunkt losgetreten worden, als es 
die Diskussion in der Bevölkerung noch nicht gege-
ben hat. Die Menschen haben im Fernsehen Bilder 
von der Zerstörung des Landes gesehen, und ihnen 
wurde klar, daß der Friedensprozeß mehr auf dem 
Papier als im Land selber stattgefunden hat. Die Be-
völkerung hatte durchaus den Impuls und das klare 
Gefühl, daß man zu dieser Zeit die Menschen, die 
unsere Gäste sind, nicht zurückschicken kann. 

Die Debatte ist von politischer Seite losgetreten 
worden. Das eigentlich Traurige ist, daß ohne Not 
und obwohl die Bevölkerung bereit war, geduldig zu 
sein und weiter mitzuhelfen, von oben eine Debatte 
ausgelöst wurde, die forde rte: Diese Menschen müs-
sen jetzt gehen. 
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Es ist auf humanitärer Ebene jetzt etwas passiert, 
das auch die Politik gegenüber Bosnien die ganze 
Zeit hindurch begleitet hat: Es gibt viele Lügen, die 
auf politischer Ebene in den vergangenen Jahren 
über diesen Krieg verbreitet worden sind, und Be-
schönigungen, die nicht wirklich benennen, was do rt 

 passiert ist. Über Prijedor hat man nicht gesprochen, 
erst über Srebrenica, dabei war Prijedor bereits 
einige Jahre zuvor das Srebrenica. Das wollte nie-
mand so gern sehen. 

Das alles ist immer und immer wieder zugedeckt 
worden, weil Europa nicht so handeln wollte, wie es 
hätte handeln müssen. Jetzt wird ein zweites Mal das 
zugedeckt, was Dayton geleistet, aber auch nicht ge-
leistet hat. Es ist gut, daß es Dayton gegeben hat. Es 
ist aber durch und durch unzulänglich. Wahrschein-
lich war Dayton anders auch gar nicht machbar. 

Aber wir sollten jetzt nicht die nächste Lüge anfüh-
ren und so tun, als wäre Dayton wirklich umgesetzt. 
Es gibt im Augenblick nicht mehr als eine Situation 
des fragilen Nichtkämpfens. Wer in das Land fährt, 
sieht das und hat das Gefühl, es könnte morgen be-
reits wieder losgehen. 

Jetzt sagen wir: Es ist soweit bef riedet, daß die 
Menschen zurückgehen können. Das ist eine neue 
Lüge. Wir sollten uns wirklich davor hüten. Wir müs-
sen ehrlich sagen: Dayton gibt es noch nicht, es gibt 
keine Freizügigkeit, und es gibt sie nicht nur in der 
sogenannten „Republik rbska" nicht, sondern es gibt 
sie auch nicht in den großen Teilen, die kroatisch do-
miniert sind. Auch das müssen wir, gerade weil wir 
Kroatien politisch nahestehen, ganz deutlich aus-
sprechen. 

Der zivile Teil also fehlt. Es gibt jetzt eine Debatte, 
daß wir daran basteln, in diesen faktischen Gaza-
Streifen, der nach wie vor besteht - ein Gaza-Streifen 
mitten in Europa -, mit a ll  seiner Zuspitzung und An-
gespanntheit noch mehr Menschen hineinzuschie-
ben und dort  den Druck zu erhöhen. 

Es gibt diese Äußerung von Präsident Izetbegovi č . 
Aber wie ist sie zu erklären? Es ist die Angst des Prä-
sidenten, daß sein Volk in der Diaspora verbleibt. 
Diese Angst treibt die Bosnier zu Recht seit vier oder 
fünf Jahren um. Sie hatten das Gefühl: Wir europäi-
sche Muslime werden in unserer Heimat vielleicht 
nie wieder zusammen leben können; wir werden in 
Europa, in Amerika, in Kanada oder in Neuseeland 
verstreut sein. Deswegen gibt es diese Äußerung, 
daß alle zurückkommen sollen. 

Wenn Sie aber mit den Bürgermeistern vor Ort 
sprechen, dann sagen sie: Wie sollen wir es denn im 
Augenblick machen? Wir haben die Flüchtlinge not-
dürftig im Land untergebracht. Es gibt viele kollek-
tive Zentren, Schulen und Flüchtlingsheime, wo 
nach wie vor 20 oder 30 Menschen in Stockbetten 
schlafen. Im Laufe der letzten sechs Monate hat sich 
nichts geändert, weil praktisch im Land noch nichts 
passiert. Diese Bürgermeister sagen: Was sollen wir 
jetzt machen, wenn in diese angespannte Situation 
hinein, in der wir Menschen in Wohnungen gesetzt 
haben, nun die Rückkehrenden aus Deutschland  

kommen? Es gibt einen neuen Druck, Flüchtlinge 
von außen gegen Vertriebene im eigenen Land. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Dann kön-
nen wir das niemals!) 

- Herr Westerwelle, im Augenblick tut sich im Land 
noch nichts. Fahren Sie doch bitte einmal nicht mit 
einem diplomatischen Auto, mit dem Sie überall 
durchkommen. Fahren Sie einmal mit einem Auto 
mit bosnischem Kennzeichen durchs Land. Fahren 
Sie als normaler Mensch, nicht geschützt durch 
UNHCR oder OSZE oder andere Label, mit denen 
Sie überall durchgewunken werden. 

Versuchen Sie einmal, durch die Kontrollen hin-
durchzukommen, die jeder bosnische Lkw und jeder 
bosnische Pkw dort  ertragen müssen. Erst sind es 
herzegowinische Polizisten, die schikanieren. Die 
Bosnier wagen sich noch nicht einmal alleine durch 
die IFOR-Zone über die Save hoch nach Kroatien. Es 
gibt praktisch überhaupt keine Bewegungsmöglich-
keit. Deswegen werden noch keine Fenster, kein 
Glas, keine Werkzeuge und all das ins Land transpor-
tiert, wovon Sie immer sprechen. Wohin sollen die 
Handwerksmeister gehen? Es bewegt sich in diesem 
Land praktisch noch nichts, weil der zivile Teil von 
Dayton fehlt. Das ist das große Problem. 

Im Augenblick steht wirklich an, alle Kraft daran-
zusetzen - das ist die Aufgabe des Außenministeri-
ums; Herr Kanther sollte sich wirklich noch zwei 
Jahre zurücklehnen; 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

vielleicht dauert es noch zwei Jahre -, den zivilen 
Teil von Dayton umzusetzen, damit es in diesem 
Land Bewegung gibt. 

Wenn Sie sagen: Auch bei uns wurden 1945 die 
Flüchtlinge nicht auf Rosen gebettet, dann stimmt 
das natürlich. Natürlich wird die Situation immer 
schwierig sein. Auch das ist richtig. Aber wir hatten 
nicht die vollkommen ungeklärte Situation, daß die 
Menschen im Augenblick nicht wissen, wo sie hinge-
hen sollen. Sie wissen es zum überwiegenden Teil 
nicht. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das ist ein 
flexibler Beschluß!) 

- Es geht um die Zeit. 

Ich sage noch einmal: Spielen Sie nicht mit dem 
Feuer. Die Bereitschaft in der Bevölkerung ist da, 
Zeit zu lassen. Alle sind froh, daß der Krieg vorbei ist. 
Lassen Sie es nicht soweit kommen, daß irgendwann 
jemand in der Bevölkerung nicht trennen kann, wer 
gehen und wer nicht gehen könnte, und irgendwann 
brennt ein bosnisches Unterbringungsheim in 
Deutschland! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Bundesminister Kanther. 
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Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Ich 
habe aufmerksam zugehört, Frau Kollegin. Ich finde 
es fatal, mit welchem Bild Sie geendet haben. In 
einem Land, das 60 Prozent der Bürgerkriegsflücht-
linge aufgenommen hat, die im Ausland Aufnahme 
gefunden haben, das jedes Jahr Milliarden Mark seit 
Jahren für diese Bürgerkriegsflüchtlinge aufwendet, 
wird aus den Reihen der Politik ein dera rt  fatales Bild 
an die Wand gezeichnet. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Regen Sie sich doch nicht 

künstlich auf!) 

Wir werden noch viel Verständnis des deutschen 
Volkes dafür brauchen, daß die Mehrzahl der aus 
Bosnien stammenden Flüchtlinge für längere Zeit 
hierbleibt. Aber jeder, der solche Bilder verwendet, 
der strapaziert das Verständnis und baut es nicht auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Innenminister haben einen abgewogenen Be-
schluß gefaßt. Glauben Sie ernsthaft, daß 16 Län-
derinnenminister und ich über alle Parteigrenzen 
hinweg ein Einvernehmen erzielen können, wenn 
die Welt so wäre, wie Sie sie beschreiben, wenn die 
Herzlosigkeit so umginge? Ich glaube, Sie haben den 
Beschluß überhaupt nicht ernsthaft gelesen, sondern 
Sie haben nur Ihr vorgefaßtes Bild wiederfinden wol-
len. 

(Guido Westerwelle [F.D.P.]: Richtig!) 

Dieser Beschluß setzt an vielen Punkten differen-
zierend an. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das sieht Herr Schwarz

-

Schilling ganz anders!) 

Er zeigt den Menschen einen Weg über eine längere 
Frist: daß alleinstehende Personen zuerst gehen sol-
len, daß Rücksicht genommen wird auf Fami lien, daß 
Rücksicht genommen wird auf Ausbildungsverhält-
nisse, die noch laufen. 

Der Beschluß aus der vorigen Woche differenzie rt 
 dann noch einmal dahin gehend, daß an die auch 

vom UNHCR so bezeichneten 22 Aufbauregionen 
angeknüpft wird, in denen sich etwas bewegen kann 
und in die deshalb die Menschen zurückkehren kön-
nen. Sie können aber nicht von uns do rt  hingewiesen 
werden. Das gibt das Ausländerrecht beim besten 
Willen nicht her. 

Die Menschen werden sich vielmehr, wenn sie aus 
Deutschland kommen und nach Bosnien zurückkeh-
ren, ihren Platz suchen müssen. Das ist keine unbil-
lige Zumutung. Anders geht es nicht. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ach, Kanther!) 

Ich wünsche mir, daß sie ihren Platz suchen, wie es 
Dayton vorsieht. Kaum jemand, der auf diesem Ge-
biet sachverständig ist, nimmt heute an, daß die 
Menschen sich, wenn sie aus ethnisch umstrittenen 

Gebieten kommen, erneut in die ethnische Minder-
heit begeben werden. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Sudetendeutschen 

sehen das anders!) 

Deshalb wird es noch mehr geben müssen, als nur 
das Beharren auf Dayton. Es ist notwendig, daß dieje-
nigen, die in Deutschland im Verhältnis zu denen, 
die den Krieg vor Ort ertragen mußten, häufig - es 
gibt auch andere - nicht den schlimmsten Teil des 
bosnischen Schicksals erlitten haben, nun auch zu-
packen und das eigene Land aufbauen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Dies muß zuerst in den Regionen geschehen, die da-
für unbestrittenermaßen zur Verfügung stehen - und 
dies nicht im Wege irgendeiner Hauruck-Methode, 
sondern sehr sorgfältig und auf kleine Gruppen be-
zogen. Das ist ein ausländerrechtlicher Vorgang, der 
klarmacht, daß Bürgerkriegsflüchtlinge Gäste auf 
Zeit sind, und daß aus der Aufnahme von Bürger-
kriegsflüchtlingen in unserem Land kein verdecktes 
Einwanderungsprogramm auf Dauer wird. Das ist ein 
wesentlicher Aspekt dieses Beschlusses. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Joseph Fischer [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nachtigall, 

ick hör dir trapsen!) 

Diese Meinung teilen die sozialdemokratischen In-
nenminister, die eine Mehrheit in der Konferenz dar-
stellen, mit den von der Union gestellten Innenmini-
stern  und auch mit mir. Deshalb habe ich nicht vor, 
diesen Beschluß nach allen Ecken hin zu entschuldi-
gen. Vielmehr stehe ich für diesen Beschluß ein; er ist 
der richtige Schritt und ein rücksichtsvoller Schritt in 
dieser Situation. 

Es muß erst einmal jemand erklären, warum in 
eine Region, in die man freiwillig zurückkehren 
kann, in der man also ethnisch nicht gefährdet wäre, 
wenn man es täte, nicht auch jemand, der von dem 
Beschluß betroffen ist, mit ausländerrechtlichen Mit-
teln zurückgeführt werden kann? Wieso ist derjenige 
ethnisch mehr gefährdet, als jemand, der freiwillig 
dahin zurückkehrt? Das alles hält der Nachfrage 
nicht stand. 

Ich brauche für die Vertretung dieser Politik keine 
lauten Töne; im ganzen Feld der Ausländerpolitik 
brauche ich die nicht. 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich brauche eine klare und entschiedene Politik, die 
auch die betroffenen Menschen nachvollziehen kön-
nen; das können sie auch. Bürgerkriegsflüchtlinge 
sind Gäste auf Zeit. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie sind auch Minister auf 

Zeit!) 

Das bedeutet, daß unter Rücksichtnahme auf die 
Verhältnisse im Herkunftsland der Flüchtlinge nach 
dem Ende des Bürgerkrieges vom Gastland auch die 
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Aufenthaltsdauer bestimmt wird, wie lange die Gast-
freiheit im Lande noch währt. Das hat auch etwas mit 
den Verhältnissen in unserem Land zu tun. 

Nur wenn wir klarmachen, daß Bürgerkriegsflücht-
linge Gäste auf Zeit sind, Frau Kollegin, nur dann er-
halten wir die Bereitschaft der Deutschen, m dieser 
großzügigen Weise zu hellen - vielleicht auch wieder 
einmal helfen zu müssen in dieser unruhigen Welt. 
Wir müssen dann nicht den Vorhalt befürchten, die 
Aufnahme von Bürgerkriegsflüchtlingen sei immer 
nur eine andere Form von Einwanderung auf Dauer, 
die nicht erneut gewollt sei. 

Nur wenn man argumentiert, wie die Innenmini-
ster es getan haben, kann man deutsche Hilfe auch 
in Zukunft bereitstellen; anderenfalls wäre dies ein 
einmaliger Fall gewesen. Ich hoffe, daß es so ist. 
Aber leider hat die Welt auch Züge, die einen daran 
zweifeln lassen, daß man davon sicher ausgehen 
kann. Deshalb bitte ich sehr, die Polemik zu diesem 
Punkt einzustellen und das Ganze auf die Basis eines 
sehr sachgerechten und rücksichtnehmenden Be-
schlusses der Innenminister, auf diese notwendige 
ausländerrechtliche Basis zu stellen. 

Danke sehr! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! - Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Es fällt schwer bei Ihrem 
Beitrag! - Joseph Fischer [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ein sehr 

„sachgerechter" Beitrag!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Jupp Vosen, SPD-Fraktion. 

Josef Vosen (SPD): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, daß uns ir-
gendwelche markigen Sprüche - egal, von welcher 
Seite sie kommen - oder irgendwelche Ideologien an 
diesem Punkt nicht weiterhelfen. Wir haben hier ein 
wirklich praktisches Problem: Wie gehen die Men-
schen sozialverträglich und möglichst freiwillig zu-
rück? Denn daß die Abschiebung in großem Ausmaß 
funktionieren würde, glaube ich nicht. So viele Ab-
schiebehaftanstalten werden wir nicht haben. Das 
wird schwierig. 

Bevor man abschiebt, kommt noch das Asylrecht 
dazwischen. Deutsche Gerichte - in sie habe ich 
nach wie vor ein großes Vertrauen - werden auf Ge-
fahren für Leib und Leben der Menschen Rücksicht 
nehmen. Die Sache ist nicht so einfach. 

Viele Kriegsflüchtlinge sind Vertriebene. So wie 
man Sudetendeutsche nach dem Krieg nicht in die 
damalige Tschechoslowakei zurückschicken konnte 
oder Donauschwaben nicht nach Restjugoslawien, 
kann man das heute mit vielen Kriegsflüchtlingen, 
die hier sind, auch nicht machen. 

Es gibt Kriegsflüchtlinge, die zurückgehen kön-
nen. Aber jeder Fall  ist von Dorf zu Dorf selbst in der 

Föderation, wie es Herr Schwarz-Schilling geschil-
dert hat, unterschiedlich zu handhaben. 

(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]) 

In die „Republik Srpska" werden Sie zur Zeit 
kaum einen Bosnier schicken können. Sie werden 
aber auch keinen Serben in die Föderation schicken 
können. Das wird belegt durch die A rt  und Weise, 
wie die Serben Sarajevo nach dem Friedensschluß 
von Dayton verlassen haben: Sie haben ihre Toten 
ausgegraben und mitgenommen. Ich habe das mit ei-
genen Augen gesehen. 

Meine Damen und Herren, ich sage auch als Bür-
germeister einer Stadt, die das Problem täglich hand-
haben muß, und als Außenpolitiker, der mehrmals 
dort  war zu Zeiten, als Schnee lag und kaum einer 
von uns schon hingefahren war: Diese Dinge werden 
wir mit Augenmaß regeln müssen; da wird uns der 
Innenministererlaß, der in Teilen vielleicht hilfreich 
sein kann, nicht wesentlich weiterhelfen. Die deut-
schen Kommunen und die Bundesländer geben für 
diese Problemfälle zur Zeit im Jahr zwischen 3 und 
4 Mi lliarden DM aus. Die meisten Mittel stellen die 
Kommunen zur Verfügung, aber sie kommen am 
wenigsten zu Wo rt . Sie sind und werden ja auch 
nicht gefragt. 

Ich sage Ihnen: Dieses Geld ist vorhanden - teil-
weise für eine vernünftige Programmatik vor O rt , für 
vernünftige Rückkehrhilfen und nicht für Prämien, 
Frau Beck. 

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Davon habe ich nicht gere-

det!) 

- Okay, dann war das jemand anders. Ich nehme es 
zurück. Sie haben übrigens die Lage treffend ge-
schildert. Ich will Sie nicht kritisieren. Ich bin hier ein 
ganz konservativer Bürgermeister. Da ist nichts mit 
Rot-Grün. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich sage Ihnen das aus der Praxis. 

Ein Teil dieses Geldes in vernünftige Wiederauf-
bau- und Rückführungsprogramme zu stecken ist 
eingespartes Geld in Deutschland; 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

denn dieses Geld auf viele Jahre hinaus weiterhin für 
Menschen auszugeben, die hier keine Perspektive 
haben können, kann nicht richtig sein. Das ist ein 
Appell an die Länder und Gemeinden, aber auch an 
den Bund. 

Es kann doch nicht richtig sein, daß wir noch jahre-
lang die Bundeswehr dort  im Lande haben müssen. 
Das kostet ja mit allen Hilfsprogrammen zusammen 
auch 1 Milliarde DM im Jahr. Auch hier muß es doch 
das Ziel des Bundes sein, dieses Geld nicht nur in 
militärische Maßnahmen, sondern vor allem in den 
zivilen Aufbau dieses Landes zu stecken. 

(Beifall bei der SPD) 
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Um so eher können wir unsere Bundeswehr wieder 
nach Hause holen, was wir doch letztlich alle wollen. 

Hier muß ein Konsens über Bund, Länder und Ge-
meinden hinaus erreicht werden. An diesem Konsens 
mangelt es uns; das bedaure ich zutiefst. In diesem 
Parlament gibt es einzelne, die an die Vernunft ap-
pellieren. Nicht flotte Sprüche helfen weiter, sondern 
man muß genau hinschauen und dann die Projekte 
entwickeln, die die Europäische Union in der Menge, 
wie sie nötig sind, niemals entwickeln kann. Herr 
Kanther, Sie bemühen sich - ich weiß es - um Pro-
jekte; aber das sind nur Modelle. Wir brauchen diese 
Modelle in der Breite. 

Der Deutsche Städtebund und der Deutsche Städ-
tetag sind ebenso wie die Länder aufgerufen, auch 
die Bundesministerien - hier ist etwas mehr Koordi-
nation nötig: Auswärtiges Amt, BMZ, Innenministe-
rium; manchmal weiß man gar nicht, wer zuständig 
ist - sowie die Europäische Union. Schließlich geht es 
nicht gegen das aufnehmende Land. Der dortige 
Flüchtlingsmininister forde rt  seit langem eine zen-
trale Ansprechstelle hier in Bonn. Glauben Sie, er un-
terschreibt das Rückkehrabkommen ohne vernünf-
tige Hilfen? - Ich glaube das nicht. Da müßten wir 
noch lange warten. 

Genauso wird Rest-Jugoslawien nicht ohne weite-
res die Kosovo-Albaner zurücknehmen, bevor da et-
was passiert. Auch Rest-Jugoslawien hat ja 400 000 
serbische Flüchtlinge aufgenommen, die ebenfalls 
nach Bosnien, vermutlich in die Föderation, zurück 
wollen; denn von dort  sind sie vertrieben worden. 
Was ist denn in Ostslawonien, wenn do rt  demnächst 
200 000 Serben über ihren Status entscheiden müs-
sen? Wird da ein zweites Sarajevo passieren? Gehen 
sie vielleicht nach Rest-Jugoslawien? Bleiben sie? 
Gehen sie in die „Republik Srpska"? Was ist mit den 
Krajina-Serben aus dem Br čko-Korridor? Gehen sie 
zurück in die Krajina? Lassen das die Kroaten zu? 
Wer spricht über so etwas? 

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen: Nach 
Dayton I wird Dayton II kommen müssen. Der Ver-
trag von Dayton ist für den Frieden in diesem Land 
sehr wichtig gewesen: um endlich den Krieg zu stop-
pen. Aber wir werden noch nachschauen müssen, ob 
wir nicht Dayton II brauchen und den bestehenden 
Vertrag - wohlgemerkt unter Einbeziehung der örtli-
chen Politik - der heutigen Situation anpassen müs-
sen. Das geht nicht über die Köpfe der Kroaten, der 
Bosnier und auch der Rest-Jugoslawen, also der Ser-
ben, hinweg. Wir werden sie darin einbeziehen müs-
sen. Dies ist realistische Politik. 

Wir kommen mit Beschimpfungen und Parolen 
nicht weiter. Laßt uns zusammenarbeiten, Projekte in 
der Menge und Breite formulieren! Darum bitte ich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Meinrad Belle, CDU/CSU. 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Liebe Kollegen von der Op-

position, von einem Teil Ihrer heutigen Debattenbei-
träge war ich enttäuscht. Ich bin der Meinung, das 
Thema der heutigen Aktuellen Stunde eignet sich 
wirklich nicht für parteipolitische Profilierungsübun-
gen. Es eignet sich auch nicht für polemische An-
griffe gegen den Innenminister. Unser Innenminister 
hat sich von Anfang an einer einheitlichen und kla-
ren, aber auch zurückhaltenden Linie befleißigt. Ich 
habe in allen Innenausschußsitzungen gar nichts an-
deres vernommen; möglicherweise waren Sie in an-
deren Ausschußsitzungen. 

Meine Damen, meine Herren, es ist eben ein er-
heblicher Unterschied, ob ich - wie in Baden-Würt-
temberg - 54 000 Bürgerkriegsflüchtlinge habe oder 
4 100 wie in Schleswig-Holstein. Frau Kollegin 
Schmalz-Jacobsen, vielen Dank für die lobenden 
Worte in Richtung Baden-Württemberg. Es wird do rt 

 auch gute Arbeit bei der Rückführung geleistet. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Nicht nur in 
Baden-Württemberg!) 

- Nicht nur, aber sie hat immerhin Baden-Württem-
berg besonders herausgehoben. 

Mit 4 100 Flüchtlingen kann ich mich leicht zu-
rücklehnen und, auf der humanitären Woge schwim-
mend, verkünden, daß die Rückführung erst ab 
1. April 1997 beginnt. Als scheinheilig würde ich das 
Verhalten nicht gerade bezeichnen, aber ich meine, 
daß daraus doch jeder seine Schlüsse ziehen kann. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Als Politiker in der Gesamtverantwortung müssen 
wir, der menschlichen Dimensionen und Probleme 
voll bewußt, trotz allem nüchtern und realistisch an 
das Thema herangehen. Dazu möchte ich einige 
Feststellungen treffen. 

Jedem Bürgerkriegsflüchtling war und ist klar, daß 
sein Aufenthalt in Deutschland nur vorübergehend 
sein kann. Der Wiederaufbau in Bosnien muß von 
den Bewohnern geleistet werden, natürlich mit Hilfe 
von außen, die ja auch geleistet wird. Wir fördern die 
freiwillige Rückkehr. Der Arbeitsstab des Bundesin-
nenministers bei der deutschen Botschaft in Sarajevo 
hat mit dem Pilotprojekt „Wiederaufbau im Kanton 
Una Sana" gute Arbeit geleistet. Wir danken - und 
das muß auch heute einmal erwähnt werden - den 
Mitgliedern dieses Arbeitsstabes für die enorme Ar-
beit und für den enormen Einsatz. Ausdrücklich be-
grüßen wir auch, daß es Innenminister Kanther und 
seinen Mitarbeitern gelungen ist, die Übernahme 
dieses Pilotprojektes durch die EU und die Bereitstel-
lung von 10 Millionen ECU, also 18 Millionen DM, 
als Anschubfinanzierung noch in diesem Jahr zu er-
reichen. 

Etwa 40 000 Flüchtlinge aus dem Bereich Una 
Sana sind zur Zeit in Deutschland. Wenn diese Zahl 
in einem ersten Schritt im nächsten halben Jahr zu-
rückgeführt werden könnte, wären wir alle sehr zu-
frieden. Natürlich unterstützen wir von Deutschland 
aus auch weitere Selbsthilfeprojekte. 

Die Bekanntgabe der Bundesregierung, daß ab 
1. Oktober 1996 zwangsweise Rückführungen mög-
lich sind, war - das weiß man doch - wegen der be- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. September 1996 	11169 

Meinrad Belle 

sonderen Signalwirkung unverzichtbar. Sie hat Sig-
nalwirkung einmal gegenüber den bosnischen Re-
gierungsstellen, unter anderem wegen des Rücknah-
meabkommens, aber sie hat natürlich auch Signal-
wirkung gegenüber den Bürgerkriegsflüchtlingen in 
Deutschland. Sie wissen, daß sie nicht auf Dauer 
hierbleiben können. Fast alle kroatischen Bürger-
kriegsflüchtlinge sind freiwillig zurückgegangen, 
nur ganz wenige mußten abgeschoben werden. Na-
türlich hat dazu auch die Androhung einer zwangs-
weisen Rückführung beigetragen. Warum soll dies 
bei den bosnischen Flüchtlingen anders sein? 

(Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Weil die Lage anders ist! Das 

kann man nicht vergleichen!) 

Wir wollen die Aufnahmebereitschaft unserer Bür-
ger für Flüchtlinge, die Gott sei Dank uneinge-
schränkt vorhanden ist, nicht aufs Spiel setzen. Da-
her fordern wir, mit uns die Mehrheit der Innenmini-
ster der SPD-geführten Bundesländer, die Bürger-
kriegsflüchtlinge auf, in ihre - und jetzt kommt es - 
als sicher geltenden Herkunftsorte freiwillig zurück-
zukehren. In der ersten Phase werden unverheiratete 
Flüchtlinge ohne Kinder, ab 1. Juli 1997 auch Flücht-
linge mit Kindern zur Rückkehr aufgefordert. Die 
Möglichkeit der zwangsweisen Rückführung muß 
den zuständigen Stellen offenbleiben. Ich bin mir si-
cher, daß Bund und Länder die Flüchtlinge in 
menschlicher und auch anständiger Weise zurück-
führen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Karsten Voigt, SPD. 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Der heftige 
Streit hier im Bundestag, aber auch in der Öffentlich-
keit über den Termin 1. Oktober ist ein Streit über 
ein Symbol, nicht über die Realität bzw. kaum über 
die Realität. Es kehren schon jetzt Flüchtlinge zu-
rück; es werden auch im zweiten Halbjahr Flücht-
linge freiwillig zurückkehren, hoffentlich mehr. Die 
Hoffnung einiger CDU-Politiker, daß das Datum 
1. Oktober zu einer größeren Zahl von zwangsweisen 
Rückführungen in diesem Jahr führen könnte, ist il-
lusionär. Die Polemik der Grünen gegen diese Hoff-
nung, die keine Realität werden wird, ist ebenso 
nicht mit der Realität verbunden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das wahre Problem beginnt nämlich im Laufe des 
nächsten Jahres. Das ist das Problem: Was passiert 
mit denjenigen - das ist wahrscheinlich jetzt schon 
die Mehrheit der bei uns lebenden Flüchtlinge; wenn 
mehr zurückkehren, wird es bestimmt die Mehrheit 
derjenigen werden, die hier leben -, die aus Gebie-
ten stammen, die heute von Serben dominiert wer-
den, wo aber Muslime und Flüchtlinge hingehören, 
oder wo es umgekehrt ist, wo also Serben hingehö-
ren? 

Im Dayton-Abkommen ist vorgesehen, daß sie in 
ihre Heimat sollen zurückkehren können. Dafür bin 
ich, dafür sind wir alle. Ich glaube, daß man diesen 
Prozeß mit politischen und ökonomischen Maßnah-
men so weit wie möglich von außen fördern so ll . 
Aber, Herr Schwarz-Schilling, dieser Prozeß ist von 
außen nicht erzwingbar. 

Es ist richtig, daß wir mit militärischen Maßnah-
men nicht erzwingen können, daß es ein f riedliches 
Nebeneinander gibt. Ein friedliches Miteinander ist 
mit militärischen Mitteln - auch wenn es mehr als 
70 000 Soldaten wären - nicht erzwingbar. 

Wir können Kriegsverbrecher festnehmen; ich bin 
dafür. Aber daß Leute in der Nachbarschaft sich 
wechselseitig tolerieren, ist Ausfluß einer zivilen poli-
tischen Kultur, einer demokratischen Kultur, die man 
letzten Endes durch kein Mittel von außen erzwin-
gen kann. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Dieser Frage müssen wir uns stellen, um sie dürfen 
wir uns nicht herummogeln. Ich hoffe, daß ich mit 
meiner Skepsis unrecht habe, und ich möchte, daß es 
dort wieder zu einer pluralistischen Demokratie 
kommt. 

Wenn es nicht dazu kommt, stehen wir vor einem 
Dilemma. Denn wenn wir dann trotzdem zwangs-
weise zurückführen, verstärken wir die ethnische 
Trennung, was keiner von uns will. 

Wenn wir sie nicht zurückführen, bedeutet das, 
daß die ethnische Trennung do rt  zwar erhalten 
bleibt, aber nicht durch uns zusätzlich vertieft wird, 
daß aber wahrscheinlich über 50 Prozent der Flücht-
linge auf Dauer bei uns bleiben werden. 

Das ist das eigentliche Problem und Dilemma, vor 
dem wir stehen, und nicht der 1. Oktober! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der 1. Oktober ist nicht eine Frage der massenwei-
sen Rückführung, sondern die Frage nach dem Be-
ginn eines Prozesses, in dem Leute freiwillig in ihre 
Heimat zurückkehren. Hoffentlich wird keiner 
zwangsweise zurückgebracht. Darin bin ich anderer 
Meinung als die CDU/CSU. Aber die Frage, daß je-
mand in ein Gebiet zurückgeführt wird, aus dem er 
ursprünglich gar nicht kommt, wo heute eine andere 
ethnische Majorität herrscht, hat doch in diesem Ple-
num keiner gestellt. 

Deshalb kommt ein anderes Problem auf uns zu. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sie 
müssen von den Flüchtlingen reden!)  

- Die wollen zurück. Wir haben schon bei den Wah-
len gesehen, welche gewaltsamen Auseinanderset-
zungen es gegeben hat. Nicht einmal die IFOR-Trup-
pen haben in den jeweiligen Heimatorten den Wahl-
gang erzwingen können. Wie können wir dann mit 
IFOR-Truppen oder irgendwelchen anderen ein 
friedliches Zusammenleben erzwingen? Das kann 
nur in der Gesellschaft selbst wachsen, oder es wird 
nicht wachsen. Dieses Dilemma kommt immer mehr 
auf uns zu. 
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Nun kommt ein Zweites. Während wir hier über 
die Rückkehr der Flüchtlinge reden, haben wir - 
wenn  wir nicht auf Bosnien allein sehen, sondern auf 
das ehemalige Jugoslawien insgesamt - die Situa-
tion, daß pro Monat doppelt soviel Flüchtlinge neu 
nach Deutschland kommen, wie freiwillig dorthin zu-
rückkehren. Das ist eine Realität, die heute keiner 
ausgesprochen hat. Das betrifft besonders Flücht-
linge aus dem Kosovo. 

Jetzt stellt sich in dieser Debatte nicht nur die 
Frage, wie wir erreichen, daß Flüchtlinge freiwillig 
zurückkehren, sondern auch die Frage, wie wir ver-
hindern, daß neue Flüchtlingsströme entstehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ohne eine Lösung des Kosovo-Problems, das immer 
explosiver wird, wird es neue Flüchtlinge geben, 
ganz egal, was die Bundesregierung beschließt. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Und ich sage jetzt an die Adresse einiger Grüner, 
nicht der Grünen insgesamt: Ohne IFOR II wird es 
neue Flüchtlinge geben. Es stellt sich letzten Endes 
die Frage, wie man das verhindern kann. Deshalb 
muß über die Post-IFOR-Situation gesprochen wer-
den, was heute allerdings nicht geschehen ist. 

Die Aussage von Frau Jelpke, daß es do rt  um 
Kampfeinsätze gehe, geht völlig an der Sache vorbei. 
Es geht um Kampfverhinderungseinsätze, wenn 
man überhaupt einen derartigen Begriff dafür wäh-
len darf. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Derjenige, der gegen Post-IFOR ist, will das zwar 
nicht, bewirkt aber objektiv, daß es mehr Flüchtlinge 
geben wird. Ich unterstelle nicht, daß dies die Ab-
sicht ist; aber es ist die Wirkung. 

Derjenige, der nicht dafür sorgt, daß diese Truppen 
gut ausgerüstet sind, wird ermöglichen, daß sie an-
gegriffen werden, wie das bei UNPROFOR gesche-
hen ist. Das heißt, eine gute Ausrüstung ist die Vor-
aussetzung für die Verhinderung von neuen Kämp-
fen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Deshalb müssen wir in diesem Zusammenhang er-
stens sagen, daß wir gegen eine zwangsweise Rück-
führung in diesem Jahr sind. Das ist unsere Position. 
Zweitens müssen wir fragen: Was machen wir mit 
denen, denen wir versprochen haben, daß sie in ihre 
Heimat zurückkehren können, die das aber mögli-
cherweise nicht tun können? Da setzt unser konzep-
tionelles, politisches und - was die Flüchtlinge be-
trifft - auch praktisches Dilemma ein. 

Schrittweise müssen wir erreichen, daß es keine 
neuen Kampfhandlungen dort  gibt - Stichwort: 
IFOR II. Wie verhindern wir, daß do rt  wie im Kosovo 
überhaupt Kämpfe entstehen? - Das ist die Frage 
nach unserem Post-Jugoslawien-Konzept. In diesem 
Bereich mangelt es. Ich möchte nicht, daß wir uns in 
einem Jahr vorwerfen, das in diesem Jahr nicht dis-
kutiert zu haben. In Wirklichkeit hätten wir es schon  

viel früher diskutieren müssen. Auch das gehört in 
diese Diskussion. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Wolfgang Zeitlmann, CDU/CSU-Fraktion. 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Voigt, ich halte vieles von dem, was Sie eben ge-
sagt haben, für richtig. Allerdings möchte ich den 
Eindruck vermeiden, als hänge die Lösung der 
schwierigen Fragen in Bosnien-Herzegowina von 
deutschen politischen Entscheidungen ab. 

(Karsten D. Voigt [Frankfurt] [SPD]: Aber 
auch!) 

Sicherlich sind wir Teil der Europäischen Union; na-
türlich haben wir unseren Anteil an den Hilfsmaß-
nahmen. Letztendlich müssen die Dinge aber vor Ort 
geregelt werden. Das ist die erste Prämisse. Es ist ein 
Irrtum, zu glauben, wir in Deutschland könnten letzt-
lich den Frieden in Bosnien-Herzegowina sichern 
oder entscheidend beeinflussen. Denn die Vorausset-
zungen dafür müssen do rt  geschaffen werden. 

Auch ein anderes ist klar: Die Bundesregierung 
kann Verträge über die Durchführung der Rückfüh-
rung von Flüchtlingen nur dann schließen, wenn bei 
uns eine einvernehmliche politische Grundeinstel-
lung herrscht. Mit Ausnahme der Grünen wird ein-
vernehmlich gesagt, daß Flüchtlinge nur Gäste auf 
Zeit sind und daß man davon ausgehen muß, daß sie 
in ihr Heimatland zurückkehren sollen und müssen. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Da 
können Sie die Grünen ruhig dazuzählen!) 

Natürlich sind wir alle der Auffassung, daß das sehr 
schonend geschehen soll und daß man eine Einzel-
fallprüfung braucht. 

Ich glaube, es ist auch klar, daß das Dayton-Kon-
zept, das nur von einer Freiwilligkeit ausgeht, eine 
Fehllösung ist. Denn bei den Unterschieden der 
sozialen Gegebenheiten bei uns und in diesem 
schrecklich geschundenen Land werden nicht alle 
Menschen freiwillig gehen. Auch das muß man ein-
mal laut sagen. Deswegen ist für das weitere Verfah-
ren sehr entscheidend, welche Entschlossenheit die 
deutsche Politik zeigt, do rt  zu helfen. 

Wir tun das als Teil der EU; daran gibt es sicherlich 
zu kritisieren, wieso die Europäische Union auf diese 
Art  und Weise hilft und wieso das so bürokratisch 
und institutionell geschieht. Wir müssen aber auch 
sehen, daß in der deutschen Bevölkerung spürbar er-
wartet wird, mit der Rückführung zu beginnen. Es ist 
auch klar, daß der Vorrang bei freiwilliger Rückkehr 
liegen soll. Letztlich wird es aber nicht ohne Zwang 
gehen. 

Ich wiederhole das, was der Innenminister gesagt 
hat. Gegenüber demjenigen, der zurückkehren 
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kann, muß es im Weigerungsfalle möglich sein, 
Zwang anzuwenden. Das ist auch notwendig, um die 
Akzeptanz von Flüchtlingen in der deutschen Bevöl-
kerung zu erhalten. Es ist eine große Notwendigkeit, 
daß die deutsche Öffentlichkeit erfährt, daß sie nicht 
über die Maßen beansprucht wird. 

In dieser Diskussion finde ich allerdings eines 
nicht ganz gerecht, nämlich daß von seiten des Bun-
desrates immer auf die Bundesregierung verwiesen 
wird, wenn es um die Kosten geht. Jeder kennt die 
Rechtslage: Nach der Verfassung sind die Länder 
und Kommunen zuständig. Dieses Thema haben wir 
schon beim Asylkompromiß diskutiert. Ich erinnere 
mich sehr gut daran, daß der von uns geschätzte Kol-
lege Wartenberg von der SPD - jetzt ist er Staats-
sekretär in Berlin - in diesem Hause an die Adresse 
der Länder gesagt hat: Es muß ein Wandel her. 

Ich bleibe dabei: Damals sind wir davon ausgegan-
gen, daß die Länder und nicht der Bund zuständig 
sind. Ich verstehe, daß die Länder gerne den Bund 
zur Kasse bitten wollen. Bei der derzeitigen finanziel-
len Situation ist es aber nicht realistisch, zu sagen, 
der Bund müsse hier finanziell unterstützen. Dann 
muß es im Gesamtsystem des Finanzausgleichs von 

Bund und Ländern Veränderungen geben. Aber jetzt 
so zu tun, als ob der Bund hier etwas zugesagt hätte 
und jetzt im Wort  stünde, ist nicht fair. 

Ich glaube wirklich, die Diskussion hat eines deut-
lich gemacht: Der Entscheid der Innenminister ist ab-
gewogen. Es muß begonnen werden. Es sollen Ein-
zelprüfungen stattfinden, Freiwilligkeit soll Vorrang 
haben. Ich halte diese Lösung für richtig. Vor allen 
Dingen wird - das ist das Entscheidende für die deut-
sche Öffentlichkeit - mit Rückführungen begonnen. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, die Aktuelle Stunde ist be-
endet. Wir sind damit am Schluß unserer heutigen 
Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 26. Sep-
tember, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.55 Uhr) 
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Glos, Michael CDU/CSU 25. 9. 96 

Haack (Extertal), SPD 25. 9. 96 * 
Karl Hermann 

Hirche, Walter F.D.P. 25. 9. 96 

Horn, Erwin SPD 25. 9. 96 * 

Hornung, Siegfried CDU/CSU 25. 9. 96 * 

Imhof, Barbara SPD 25. 9. 96 

Dr. Jacob, Willibald PDS 25. 9. 96 

Junghanns, Ulrich CDU/CSU 25. 9. 96 * 

Dr. Kinkel, Klaus F.D.P. 25. 9. 96 

Dr. Graf Lambsdorff, Otto F.D.P. 25. 9. 96 

Lenzer, Christian CDU/CSU 25. 9. 96 * 

Maaß (Wilhelmshaven), CDU/CSU 25. 9. 96 * 
Erich 

Meißner, Herbert  SPD 25. 9. 96 

Michels, Meinolf CDU/CSU 25. 9. 96 * 

Neumann (Berlin), Kurt  SPD 25. 9. 96 

Dr. Pick, Eckhart  SPD 25. 9. 96 

Dr. Probst, Albe rt  CDU/CSU 25. 9. 96 * 

Dr. Protzner, Bernd CDU/CSU 25. 9. 96 

Regenspurger, Otto CDU/CSU 25. 9. 96 

Reuter, Bernd SPD 25. 9. 96 

Rühe, Volker CDU/CSU 25. 9. 96 

Schäfer (Mainz), Helmut F.D.P. 25. 9. 96 

Schlauch, Rezzo BÜNDNIS 25. 9. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schloten, Dieter SPD 25. 9. 96 ' 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis 
einschließlich 

von Schmude, Michael CDU/CSU 25. 9. 96 * 

Schütze (Berlin), CDU/CSU 25. 9. 96 
Diethard 

Siebert, Bernd CDU/CSU 25. 9. 96 * 

Dr. Sperling, Diet rich SPD 25. 9. 96 

Terborg, Margitta SPD 25. 9. 96 * 

Tröger, Gottfried CDU/CSU 25. 9. 96 

Dr. Waigel, Theodor CDU/CSU 25. 9. 96 

Welt, Jochen SPD 25. 9. 96 

Dr. Wieczorek, Norbe rt  SPD 25. 9. 96 

Zierer, Benno CDU/CSU 25. 9. 96 * 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Wilz auf die Frage 
des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/5565 Frage 4): 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung darüber, ob 
während des iranisch-irakischen Krieges Waffen bzw. militä-
risch zu nutzende Güter aus deutschen NATO-Depots oder aber 
über deutsche Luft- bzw. Seehäfen - möglicherweise über aus-
ländische Mittelsleute - an das iranische Militär geliefert wur-
den und oh zu dessen Gunsten deutsche  Finnen  militärische 
Wartungsleistungen erbracht haben, und - fa lls dies im Grund-
satz zutrifft - welche Einzelheiten über A rt , Umfang und Zeit-
punkt der erbrachten Lieferungen und Leistungen, über die 
hieran beteiligten deutschen und ausländischen Unternehmen 
sowie ausländischen Dienststellen, insbesondere Israels und der 
USA, kann die Bundesregierung mitteilen? 

Über die Lieferung von Waffen bzw. militärisch zu 
nutzenden Gütern aus deutschen NATO-Depots an 
das iranische Militär während des iranisch-iraki-
schen Krieges liegen keine Informationen vor. 

Die Bundesregierung hat in dem betreffenden 
Zeitraum Rüstungsgüterlieferungen nach Iran ge-
nehmigt. Diese Tatsache ist vor mehreren Jahren be-
reits im Bundestag erörtert worden. 

Wartungsleistungen unterlagen im betreffenden 
Zeitraum (Mitte der 80er Jahre) keinen außenwirt-
schaftsrechtlichen Beschränkungen. Lieferungen im 
Rahmen von Wartungsleistungen über deutsche 
Luft- bzw. Seehäfen sind damals erfolgt. Eine Geneh-
migungspflicht für solche Wartungsleistungen (§ 45 b 
AWV) wurde erst Anfang der 90er Jahre eingeführt. 



11174 * 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. September 1996 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Frage 7): 

Gibt es Pläne der Bundesregierung, die Überprüfungsinter-
valle für Kleinfeuerungsanlagen, die mit umweltfreundlichen 
Brennern ausgestattet sind, abweichend von den bisherigen 
Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes der Verord-
nung über Kleinfeuerungsanlagen (jährliche Überprüfung), auf 
größere Inte rvalle zu verlängern, und wie begründet die Bun-
desregierung dies, sofern entsprechende Pläne vorliegen? 

Die Bundesregierung plant zur Zeit nicht, die 
Überwachungsintervalle für Kleinfeuerungsanlagen 
zu verlängern. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Erwin Marschewski (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/5565 Fragen 10 und 11): 

Wie viele deutsche Staatsangehörige besitzen mindestens 
eine weitere Staatsangehörigkeit? 

Wie viele dieser Doppelstaater sind Doppelstaater kraft Ge-
burt (Kinder binationaler Ehen), Doppelstaater aufgrund Ein-
bürgerung unter Hinnahme der doppelten Staatsangehörigkeit, 
Aussiedler? 

Eine zentrale Erfassung und Auswertung dieser 
Daten hat es schon vor der Abschaffung der früher in 
§ 27 des Ausländergesetzes vom 28. April 1965 gere-
gelten Anzeigepflicht für Deutsche, die zugleich eine 
fremde Staatsangehörigkeit besitzen, nicht gegeben. 
Daher ist weder die Zahl der Deutschen mit mehrf a

-cher Staatsangehörigkeit im In- und Ausland fest-
stellbar, noch eine Aufschlüsselung nach den in 
Frage 11 erwähnten Kriterien möglich. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5565 Frage 12): 

In welchem Umfang sind seit 1990 die Personalien festgestell-
ter Teilnehmer an nicht angemeldeten oder verbotenen Ver-
sammlungen in die Personenzentraldatei sowie sonstige spe-
zielle Datensammlungen des nachrichtendienstlichen Informati-
onssytems NADIS eingestellt worden, und in welchem Umfang 
sind diese Personen in der Folgezeit kontaktet worden mit dem 
Ziel einer Werbung als nachrichtendienstliche Verbindung? 

Eine bloße Teilnahme an Versammlungen, gleich-
gültig ob diese genehmigt oder nicht genehmigt  

sind, führt nicht zwangsläufig zur Erfassung perso-
nenbezogener Daten im Nachrichtendienstlichen In-
formationssystem (NADIS). 

Eine Erfassung findet gem. § 10 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
BVerfSchG nur dann statt, wenn tatsächliche An-
haltspunkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten im 
Sinne von § 3 Abs. 1 BVerfSchG vorliegen oder die 
Speicherung für die Erforschung und Bewe rtung sol-
cher Bestrebungen oder Tätigkeiten erforderlich ist. 
Die Teilnahme an Versammlungen ist dabei kein 
selektiv abrufbares Erfassungskriterium. Die Frage 
nach dem Umfang erfaßter Personalien kann deshalb 
in diesem Zusammenhang nicht beantwortet wer-
den, desgleichen nicht die Frage nach Kontaktierun-
gen; im übrigen können Fragen nachrichtendienst-
licher Methoden grundsätzlich nicht Gegenstand öf-
fentlicher Erörterungen sein. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Günter Graf (Friesoythe) 
(SPD) (Drucksache 13/5565 Fragen 13 und 14): 

Trifft es zu, daß Bundesgrenzschutzbeamte als Begleiter in 
dem Zug waren, der die deutschen Fans zum Fußball-Länder-
spiel Polen-Deutschland am 4. September 1996 nach Zabrze 
brachte und daß es bereits auf deutschem Boden erhebliche 
Sachbeschädigungen und auch Straftaten im Bereich „Volks-
verhetzung" und „Rassenhaß" (s. „Frankfu rter Rundschau" 
vom 5. September 1996) gegeben hat? 

Befürchtet die Bundesregierung durch die Vorfälle Auswir-
kungen auf das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland und ggf. auf Entscheidungen der internationalen Fuß-
ballorganisationen hinsichtlich der Bewerbung Deutschlands 
um die Austragung internationaler Fußball-Wettbewerbe in 
deutschen Stadien (besonders hinsichtlich der Weltmeister-
schaft 2006)? 

Zu Frage 13: 

Am 3./4. September 1996 reisten ca. 350 Fuß-
ballfans nach Dresden und von dort  aus mit dem Zug 
D 451 nach Polen. Dieser Zug wurde ab Dresden von 
Polizeivollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes 
begleitet. 

Der Fahrtverlauf war auf Grund des f riedlichen 
Verhaltens aller Reisenden ruhig, so daß kein Anlaß 
für ein polizeiliches Einschreiten bestand. Es wurden 
weder Sachbeschädigungen begangen noch volks-
verhetzende Straftaten verübt. Verbotene Gegen-
stände oder Plakate mit volksverhetzenden Parolen 
wurden ebenfalls nicht mitgeführt. Von der Landes-
polizei und von anderen Reisenden wurden keine an-
derweitigen Feststellungen getroffen. 

Zu Frage 14: 

Die Bundesregierung verurteilt nachdrücklich die 
Provokationen und Gewalttaten einer Randgruppe 
von Unverbesserlichen bei dem Länderspiel in 
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Zabrze. Sie hat sich - wie auch der Deutsche Fuß-
ball-Bund - hierfür beim polnischen Volk entschul-
digt. Die wahre Einstellung der sportinteressierten 
Öffentlichkeit und der deutschen Bürger wurde in 
den Spruchbände rn  bei dem Spiel in der Champions

-

League zwischen Do rtmund und Lodz deutlich, mit 
denen sich die deutschen Sportfans in deutscher und 
polnischer Sprache für das Verhalten der Chaoten in 
Zabrze entschuldigt haben. Dies wurde nicht nur von 
der polnischen Öffentlichkeit und vom polnischen 
Ministerpräsidenten ausdrücklich gewürdigt, son-
dern auch in vielen Ländern positiv zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Bundesregierung ist überzeugt davon, daß die 
Entscheidung über die Vergabe der Fußball-Welt-
meisterschaft im Jahre 2006 nicht von den Ausschrei-
tungen einer Randgruppe, sondern von dem Wunsch 
unseres Landes und seiner Bürger beeinflußt wird, 
die gutnachbarlichen Beziehungen zu Polen zu ver-
tiefen und ein guter Gastgeber internationaler Spo rt

-veranstaltungen zu sein, wie dies eine Reihe sportli-
cher Großereignisse in Deutschland gezeigt haben. 
Die Fußball-Weltmeisterschaft 1974 und die Europa-
meisterschaft 1988 waren begeisternde Ereignisse 
des internationalen Spo rts, bei denen sich alle unsere 
Gäste wohlgefühlt haben. 

Die Bundesregierung wird das ihr Mögliche tun, 
den Deutschen Fußball-Bund bei seiner Bewerbung 
und - wie wir hoffen - Ausrichtung der Weltmeister-
schaft im Jahre 2006 zu unterstützen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lindner auf die 
Frage des Abgeordneten Thomas Krüger (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Frage 19): 

Welche Position bezieht die Bundesregierung gegenüber der 
Entscheidung des Freistaates Sachsen, sich durch Kündigung 
aus der noch von der Regierung de Maizire und der Volkskam-
mer eingesetzten Stiftung Kulturfonds zurückzuziehen, und hält 
sie die Anregung, dieses wirksame Inst rument zur Förderung 
zeitgenössischer Künstler und ihrer Projekte durch eine erwei-
terte Beteiligung auch der alten Bundesländer und vielleicht 
auch ein eigenes deutliches Engagement zu unterstützen, für 
sinnvoll? 

Die Stiftung Kulturfonds war und ist ein Förderin-
strument der neuen Länder, das im Bereich der 
Künstlerförderung neben den vom Bund finanzierten 
gesamtstaatlich orientierten Fördereinrichtungen ar-
beitet. Die Gestaltung der Zukunft der Stiftung Kul-
turfonds ist ausschließlich eine Angelegenheit der 
beteiligten Bundesländer und von diesen im Rahmen 
ihrer Kulturzuständigkeit in eigener Verantwortung 
zu regeln. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/5565 Frage 20): 

Was unternimmt die Bundesregierung, um die rechtlichen 
Rahmenbedingungen zur Optimierung und Harmonisierung der 
polizeilichen Nacheile und Observation innerhalb der Europäi-
schen Union zu verbessern? 

Grenzüberschreitende polizeiliche Observationen 
und Nacheilen sind bisher innerhalb der Europäi-
schen Union nur im Blick auf die gemeinsamen 
Landgrenzen der Schengen-Staaten völkerrechtlich 
vereinbart. Die Schengener Vertragsstaaten haben 
gegenüber dem jeweiligen Schengen-Nachbarland 
die Modalitäten der Ausübung des Nacheilerechts in 
Erklärungen festgelegt. Belgische, französische, lu-
xemburgische und niederländische Polizeibeamte 
dürfen das Recht der Nacheile auf dem Hoheitsge-
biet der Bundesrepublik Deutschland ohne räumli-
che oder zeitliche Begrenzung für alle auslieferungs-
fähigen Straftaten und unter Einräumung des Fest-
halterechts in Anspruch nehmen. Demgegenüber ist 
das Nacheilerecht deutscher Polizeibeamter in Bel-
gien, Frankreich, Luxemburg und den Niederlanden 
jeweils unterschiedlich räumlich, zeitlich und sach-
lich beschränkt. Die Bundesregierung setzt sich bei 
den Beratungen in den zuständigen Schengener 
Gremien und in bilateralen Verhandlungen dafür 
ein, daß diese Beschränkungen aufgehoben werden. 
Dabei wird angestrebt, zu einer Schengen-einheitli-
chen Regelung zu gelangen. 

Bislang stehen allerdings die anderen Schengen-
Staaten einer Ausweitung der Nacheilemöglichkei-
ten ablehnend gegenüber. 

Für den Bereich der Europäischen Union sollen 
nach Auffassung der Bundesregierung die Schenge-
ner Bestimmungen über die grenzüberschreitende 
Nacheile und Observation über eine Einbeziehung 
der Schengener Kooperation in den dritten Pfeiler 
des EU-Vertrages zur Anwendung kommen. Der 
Übergang der Schengener Zusammenarbeit in  die 
der EU ist Gegenstand der Beratungen der derzeit 
laufenden Regierungskonferenz. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen der Abgeordneten Kerstin Müller (Köln) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5565 
Fragen 21 und 22): 

Ist es zutreffend, daß die Hohe Flüchtlingskommissarin der 
Vereinten Nationen, Frau Sadako Ogata, die Aufnahmestaaten 
bosnischer Flüchtlinge, also auch die Bundesrepublik Deutsch-
land, darum gebeten hat, den vorläufigen Schutz der bosnischen 
Flüchtlinge zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht aufzugeben, und 
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warum hält der Bundesminister des Innern dennoch am Rück-
schiebetermin 1. Oktober 1996 fest? 

Wie gedenkt die Bundesregierung mit den ca. zwei Dritteln 
der hier lebenden bosnischen Flüchtlinge zu verfahren, die nicht 
in ihre Heimatorte zurückkehren können, weil sie nicht der eth-
nischen Mehrheitsbevölkerung angehören, und wie will die 
Bundesregierung im Falle der Abschiebung der Flüchtlinge 
dann ggf. der Gefahr begegnen, hierdurch die ethnische Tei-
lung des Landes zu zementieren? 

Zu Frage 21: 

Der UNHCR hat 22 Gemeinden und Ortschaften in 
Bosnien und Herzegowina definiert, die für Wieder-
aufbaumaßnahmen besonders geeignet sind und in 
die bevorzugt eine Rückkehr von Bürgerkriegsflücht-
lingen (der jeweiligen ethnischen Mehrheit) stattfin-
den kann. Gleichzeitig hat der UNHCR betont, daß 
die freiwillige Rückkehr auch in andere Gebiete Bos-
niens und Herzegowinas möglich ist. 

Führende Repräsentanten der Republik Bosnien 
und Herzegowina haben an alle Flüchtlinge appel-
liert, zur Unterstützung des Wiederaufbaus des Lan-
des zurückzukehren. 

Nach dem Beschluß der Ständigen Konferenz der 
Innenminister und -senatoren der Länder vom 
19. September 1996 soll im Rahmen der am 
26. Januar 1996 beschlossenen ersten Rückführungs-
phase die Rückführung in einem ersten Schritt jeden-
falls die Bürgerkriegsflüchtlinge erfassen, die aus 
den für eine Rückkehr geeigneten Gebieten stam-
men. Hinsichtlich des Beginns der zwangsweisen 
Rückführung, die grundsätzlich ab dem 1. Oktober 
1996 möglich ist, besteht zwischen dem Bundesin-
nenminister und den Innenministern und -senatoren 
der Länder Einvernehmen, daß dabei den Ländern 
im Rahmen der ersten Rückführungsphase nach 
Maßgabe der unterschiedlichen Verhältnisse in den 
einzelnen Ländern eine flexible Handhabung mög-
lich ist. Nach dem Beschluß der Ständigen Konferenz 
der Innenminister und -senatoren der Länder vom 
19. September 1996 werden der Bundesinnenmini-
ster und die Innenminister und -senatoren der Län-
der die Entwicklung in Bosnien und Herzegowina 
weiterhin aufmerksam verfolgen und weitere Einzel-
maßnahmen unter Berücksichtigung des Fortgangs 
der Stabilisierung der Verhältnisse vor Ort beschlie-
ßen. Der Bundesminister des Innern wird auch wei-
terhin die Länder zeitnah über Veränderungen hin-
sichtlich des Personenkreises, der vorrangig zurück-
geführt werden kann, informieren. 

Zu Frage 22: 

Im wesentlichen wird auf die Antwort zur Frage 21 
verwiesen. Ergänzend ist zu bemerken, daß auch der 
UNHCR in seinem in der Sitzung am 8. März 1996 in 
Oslo vorgestellten Phasenplan für die Rückkehr der 
Flüchtlinge in einer zweiten Phase Neuansiedlungen 
in Gebieten, in denen die Flüchtlinge zur ethnischen 
Mehrheitsbevölkerung gehören, für möglich hält. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5565 
Frage 23): 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Förderung 
freiwilliger Rückkehr bosnischer Flüchtlinge im Gegensatz zur 
Durchsetzung von Abschiebungsmaßnahmen zu, und wie be-
gründet sie ihre Auffassung, insbesondere, soweit sie nicht vor-
rangig auf Projekte zur freiwilligen Rückkehr der Flüchtlinge 
setzt? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
freiwillige Rückkehr die vorrangig zu fördernde 
Form der Rückkehr von ausreisepflichtigen Personen 
ist. Dies schließt nicht aus, daß auch Maßnahmen der 
zwangsweisen Rückkehr ergriffen werden müssen. 

Bezogen auf die Kriegsflüchtlinge aus Bosnien und 
Herzegowina hat die Ständige Konferenz der Innen-
minister und -senatoren der Länder daher am 
19. September 1996 ihren Willen bekundet, die frei-
willige Rückkehr nach Bosnien und Herzegowina 
verstärkt zu fördern. Dies soll insbesondere durch ge-
zielte Informationen und vielfältige Angebote der 
Rückkehrförderung erfolgen. 

In diesem Zusammenhang sind inbesondere die 
von der Bundesregierung in Zusammenarbeit mit der 
Regierung Bosniens und Herzegowina initiierten Pro-
jekte der EU zum Wiederaufbau und zur Förderung 
der Rückkehr zu nennen. Zu erwähnen sind weiter-
hin die vereinfachte Durchführung von Orientie-
rungsreisen, die durch ein Abkommen mit den Tran-
sitstaaten geschaffene Möglichkeit der visumfreien 
Durchreise durch diese Staaten und die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme von Mitteln aus den GARP- 
und REAG-Programmen (Programme der finanziel-
len Unterstützung der Rückreise und Überbrückung 
der ersten Zeit nach Rückkehr), die die Bundesregie-
rung zusammen mit den Ländern finanziell fördert. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fra-
gen des Abgeordneten Michael Teiser (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/5565 Fragen 24 und 25): 

Welches Erfordernis zur Änderung des Jugendgerichtsgeset-
zes zieht die Bundesregierung aus der Tatsache, daß die seiner-
zeitig als Ausnahmeregelung gedachte Anwendung des Ju-
gendstrafrechts auf Heranwachsende nach § 105 JGG von deut-
schen Ge richten so ausgelegt und angewandt wird, daß inzwi-
schen fast jedes Strafverfahren gegen Heranwachsende unter 
Anwendung des Jugendstrafrechts geführt wird? 

Welche Gründe sprechen angesichts der aktuellen Entwick-
lung der Jugendkriminalität nach Auffassung der Bundesregie-
rung heute noch dafür, bei der Anwendung des Jugendgerichts-
gesetzes (JGG) die Strafmündigkeitsgrenze für Jugendliche 
nach i 1 Abs. 2 JGG (14 Jahre) beizubehalten? 
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Die Bundesregierung verfolgt aufmerksam die öf-
fentliche Diskussion über die Anwendung des Ju-
gendstrafrechts auf Heranwachsende sowie eine 
Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters. Sie wird 
die vorgebrachten Argumente prüfen. 

Zu den gestellten Fragen ist jetzt nur folgendes zu 
bemerken: § 105 JGG knüpft die Anwendung des Ju-
gendstrafrechts auf Heranwachsende an zwei - alter-
native - Vorraussetzungen, die in jedem Einzelfall 
vom Gericht zu prüfen sind: Entweder muß der Her-
anwachsende entwicklungsmäßig noch einem Ju-
gendlichen gleichstehen oder es muß sich bei der Tat 
um eine typische Jugendverfehlung handeln. Vom 
Ergebnis dieser Prüfung, das nicht normativ durch 
ein Regel-Ausnahme-Verhältnis vorherbestimmt 
werden kann, hängt das anzuwendende Recht ab. 

Seit Einführung des § 105 JGG im Jahr 1953 stieg 
der Anteil der nach Jugendstrafrecht verurteilten 
Heranwachsenden auf 65 Prozent im Jahr 1988. 
Nach 1988 hat die Anwendungshäufigkeit des Ju-
gendstrafrechts auf heranwachsende Verurteilte al-
lerdings kontinuierlich abgenommen; sie betrug 
1994 für die alten Bundesländer insgesamt nur noch 
57,7 Prozent. Von der Anwendung des Jugendstraf-
rechts in fast jedem Strafverfahren gegen Heran-
wachsende kann damit nicht die Rede sein. 

Den insbesondere seit 1993 zu beobachtenden 
starken Anstieg der Zahl als Tatverdächtiger regi-
strierter Kinder unter 14 Jahren nimmt die Bundesre-
gierung sehr ernst. Sie weist allerdings auch darauf 
hin, daß die Entwicklung der Kinderkriminalität bei 
schwereren Delikten nach wie vor von vergleichs-
weise geringen absoluten Tatverdächtigenzahlen ge-
prägt ist. Insgesamt dominieren leichtere Straftaten, 
vor allem der Ladendiebstahl. Auf die Problematik 
der Kinderkriminalität wurde im übrigen bereits in 
der Antwort der Bundesregierung vom 8. Mai 1996 
auf die Frage des Kollegen Dr. Jüttner hingewiesen 
(Prot. 13/103, S. 9057). 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen des Abgeordneten Heinz Schmitt (Berg) 
(SPD) (Drucksachen 13/5565 Fragen 27 und 28): 

Sind der Bundesregierung Planungen bekannt, daß beim US-
Depot (RSAG) in Germersheim Aufgaben, die bisher von deut-
schen Zivilbeschäftigten ausgeführt und zum Teil bereits von 
amerikanischen Zivilbeschäftigten übernommen wurden, in Zu-
kunft gänzlich von amerikanischen Zivilbeschäftigten übernom-
men werden sollen, und ist der Bundesregierung ferner be-
kannt, wie viele Zivilbeschäftigte amerikanischer Nationalität 
derzeit beim US-Depot (RSAG) in Germersheim arbeiten? 

Welche Arbeiten dürfen nach Auffassung der Bundesregie-
rung entsprechend dem Zusatzabkommen zum NATO-Trup-
penstatut von amerikanischen Zivilbeschäftigten erledigt wer-
den? 

Zu Frage 27: 

Nach Angaben der US-Streitkräfte sind in Ger-
mersheim die bisher von RSAG (RETROEUR Suppo rt 

 Activity Germersheim) wahrgenommenen Aufgaben 
- die Verwaltung, Lagerung und Versendung von 
nicht mehr benötigten militärischen Materialien und 
Geräten - und auch die entsprechenden zivilen Ar-
beitsplätze ersatzlos weggefallen. 

Die jetzt durchzuführenden anderen Aufgaben - 
Entgegenahme und kurzfristige Weiterleitung von 
neuem Militärgerät an die zuständigen Einheiten - 
werden von AMC (Army Mate rial Command), die 
nur einen kleinen Teil der Liegenschaft weiternutzt, 
erledigt. Für diese Aufgaben werden nach Auskunft 
der US-Streitkräfte auf Dauer lediglich 3 Zivilbe-
schäftigte amerikanischer Nationalität beschäftigt. 

Zu Frage 28: 

Nach dem Zusatzabkommen zum NATO-Truppen-
statut (ZA-NTS) sind die Stationierungsstreitkräfte 
der USA grundsätzlich frei in der Übertragung von 
Aufgaben an entsandte Zivilbeschäftigte, die dem zi-
vilen Gefolge angehören. 

Soweit Aufgaben von technischen Fachkräften im 
Sinne des Artikels 73 ZA-NTS ausgeführt werden 
sollen, gelten die Vereinbarungen mit der US-Regie-
rung im Notenwechsel vom 13. Juli 1995 über die 
Anwendung des Artikels 73 ZA-NTS, insbesondere 
die in diesem Zusammenhang gemachte schriftliche 
Zusage (veröffentlicht im Bundesgesetzblatt 1995 
Teil II, S. 761), wonach es 

„die Politik der Truppen der Vereinigten Staaten 
sein wird, nach Artikel 56 des Zusatzabkommens 
Beschäftigte nicht gegen ihren Willen zu entlas-
sen, um sie durch technische Fachkräfte im 
Sinne des Artikels 73 des Zusatzabkommens zu 
ersetzen, soweit die technische Fachkraft diesel-
ben Pflichten und Aufgaben hätte wie der Be-
dienstete nach Artikel 56".  

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Frage des Abgeordneten Thomas Krüger (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Frage 29): 

Wie steht die Bundesregierung zu den Anregungen des Kul-
turkreises der deutschen Wi rtschaft im Bundesverband der 
Deutschen Indust rie e. V. und der Privatinitiative Kunst (PIK) zur 
Neuregelung der Erbschaftsteuer im Jahressteuergesetz 1997, 
und hat die Bundesregierung darüber hinausgehende Vor-
schläge für vom Bund zu setzende Rahmenbedingungen, die auf 
eine Belebung der Förderung zeitgenössischer Kunst hinzielen? 

Die Bundesregierung kann die angeregte Ergän-
zung des Erbschaftsteuergesetzes nicht befürworten. 
Zuwendungen an gemeinnützige, kulturellen oder 
wissenschaftlichen Zwecken dienende Stiftungen 
sind bereits nach geltendem Recht weder beim Er-
ben noch bei den Stiftungen mit Erbschaftsteuer be- 
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lastet. Ein zusätzlicher „Steuerbonus" für den Erben 
ist sachlich nicht gerechtfertigt und würde zu unkal-
kulierbaren Auswirkungen auf das den Ländern zu-
stehende Aufkommen der Erbschaftsteuer führen. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen des Jahres-
steuergesetzes 1997 die Abschaffung der Vermögen-
steuer vorgeschlagen. Damit würden ab 1. Januar 
1997 auch bisher steuerpflichtige Kunstgegenstände 
und Kunstsammlungen - unabhängig von deren 
Wert - nicht mehr mit Vermögensteuer belastet. Die 
Bundesregierung verfolgt gegenwärtig keine dar-
über hinausgehenden Vorschläge zur Förderung 
zeitgenössischer Kunst. Die vorrangigen Ziele der 
Haushaltskonsolidierung und der bevorstehenden 
grundlegenden Reform der Einkommensbesteue-
rung verlangen eine st rikte Prioritätensetzung. Ins-
besondere neue Steuererleichterungen müssen vor 
diesem Hintergrund gegenwärtig zurücktreten. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Frage 32): 

In welcher Höhe sind Haushaltsmittel für die personalwirt-
schaftlichen Maßnahmen im Zuge des Bonn-Berlin-Umzuges 
vorgesehen, und durch welche konkreten Maßnahmen begrün-
den sich die in der Kabinettsvorlage des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 12. Oktober 1993 errechneten Mehrkosten bei 
einem Umzug 1998 gegenüber einem Umzug im Jahre 2002 in 
Höhe von 1,7 Mrd. DM? 

Das angesprochene Papier, das dem Kabinett nicht 
vorgelegen hat, behandelte Überlegungen im Vor-
feld der Beschlußfassung des Bundeskabinetts vom 
12. Oktober 1993 über den Umzugszeitraum der Bun-
desregierung. Das Papier ging von einem Vergleich 
von Umzugsterminen 1998 und 2002 aus. Bei dem 
Umzugstermin 1998 wären erhöhte Kosten im we-
sentlichen durch terminsichernde Maßnahmen, 
durch Kapazitätsengpässe der Bauwirtschaft sowie 
Zwischenumzüge in Provisorien zu erwarten gewe-
sen. Im Hinblick auf den Beschluß der Bundesregie-
rung vom 12. Oktober 1993, im Zeitraum 1998 bis 
2000 umzuziehen, sind derartige erhöhte Kosten 
nicht zu erwarten. 

Das als Vorblatt dem Berlin/Bonn-Gesetz beige-
fügte Kostentableau vom 14. Januar 1994 sieht für 
personalwirtschaftliche Maßnahmen einen Kosten-
ansatz von 950 Millionen DM vor. 

Anlage 15 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Gertrud Dempwolf auf die 
Frage der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5565 
Frage 40): 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung die Mittel für 
das REAG-Programm (Reintegration und Emigra tion Pro-
gramme for Asylum-Seekers in Germany) im Haushaltsentwurf 
1997 (Einzelplan 17) gekürzt, obwohl aus diesem Programm die 
freiwillige Rückreise bosnischer Flüchtlinge finanziert werden 
soll, und gedenkt die Bundesregierung die Mittel für dieses Pro-
gramm entsprechend den Empfehlungen von UNHCR und IOM 
(Inte rnational Organization for Migration) aufzustocken? 

Bei den notwendigen Kürzungen für den Haushalt 
1997 konnte der von Ihnen genannte Bereich - das 
REAG-Programm - nicht ausgenommen werden. 

Die Bundesregierung wird jedoch im Bedarfsfall 
alle haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ausschöp-
fen, um die freiwillige Rückreise bosnischer Flücht-
linge zu fördern. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Joachim Günther auf die 
Fragen der Abgeordneten Gabriele Iwersen (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Fragen 41 und 42): 

Hält die Bundesregierung geschlechtsdifferenzierte Wohnbe-
darfsermittlungen und Wohnungsnotfallstatistiken für erforder-
lich, und wird sie diese veranlassen? 

Hält die Bundesregierung es für erforderlich, daß frauenspezi-
fische Belange beim Bau von Wohnungen und bei der Wohn-
umfeldplanung berücksichtigt werden, und was unternimmt sie, 
um dies zu fördern? 

Zu Frage 41: 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollten 
Wohnbedarfsermittlungen wie auch Wohnungsnot-
fallstatistiken die unterschiedlichen Lebenssituatio-
nen und Wohnbedürfnisse verschiedener Personen-
gruppen und Haushalte berücksichtigen. Dazu zäh-
len Merkamte wie Haushaltsgröße, ggf. auch die fa-
miliäre Situation (z. B. kinderreiche Familien, allein-
erziehende Elternteile mit Kindern), Alter und Ge-
schlecht der Haushaltsangehörigen. Je nach Frage-
stellung können im Einzelfall unterschiedliche Diffe-
renzierungen geboten sein. 

Wie im Bericht der Bundesregierung über Maßnah-
men zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit (Bundes-
tags-Drucksache 13/5226 vom 4. Juli 1996) darge-
legt, ist die Bundesregierung bemüht, die Informa-
tionsbasis für bundesweite Wohnungslosenstatisti-
ken zu verbessern; solche Statistiken sollten auch 
nach Geschlecht differenzie rt  sein. Bundesstatistiken 
mit Personenangaben - etwa die Sozialhilfestatistik - 
enthalten grundsätzlich geschlechtsdifferenzierte An-
gaben. 

Zu Frage 42: 

Die Bundesregierung unterstützt die Berücksichti-
gung frauenspezifischer Belange im Wohnungs- und 
Städtebau. Mit dieser Zielsetzung hat das Bundesmi-
nisterium für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. September 1996 	11179 * 

bau seine Aktivitäten zum Thema „Frauen und 
räumliche Planungen" mit dem Ressortforschungs-
projekt „Frauengerechte Stadtplanung" fortgesetzt. 
Dieses Projekt knüpft an die Ergebnisse des Kollo-
quiums „Frauen planen die Stadt" sowie die Empfeh-
lungen des Berichts der Kommission „Zukunft Stadt 
2000" an und soll einen Beitrag zur Implementation 
einer Stadtplanung liefern, die (auch) den Lebens-
entwürfen und Ansprüchen von Frauen gerecht 
wird. Ziel der Untersuchung, die sich auf die Maß -
stabsebene Quartier, Stadtteil und Gesamtstadt be-
zieht, ist die Aufbereitung bzw. Erarbeitung von Pla-
nungskriterien und Umsetzungsstrategien für eine 
frauengerechte Stadtplanung. Zudem geht es darum, 
Erkenntnisse über strukturelle Hindernisse bei der 
Berücksichtigung von Fraueninteressen im Städte-
bau zu gewinnen, die auch Hinweise für die Bewäh-
rung bzw. Weiterentwicklung der Rahmensetzungen 
des Bundes liefern. Der Endbericht des Forschungs-
projektes liegt vor und wird voraussichtlich im 
Herbst als Broschüre veröffentlicht. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Joachim Günther auf 
die Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Frage 43): 

Welche „Beschleunigungsmaßnahmen" zieht die Bundesre-
gierung beim Neubau des Bundeskanzleramtes in Berlin in Er-
wägung (siehe Interview mit dem Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, in der „Berli-
ner Zeitung" vom 26. August 1996), und was versteht die Bun-
desregierung im Zusammenhang mit der Verlegung von Parla-
ment und Regierungsteilen nach Berlin unter „terminsichern-
den Maßnahmen"? 

Nach Abstimmung mit allen Projektbeteiligten 
wird das Bundeskanzleramt in Berlin auf der Grund-
lage des bestehenden Zeitplans bis 1999 fertigge-
stellt. 

Derzeit besteht mit Blick auf die bestehende 
Beschlußlage und die gegebenen Planungs- und 
Baufortschritte kein Anlaß, grundsätzlich termin-
sichernde Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Verlegung von Parlament und Regierungsteilen ein-
zuplanen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die Fra-
gen der Abgeordneten Simone Probst (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5565 Fragen 44 
und 45): 

Welche Veränderungen haben sich im Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie seit Inkraft-
treten des Zweiten Gleichberechtigungsgesetzes am 1. Sep-
tember 1994 hinsichtlich der Anzahl und des Anteils von Frauen  

in den einzelnen Gehaltsgruppen und in den unterschiedlichen 
Funktionsbereichen ergeben? 

Gibt es im Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie einen jährlich zu aktualisierenden 
Frauenförderplan, und wenn ja, wie wurden die in diesem För-
derplan enthaltenen Bestimmungen bislang umgesetzt? 

Zu Frage 44: 

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie (BMBF) ist durch Erlaß 
des Bundeskanzlers vom 17. November 1994 durch 
Zusammenlegung des Bundesministeriums für Bil-
dung und Wissenschaft (BMBW) und des Bundesmi-
nisteriums für Forschung und Technologie (BMFT) 
entstanden. Eine Ermittlung der gewünschten Daten 
zum Stichtag 1. September 1994 ist nur mit einem un-
vertretbar hohen Zähl- und Verwaltungsaufwand 
möglich. Die frühesten, heute vorliegenden und aus-
gewerteten, Zahlen beziehen sich auf den Stichtag 
30. Juni 1995. 

Der Frauenförderplan des BMBF vom 18. Januar 
1996 wird zur Zeit an die jährliche Entwicklung an-
gepaßt. Hierfür werden die jetzt vorliegenden Ver-
gleichsdaten zum Stichtag 30. Juni 1996 ausgewertet 
(Vergleich mit Stichtag 30. Juni 1995). Es ist vorgese-
hen, die Auswertung bis Ende November 1996 zu 
veröffentlichen. Zum jetzigen Zeitpunkt sind Aussa-
gen zu Entwicklungen und Trends noch nicht mög-
lich, da nur eine Zusammenschau aller Daten auch 
vor dem Hintergrund der dem BMBF vom Haushalts-
gesetzgeber auferlegten besonderen Stelleneinspa-
rungen eine sichere Analyse zuläßt. 

Ich habe veranlaßt, daß Ihnen der geltende Frau-
enförderplan des BMBF und die von Ihnen erbetenen 
Daten hinsichtlich Anzahl und Anteil von Frauen in 
den einzelnen Gehaltsgruppen und in den unter-
schiedlichen Funktionsbereichen (Stichtag 30. Juni 
1996) mit gesonderter Post zugeschickt werden. Dies 
ermöglicht Ihnen die Betrachtung der Entwicklung 
im BMBF nach Inkrafttreten des 2. Gleichberechti-
gungsgesetzes über ein Jahr. Sobald der geltende 
Frauenförderplan fortgeschrieben ist und damit auch 
die Analyse über Entwicklungen und Trends vor-
liegt, werde ich Ihnen gerne ein Exemplar der Veröf-
fentlichung zuleiten. 

Zu Frage 45: 

Das BMBF hat als eines der ersten Resso rts über-
haupt schon zum 18. Januar 1996 einen Frauenför-
derplan in Kraft gesetzt (s. Antwort zu Frage Nr. 44). 

Nach den verbindlichen Zielvorgaben des Frauen-
förderplans des BMBF soll im Planungszeitraum un-
ter Berücksichtigung von Eignung, Befähigung und 
Leistung und bei Angestellten unter Berücksichti-
gung der tarifrechtlichen Vorgaben angestrebt wer-
den, Beförderungen von Frauen im Verhältnis ihres 
Anteils an der jeweiligen Gruppe der Beschäftigten 
vorzunehmen. Bei der Besetzung von Referatsleiter-
positionen sollen Frauen über ihren aktuellen Anteil 
an den Beschäftigten des höheren Dienstes hinaus 
berücksichtigt werden. 

Ohne der Auswertung der aktuellen Vergleichsda-
ten vorgreifen zu wollen ist festzustellen, daß die für 
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den Planungszeitraum bis Ende 1997 formulierten 
verbindlichen Zielvorgaben zu Beförderungen und 
Höhergruppierungen sowie bei der Besetzung von 
Leitungsfunktionen bereits jetzt zu einem Teil umge-
setzt wurden. 

Der Frauenförderplan des BMBF sieht weiter Maß-
nahmen zur Frauenförderung bei der Stellenbeset-
zung/Einstellung, bei der Förderung der Teilzeitbe-
schäftigung, bei der Aus- und Fortbildung, beim In-
formations- und Beschäftigungsangebot für beur-
laubte Beschäftigte sowie bei der Telearbeit vor. 

Diese Maßnahmen sind bereits jetzt weitgehend 
realisiert. So konnte allen Anträgen auf Teilzeit ent-
sprochen werden. Den beurlaubten Beschäftigten 
wurde weiterhin die Möglichkeit eingeräumt, durch 
Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen die Ver-
bindung zum Beruf zu erhalten. In einem Modellver-
such werden die rechtlichen, organisatorischen, 
finanziellen und technischen Rahmenbedingungen 
von Telearbeit im BMBF geklärt. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die Fra-
gen des Abgeordneten Jörg Tauss (SPD) (Drucksa-
che 13/5565 Fragen 46 und 47): 

Welche Risiken ergeben sich für den Bundeshaushalt in den 
nächsten Jahren aus der Tatsache, daß das Verglasungskonzept 
in Mol/Belgien im Zusammenhang mit der Abwicklung der Wie-
deraufarbeitungsanlage Karls ruhe (WAK) und der do rt  erforder-
lichen Entsorgung hochradioaktiven Abfalls (HAWC) geschei-
tert ist, und wie werden die über 2 Mrd. DM hinausgehenden 
Kosten dieser Abwicklung finanziert? 

Wird die Bundesregierung mit den Energieversorgungsunter-
nehmen (EVU) in neue Verhandlungen eintreten, um eine Mitfi-
nanzierung des neuen Konzepts auch durch die EVU zu errei-
chen, oder akzeptiert die Bundesregierung den von den EVU an-
gekündigten Ausstieg aus einem neuen Konzept? 

Zu Frage 46: 

Aus der gemeinsam mit dem Land Baden-Würt-
temberg getroffenen Entscheidung, die Verglasung 
des hochradioaktiven Abfalls (HAWC) nicht mehr in 
Belgien, sondern vor Ort in Karlsruhe vorzunehmen, 
ergeben sich keine zusätzlichen Risiken für den Bun-
deshaushalt. Vielmehr ist nach den bisherigen Ko-
stenschätzungen sogar von einer Kostenreduktion 
gegenüber der Verglasung in Belgien auszugehen. 

Nach dem gültigen Vertrag zwischen dem Bund, 
dem Land Baden-Württemberg, dem Forschungs-
zentrum Karlsruhe, der Wiederaufarbeitungsanlage 
Karlsruhe Bet riebsgesellschaft und der Deutschen 
Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrenn-
stoffen (DWK) über die Stillegung, Beseitigung und 
Entsorgung der WAK gehen Mehr- oder Minderauf-
wendungen, die sich aus diesem Vertrag ergeben, zu 
Lasten bzw. zugunsten von Bund und Land im Ver-
hältnis von 91,8 zu 8,2. 

Zu Frage 47: 

Die Bundesregierung sieht keinen Grund zu der 
Annahme, daß die DWK ihre im o. g. Vertrag über-
nommenen vertraglichen Verpflichtungen zur Betei-
ligung an der Stillegung, Beseitigung und Entsor-
gung der WAK nicht erfüllen wird. Dabei stützt sie 
sich u. a. darauf, daß von der DWK in dem Lenkungs-
ausschuß als Beratungsorgan zur Abwicklung des 
WAK-Projektes keine Bedenken gegen die VEK-Lö-
sung erhoben worden sind. 

Anlage 20 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Cornelia Yzer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Fragen 48 und 49): 

Wie hoch sind die von der Bundesrepublik Deutschland für 
1997 geplanten Mittelkürzungen für die Projektförderung an 
europäischen Forschungseinrichtungen insgesamt (absolut und 
in Prozent), und wie verteilen sich die Kürzungen für die Projekt-
förderung jeweils auf die europäischen Forschungsinstitute (ab-
solut und in Prozent)? 

Wie schätzt die Bundesregierung die Gefahr ein, daß andere 
EU-Mitglieder, dem deutschen Beispiel folgend, ihre Beiträge 
für die Projektförderung an europäischen Forschungseinrich-
tungen ebenfalls kürzen werden, und hält die Bundesregierung 
die europäischen Forschungsprogramme für gefährdet? 

Zu Frage 48: 

Die Mittelkürzungen ergeben sich aus der Diffe-
renz zwischen den Ansätzen des Entwurfs des Haus-
haltsplans 1997 und den Ansätzen des Haushalts-
plans 1996 und betragen 31,0 Millionen DM, das ent-
spricht 8,4 Prozent. 

Im einzelnen ergibt sich hierzu folgendes Bild 
(vorbehaltlich der Verabschiedung des Bundeshaus-
halts durch den Deutschen Bundestag): 

Bei CERN (Europäisches Laborato rium für Teil-
chenphysik) beträgt der deutsche Beitrag für 1997 
240,9 Millionen DM. Das bedeutet gegenüber 1996 
eine Kürzung um 24,8 Millionen DM gleich 
9,3 Prozent. 

Bei ESO (Europäische Organisation für astronomi-
sche Forschung in der südlichen Hemisphäre) be-
trägt der deutsche Beitrag für 1997 37,5 Mil lionen 
DM. Das bedeutet gegenüber 1996 eine Kürzung um 
1,2 Millionen DM gleich 3,1 Prozent. 

Der deutsche Beitrag bei ILL (Institut Max von 
Laue-Paul Langevin) beträgt für 1997 30,5 Mil lionen 
DM. Das bedeutet eine Kürzung gegenüber 1996 um 
2,4 Millionen DM gleich 7,3 Prozent. 

Der deutsche Beitrag bei ESRF (Europäische 
SynchrotronStrahlungsquelle) beträgt für 1997 
27,7 Millionen DM. Das bedeutet eine Kürzung 
gegenüber 1996 um 2,6 Millionen DM gleich 
8,6 Prozent. 

Für Beiträge bzw. Leistungen an die Europäische 
Weltraumorganisation (EWO) ist im Haushaltsent- 
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wurf 1997 ein Gesamtvolumen von 972 Millionen DM 
(plus 15 Millionen DM aus dem Haushalt des BMV) 
vorgesehen. Gegenüber dem Soll 1996 von 1 034 Mil-
lionen DM bedeutet dies eine Kürzung von 
62 Millionen DM entsprechend 6 Prozent. 

Zu Frage 49: 

Die europäischen Forschungseinrichtungen CERN, 
ESO, ILL und ESRF sind keine EU-Einrichtungen, sie 
haben z. T. auch Mitglieder außerhalb der EU, z. B. 
die Schweiz. Die deutschen Beitragszahlungen die-
nen nicht der Projektförderung, sondern es handelt 
sich dabei um institutionelle Förderung. 

Die anderen Mitgliedstaaten werden sich formell 
erst in den anstehenden Ratstagungen der Einrich-
tungen zu ihren Beitragszahlen äußern. In informel

-

len Gesprächen des BMBF mit anderen Mitglied-
staaten wurde mitgeteilt, daß auch einige andere 
Staaten aufgrund ihrer eigenen schwierigen nationa-
len Haushaltssituation Kürzungen erwägen, z. B. Ita-
lien bei ESRF und evtl. Großbritannien beim CERN. 

Die Bundesregierung hält die Forschungspro-
gramme der betroffenen europäischen Forschungs-
einrichtungen für nicht in ihrer Substanz gefährdet. 
Zwar werden Einsparungen, z. B. bei der Verwaltung 
oder auch beim Ausbau der wissenschaftlichen Ge-
räteausstattung erforderlich. Nach Auffassung der 
Bundesregierung wird jedoch keine der Einrichtun-
gen durch die deutschen Beitragskürzungen p riori

-täre Teile der geplanten wissenschaftlichen Aktivitä-
ten aufgeben müssen. Dies gilt insbesondere für das 
LHC-Projekt bei CERN und das VLT (Very Large Te-
lescope) bei ESO, auch wenn hier noch mit schwieri-
gen Verhandlungen mit den Mitgliedstaaten und 
auch mit Partnern außerhalb Europas (bei LHC USA 
und Japan) zu rechnen ist. 

Bei der EWO werden die Beteiligungen der Mit-
gliedstaaten an den Programmen der Organisation - 
mit Ausnahme des EWO-Wissenschaftsprogramms, 
das als Pflichtprogramm mit festen Beteiligungs-
schlüsseln finanziert wird - im jeweiligen Einzelfall 
entsprechend den Interessen der Teilnehmer verab-
redet. Da - unabhängig von der genannten deut-
schen Kürzung des EWO-Beitrages - auch die übri-
gen EWO-Mitgliedsländer mit beträchtlichen natio-
nalen Haushaltsproblemen belastet sind, drängen 
mehrere von ihnen, insbesondere Großbritannien 
und auch Frankreich, auf Einsparungen und Erhö-
hung der Effizienz der EWO. 

Anlage 21 

Antwort 

des Bundesministers Friedrich Bohl auf die Fragen 
der Abgeordneten Ingrid Matthäus-Maier (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Fragen 50 und 51): 

Ist es zutreffend, daß, wie die Presse berichtet (s. „General

-

Anzeiger" vom 18. September 1996), der Bundesminister für be-
sondere Aufgaben und Chef des Bundeskanzleramtes, F riedrich 

Bohl, die Organisationsstruktur des Presseamtes mit den Leiten-
den Beamten erörtert hat? 

Was ist das sachliche Ergebnis dieses Gesprächs? 

Zu Frage 50: 

Der Chef des Bundeskanzleramtes und der Staats-
sekretär im Bundespresseamt führen laufend Ge-
spräche und stehen im ständigen Kontakt. Auch lei-
tenden Beamten steht der Chef des Bundeskanzler-
amtes auf deren Bitte für Gespräche zur Verfügung. 
Diese Gespräche haben rein informellen Charakter. 

Zu Frage 51: 

Es handelte sich um informelle Gespräche. 

Anlage 22 

Antwort 

des Staatssekretärs Peter Hausmann auf die Fragen 
des Abgeordneten Freimut Duve (SPD) (Drucksache 
13/5565 Fragen 52 und 53): 

Ist es zutreffend, daß in einem 1,5 Millionen DM teuren Gut-
achten der Unternehmensberatung A rthur D. Little für das 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung die Empfeh-
lung ausgesprochen wird, die Unterabteilungsleiterebene kom-
plett abzuschaffen (s. ,,General-Anzeiger" vom 8. September 
1996)? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dieser Empfehlung zu 
folgen? 

Zu Frage 52: 

Es ist nicht zutreffend, daß das Gutachten der Un-
ternehmensberatung A rthur D. Little 1,5 Millionen 
DM gekostet hat. Die Kosten lagen ohne Mehrwert-
steuer knapp unter einer Million DM. Dieser Betrag 
wurde vom Bundesministerium der Finanzen bereit-
gestellt, um im Rahmen eines Pilotprojektes die Mög-
lichkeit der Einführung einer Kosten-/Leistungsrech-
nung in der Bundesverwaltung prüfen zu lassen. 

In diesem Zusammenhang wurde u. a. auch der 
organisatorische Vorschlag gemacht, die Unterabtei-
lungsleiterebene einzusparen. 

Zu Frage 53: 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung beabsichtigt, diese Empfehlung im Rahmen des 
Ausscheidens der bisherigen Funktionsinhaber zu 
prüfen und umzusetzen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatssekretärs Peter Hausmann auf die Fragen 
des Abgeordneten Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
(SPD) (Drucksache 13/5565 Fragen 54 und 55): 
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Ist es zutreffend, daß Staatssekretär Peter Hausm ann im 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung eine Unter-
abteilungsleiterstelle neu besetzt hat, und wie ist dies mit der 
Empfehlung der Unternehmensberatung Arthur D. Little zu ver-
einbaren (s. „General-Anzeiger'' vom 18. September 1996)? 

Entspricht es der von der Bundesregierung verfolgten Zielvor-
gabe der Verschlankung von Bundesbehörden, daß, wie im Bon-
ner „General-Anzeiger'' vom 18. September 1996 berichtet, sich 
die Anzahl der Abteilungsleiter um zwei auf nunmehr sechs er-
höht? 

Zu Frage 54: 

Seit meinem Amtsantritt habe ich zwei vakante 
Unterabteilungsleiterstellen mit Mitarbeitern aus 
dem Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung nachbesetzt, und zwar am 18. Mai 1995 und 
22. Januar 1996, also lange vor der erstmaligen Vor-
lage der Empfehlungen der Unternehmensberatung 
Arthur D. Little zur Organisationsanpassung im 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. 

Zu Frage 55: 

Mit der Umsetzung des Konzeptes der externen 
Unternehmensberatung wird das Ziel verfolgt, auf 
eine komplette Hierarchieebene zu verzichten. Da-
her sollen aus bisher vier Abteilungen und acht Un-
terabteilungen zukünftig fünf Abteilungen ohne Un-
terabteilungen werden, was eine Verschlankung von 
bisher zwölf auf zukünftig fünf Leitungsfunktionen 
bedeutet. 

Anlage 24 

Antwort 

des Bundesministers Friedrich Bohl auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Peter Struck (SPD): (Drucksa-
che 13/5565 Fragen 56 und 57): 

Wie hat der Bundeskanzler als oberster Dienstherr die Auffor-
derung der Bematen Schmülling, Gibowski, Lambsdorff und 
Schumacher, Staatssekretär Peter Hausmann von der Neuorga-
nisation des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung abzuhalten, behandelt und beschieden (s. „General-Anzei-
ger" vom 18. September 1996)? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß nach diesen Vor-
gängen um das Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung noch eine vertrauensvolle Zusammenarbeit an dessen 
Amtsspitze möglich ist, und welche Konsequenzen zieht sie dar-
aus? 

Zu Frage 56: 

Der Bundeskanzler hat von der Aufforderung 
Kenntnis genommen. 

Zu Frage 57: 

Die volle Funktionsfähigkeit des Presse- und Infor-
mationsamtes der Bundesregierung ist unverände rt 

 gegeben. 

Anlage 25 

Antwort 

des Bundesministers Friedrich Bohl auf die Fragen 
des Abgeordneten Wolf-Michael Catenhusen (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Fragen 58 und 59): 

Ist es zutreffend, daß sich die Beamten Schmülling, Gibowski, 
Lambsdorff und Schumacher direkt an den Bundeskanzler rich-
teten und ihn aufforderten, Staatssekretär Peter Hausm ann von 
der Neuorganisation des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung abzuhalten (s. „General-Anzeiger" vom 
18. September 1996)? 

Hat es in den letzten Jahren ähnliche Fälle gegeben, bei 
denen sich hohe Beamte zu organisatorischen Fragen unter Um-
gehung der Amtsspitze direkt an den Bundeskanzler gewandt 
haben? 

Zu Frage 58: 

Ja. 

Zu Frage 59: 

Ein vergleichbarer Vorgang ist mir nicht bekannt. 

Anlage 26 

Antwort 

des Staatsministers Dr. We rner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Eberhard Brecht (SPD) 
(Drucksache 13/5565 Frage 60): 

Trifft es zu, daß der Bundesminister des Auswärtigen nach den 
Erfahrungen mit dem interfraktionellen Tibetantrag nur darauf 
besteht, alle außenpolitisch relevanten Anträge der Koalitions-
fraktionen vorher einzusehen, um ggf. noch Korrekturen anbrin-
gen zu können? 

Es entspricht der gängigen und sachgerechten Pra-
xis, daß der Bundesminister des Auswärtigen über 
außenpolitische Anträge des Deutschen Bundestages 
unterrichtet wird. 

Anlage 27 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
der Abgeordneten Petra Ernstberger (SPD) (Druck-
sache 13/5565 Fragen 61 und 62): 

Welche konkreten Informationen hat die Bundesregierung 
über den Aufenthaltsort bzw. Verbleib des abgeschobenen Asyl-
bewerbers Bilakinam Solona Saguintaah in Togo (s. „Franken-
post" vom 7. und 12. September 1996)? 

Wie schätzt die Bundesregierung die aktuelle Menschen-
rechtslage in Togo ein? 

Zu Frage 61: 

Herr Solona wurde bereits am Flughafen vom deut-
schen Botschafter persönlich in Empfang genommen. 
Seitdem steht die Botschaft in ständiger Verbindung 
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mit ihm und wird dies auch künftig tun. Auch nach 
Auskunft von togoischen Menschenrechtsorganisa-
tionen liegt für Herrn Solona keine Gefährdung vor. 

Zu Frage 62: 

Die Bundesregierung betrachtet die Menschen-
rechtslage in Togo weiterhin als unbefriedigend. 
Eine gewisse Verbesserung der Menschenrechtslage 
ist insofern eingetreten, als Oppositionelle nicht 
mehr in dem Maße wie früher verfolgt werden. An-
dererseits fehlen weiterhin wirksame unabhängige 
Institutionen zum Schutz der individuellen Men-
schenrechte. 

Anlage 28 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) (Druck-
sache 13/5565 Frage 63): 

Welche Kenntnis besitzt die Bundesregierung über bürokrati-
sche Hindernisse belarussischer Behörden bei der Einfuhr von 
Hilfsgütern durch p rivate Hilfsorganisationen nach Belarus, und 
welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um im Be-
reich der Ausfuhr von Hilfsgütern nach Belarus durch p rivate 
Hilfsorganisationen zu einem unbürokratischen Vorgehen der 
zuständigen belarussischen Stellen zu gelangen? 

Probleme mit Belarus bei der Einfuhr von Hilfsgü-
tern  durch private deutsche Hilfsorganisationen nach 
Belarus gibt es im Moment durch die von Belarus im 
Frühjahr 1996 für Mitarbeiter von Hilfsorganisatio-
nen eingeführte Visumsgebühr. Die Einführung die-
ser Gebühr steht im Widerspruch zu dem zwischen 
der Bundesregierung und der UdSSR am 28. No-
vember 1990 unterzeichneten Memorandum of Un-
derstanding, das von den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion nach wie vor als Grundlage für die Zu-
sammenarbeit im humanitären Bereich anerkannt 
wird und das die vereinfachte und gebührenfreie 
Visaerteilung für Mitarbeiter von Hilfsorganisationen 
vorsieht. Die Bundesregierung hat deshalb die bela

-

russische Regierung um Rücknahme ihrer Entschei-
dung gebeten. Die belarussische Regierung beab-
sichtigt nunmehr, Visa für Mitarbeiter von Hilfsorga-
nisationen wieder gebührenfrei zu erteilen. Der ent-
sprechende Präsidialerlaß ist in Vorbereitung. 

Anlage 29 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/5565 Frage 64): 

Ist die Bundesregierung weiterhin der Meinung, daß die Ver-
einigung der beiden deutschen Staaten ohne die Anerkennung 
der Unumkehrbarkeit der in der Sowjetzone 1945 bis 1949 
durchgeführten Enteignungen nicht möglich gewesen wäre? 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß für eine 
Neubewertung der Verhandlungssituation im Jahre 
1990. In diesem Zusammenhang darf ich auf die Do-
kumentation der Bundesregierung vom 2. September 
1994 verweisen, in der dies im Einzelnen ausgeführt 
ist. 

Anlage 30 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
des Abgeordneten Eckart Kuhlwein (SPD) (Druck-
sache 13/5565 Fragen 65 und 66): 

Trifft ein Be richt des Fernsehmagazins „Monitor" vom 
19. September 1996 zu, nach dem ein deutscher Beamter der 
Mission der Europäischen Union in Zagreb für den Bundesnach-
richtendienst arbeitet? 

Kann die Bundesregierung definitiv ausschließen, daß Beamte 
der Bundesregierung als Mitglieder von Missionen der EU bzw. 
der OSZE nachrichtendienstlich tätig werden? 

Zu Frage 65: 

Das Auswärtige Amt hat seit 1991 Personal des 
Auswärtigen Dienstes, ehemalige Angehörige der 
Bundeswehr  und  abgeordnetes Personal anderer 
Bundesbehörden in das deutsche Kontingent ent-
sandt. Dazu gehörte auch ein Mitarbeiter des Bun-
desnachrichtendienstes. Die nicht dem Auswärtigen 
Dienst angehörigen EU-Missionsmitglieder sind für 
die Dauer ihrer Tätigkeit in den Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amtes übernommen worden. Dies gilt 
auch für den in Rede stehenden abgeordneten Mitar-
beiter des Bundesnachrichtendienstes. Er ist für die 
Zeit seiner Abordnung von allen früheren Aufgaben 
freigestellt worden. 

Zu Frage 66: 

Die von der Bundesregierung in Missionen der EU 
bzw. der OSZE entsandten Beamten üben aus-
schließlich Aufgaben aus, die dem Mandat der EU 
oder OSZE entsprechen. 

Der in Rede stehende Mitarbeiter des Bundesnach-
richtendienstes wurde von der EU-Mission in Zagreb 
und vom Auswärtigen Amt zu den behaupteten Vor-
würfen befragt. Er hat dienstlich versichert, daß we-
der er noch andere Mitglieder des deutschen Kontin-
gents an Aktivitäten, die nicht dem Mandat der EU- 
Monitor-Mission entsprechen, beteiligt gewesen 
seien. 
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